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"DieneuenmechanischenGeschwindigkeitenhabendas städtische Milieu in Unordnung gestürzt, indem

sieeineständigeGefährdungmitsichbringen,Verkehrsengpässeund-lähmungenhervorrufenunddie

Hygienebedrohen.DieKraftfahrzeugehättenvonbefreienderWirkungseinsollenunddurch ihreGe-

schwindigkeit einen beachtlichen Gewinn an Zeit herbeiführen müssen. Aber ihre Anhäufung und Kon-

zentration an gewissen Stellen sind gleichzeitig ein Hindernis für den Verkehr und der Anlaß

ständigerGefahrgeworden.DarüberhinaushabensiezahlreichegesundheitsschädigendeFaktorenins

Großstadtleben gebracht. IhreAbgase schädigen dieLunge und ihr Lärm bewirkt beim Menschen den

Zustand permanenter Nervosität. Die schon jetzt erreichten Geschwindigkeiten sind eine tägliche

Versuchung in dieFerne, in die Natur, verbreiten den Geschmack an einer hemmungs- und maßlosen

Beweglichkeit und begünstigen eine Art zu leben, die, indem sie die Familien auseinanderreißt, den

ZustandderGesellschaftzutiefstverwirrt.SieverdammendenMenschendazu,ermüdendeStunden in

Fahrzeugen aller Art zu verbringen und nach und nach die Ausübung der Tätigkeit zu vergessen, die

gesund und natürlich wie keine andere ist: die des Gehens."

LE CORBUSIER 1941

(Charta von Athen, Lehrsatz Nr. 80) nach KOCH 1993, S. 2



vgl.SCHMIDT-EICHSTAEDT1991,S.205:InderjährlichenSynopsederRangfolgederaktuellenProblemederStadtenwicklungdesDIFUerscheintdasVerkehrsthema1

seit Jahren an erster oder zweiter Stelle.

BeiderSchilderungderVerkehrsentwicklungwirdnichtzwischendemPersonennahverkehrunddenanderenVerkehrsbereichen(Güterverkehr,Fernverkehr)2

unterschieden,daoftmalsdieDatennurfürdenGesamtverkehrvorliegen.DieBeschreibungderStrategienundMaßnahmenerfolgtimHinblickaufden
Personennahverkehr, wobei auch hier ein Abgrenzung nicht immer möglich und sinnvoll ist.

EURES 1

0 Einleitung

Der Verkehr ist inder heutigenGesellschaftund insbesondere in den Städten zu einem der zentralen

politischenProblemegeworden. Die Auseinandersetzungen über mögliche Problemlösungen sind in be-1

sonderem Maße durch Ziel- und Interessenkonflikte geprägt.

Dievielfältigen, vonverschiedensten Wissenschaftsdisziplinen angebotenen Lösungsmöglichkeiten

für dieVerkehrsproblematik vernachlässigen oft die Rahmenbedingungen (wie z.B. Institutioneller

Rahmen, InteressenundHandlungslogikenderAkteure,Kapazitäten), indenendieseLösungenaufge-

griffen und umgesetzt werden müssen. Ein politik- und verwaltungswissenschaftlicher Blickwinkel

könntehiereineLückeschließenunddamiteinensinnvollenBeitragzurkommunalenVerkehrsplanung

und -politik liefern.

Damit ist auch bereits der Kontext angesprochen, auf den diese Arbeit abzielt. Als

verwaltungswissenschaftlicheDiplomarbeit imSchwerpunktKommunal-undRegionalpolitik istdie

Arbeit als handlungsorientierter Beitrag zur kommunalen Verkehrspolitik konzipiert. Im Mittel-

punkt der Arbeit stehen eine normativeverkehrspolitische Konzeption und deren Umsetzungsmöglich-

keiten, wobei politikwissenschaftliche Erkenntnisse und Theorien zur Umweltpolitik sowie zur

Kommunal-undRegionalpolitikalsAnalysehilfenverwendetwerden.Damitsinddieverkehrspoliti-

schenMaßnahmenunddieihnenentgegenstehendenHindernissedieBezugspunkte,derenDimensionen

erhelltwerdensollen.DievielfältigenProblemebeiderUmsetzungumweltorientierterMaßnahmen

sollen möglichst umfassend dargestellt, allerdings nur die im engeren Sinne politischen Probleme

genauer analysiert werden. Die Arbeit versucht also, einen Kompromiß zwischen gesamthafter,

problemadäquater Praxisnähe und theorieorientierter, methodisch geleiteter Wissenschaftlichkeit

zu finden.

ZuBeginndes theoretischenTeilsderArbeitwerdendernormativeAusgangspunktunddiedement-

sprechendeOrientierungandemZielderErhaltungundVerbesserungderGesundheitundderUmwelt

derMenschenalsBezugspunkt für kommunaleverkehrspolitischeMaßnahmenbegründet. Im zweiten

AbschnittwerdenzuerstdieVerkehrsentwicklungunddieVerkehrsproblemegeschildertund dann eine

Systematik der Strategien und Maßnahmen zur Problemlösung entworfen. Das Systematisierungskri-2 

terium stellt die umweltpoltische Wirkungstiefe und Wirkungsbreite (Prittwitz 1990; Erläuterung

vgl. unten) dar. Nach der Erstellung dieses Bewertungsrasters für verkehrspolitische Gesamtpro-

gramme erfolgt auf der Ebene darunter die Darstellung der Maßnahmenbereiche Parkraumpolitik und

regionaleZusammenarbeit imÖPNV.DieBetonung liegtdabei auf einer ökologischenAusformungder

Maßnahmen. Im fünftenAbschnittwerdendiepolitikwissenschaftlichenBezugspunkte für eineAnalyse

derRestriktionenbeiderFormulierungundUmsetzungdertheoretischabgeleitetenMaßnahmenaufge-

führt. Nach einer Eingrenzung des näher zu betrachtenden kommunalen politisch-administrativen

Systems folgt dieAbleitung potentieller Restriktionsbereiche, anhand derer die empirischen Sach-

verhalte im zweiten Teil strukturiert analysiert werden können.
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Im Mittelpunkt des empirischen Teils der Arbeit steht die Untersuchung der Freiburger verkehrs-

politischenProgramme(dieGeneralverkehrsplänevon1969und1979sowiedieGesamtverkehrskon-

zeptionvon1989),derFreiburgerParkraumpolitikundder regionalenÖPNV-Kooperation imFreibur-

gerRaum.DazuwerdenzuerstdasmethodischeVorgehenerläutert,dieAuswahlderStadtFreiburgbe-

gründet und relevante Daten zur Freiburger Situation geliefert. In einer ersten Analyse werden die

verkehrspolitischenProgrammeskizziertund inhaltsanalytischbezüglich ihrerUmweltorientierung

untersucht. Die Freiburger Parkraumpolitik und die regionale ÖPNV-Politik werden jeweils zuerst

in ihrem Ablauf skizziert, die bisherigen Ergebnisse dann anhand der konzeptionellen Ausführungen

im ersten Teil inhaltlich bewertet (Soll-Ist-Vergleich), und danach wird versucht, die Ein-

flußfaktoren und Restriktionen herauszuarbeiten, die zu den bisherigen (unzureichenden) Er-

gebnissen geführt haben. Ein zusammenfassender Vergleich der Restriktionen in den beiden unter-

suchten Maßnahmenbereichen und einige umweltpolitische Schlußfolgerungen aus den gewonnenen

Ergebnissen bilden den Abschluß dieses Teils der Arbeit.

Im letzten, konzeptionellen Teil der Arbeit werden - ausgehend von den zentralen Ergebnissen des

empirischenTeils-einigeVorschlägezurVerbesserungderChancenfürumweltorientierteMaßnahmen

im Personennahverkehr entwickelt.



I Theoretischer Teil



Vgl.insbesonderedieStellungnahmenvonBAUM,BDIundBRETZKEfürdieVertreterdesWachstums-ParadigmasundPETERSENU.A.,HOLZAPFELundTESCHNERfürdie3

Vertreter des Umwelt-Paradigmas.
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Abb. 1 Politisches Paradigmendreieck (Quelle:
Masser u.a. 1992, S. 99)

1 Erhaltung und Verbesserung der Gesundheit und der Umwelt der
Menschen als übergeordnetes Ziel der Verkehrspolitik

Verkehr und Verkehrspolitik sollen gesamtgesellschaftlichen Zielen dienen. Die Begründung für eine

umweltorientierteVerkehrskonzeptionmuß deswegenauf einer allgemeinen,verkehrssystemexternen

Ebene erfolgen.

Da für die Verkehrspolitik, wie für fast alle Politikfelder, kein konsistenter Zielkanon festgelegt

werdenkann,sondernwidersprüchlicheZielsetzungenvorzufindensind,mußersteinePrioritäten-

setzung bei den Zielen erfolgen, bevor dann aus dem Vergleich zwischen erwünschten Zielen und

jetzigem Zustand eine Handlungskonzeption entwickelt werden kann.

Die zentralen Konfliktlinien vieler Politikbereiche und auch der Verkehrspolitik können durch das

in Abb. 1 gezeigte Spannungsdreieck symbolisiert werden.

DasWachstums-ParadigmasymbolisierteineVorstel-

lung der gesellschaftlichen Entwicklung, die vor

allemmitmateriellem Wohlstand, technologischem

Fortschritt und freier Entfaltung der Individuen in

einer marktwirtschaftlichenOrdnungverbunden ist.

Das Gleichheits-Paradigma steht für eine sozial

orientierte Gesellschaftsvorstellung, die auf den

Abbau von sowohl sozialen wie auch räumlichen

Disparitäten gerichtet ist.

DasUmwelt-ParadigmarepräsentierteineOrientie-

rung, die auf Lebensqualität und Erhaltung der na-

türlichen Lebensgrundlagen gerichtet ist (vgl. Mas-

ser u.a. 1992, S. 99).

In der Verkehrspolitik stehen sich vor allem Ver-

treterdesWachstums-ParadigmasunddesUmwelt-Paradigmasgegenüber,wiediessehrdeutlich inden

StellungnahmenderSachverständigenzudenAnhörungenderEnquete-Kommission"SchutzderErdatmo-

sphäre" des Deutschen Bundestages zum Ausdruck kommt.3

DieBegründungderPrioritätensetzungzwischendenZielenderVerkehrspolitikerfolgtnunfürdiese

Arbeit nicht auf einer ethischen oder philosophischen Ebene, sondern unter Zugrundelegung zweier

politischer Proklamationen:

1. IneinerpluralistischenDemokratiesindverschiedeneWerte,ZieleundInteressengleichberech-

tigt.



vgl.hierzudieAusführungendesSystemtheoretikersWILLKE(1992)zum"Supervisionsstaat"unddesHandlungstheoretikersSCHARPF(1991)zu"Verhandlungs-4

systemen im Schatten der Hierarchie". Für die kommunale Planung hat z.B. SELLE (1992, S. 22-29) ähnliches formuliert.

KorrekturdarfhierallerdingsnichtalsreaktivesVerhaltenmißgedeutetwerden,dahiereinEingreifenbeiantizipativenFehlentwicklungengefordert ist.5
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Abb. 2 ErwarteteundgewünschteEntwicklungenim
Verkehr (Quelle: MASSER U.A. 1992, S. 99)

2. Zwar wird in der neueren staatstheoretischen Literatur dem politisch-administrativen System

(meist ist damit der Staat gemeint, wobei hier auch dieKommunen dazugezählt werden sollen) die

FähigkeitzurzentralenSteuerungder Gesellschaftabgesprochen. NachAnsichtdesAutorssollte4

man aber dennoch davon ausgehen, daß es Aufgabe der Politik ist, im Sinne einer interventionisti-

schen Korrekturfunktion "zu kurz gekommene" Ziele und Interessen im gesellschaftlichen5

Entscheidungs- und Entwicklungsprozeß zu vertreten und zu fördern (vgl. OFFE 1987, S. 317).

Um nun nicht trotzdem an dieser Stelle eine subjektive normative Entscheidung zu treffen, was zu

kurz gekommene Ziele und Interessen sind, wird auf eine Umfrage zurückgegriffen, die bei sechzig

Mitgliedernvon NECTAR (Network on European Communications and TransportActivityResearch)

durchgeführt wurde, wobei eine weite Spanne von Disziplinen, Altersgruppen und Institutionen er-

faßtwurde (vgl. MASSER U.A. 1992, S. 99).Unter Zugrundelegung des oben aufgeführten Paradigmen-

dreiecks wurde nach dem wahrscheinlichsten und dem gewünschten Entwicklungsszenario in Europa

gefragt. Die Ergebnisse der Umfrage (vgl. Abb. 2) zeigen, daß vor allem beim Personenverkehr ein

extremes"Zukurzkommen"desUmweltzieleserwartetundvondenExperteneinAusgleichzwischenden

Zielen erwünscht wird.

AusdenaufgeführtenpolitischenProklamationenund

der empirischen Expertenprognose und -bewertung

kann abgeleitet werden, daß sich eine als aktiv-

gestaltendund nicht nur mediativ verstehende Poli-

tik auf dem Verkehrssektor in Zukunft vor allem der

Förderung des Umweltschutzzieles widmen muß.

Als begriffliche Klärung sei angemerkt, daß der

Umweltbegriff hier nicht in einer primär auf die na-

türlicheUmweltbezogenenBedeutungsondernimSin-

neeines anthropozentrischen Umweltbegriffs ver-

wandtwird(soauchSINGERbeiseinemLiteraturüber-

blick zu "Stadtverkehr und Umwelt", 1988, S. 4).

Folglich wird als Ziel, anhand dessen verkehrspoli-

tischeMaßnahmenstrukturiertundkonkretekommuna-

leMaßnahmen(programme)bewertetwerdenkönnen,die

ErhaltungundVerbesserungderGesundheitundder

Umwelt der Menschen definiert.



Die folgenden Darstellungen und Daten beziehen sich auf Deutschland, sie können aber im Prinzip für alle westlichen Staaten verallgemeinert werden.6

AuchdernichtmotorisierteVerkehr(ZuFuß,Fahrrad)hattheoretischnegativeumweltrelevanteKonsequenzen(Unfälle,Flächenverbrauch),dieaberaufgrund7

ihrer vergleichsweisen geringen Dimension vernachlässigt werden können.

AufgeführtwerdennurdieAuswirkungen,dieausdemVerkehrimengerenSinneresultieren,wiediesauchinderLiteraturüblichist;Umweltprobleme,diesich8

aus der Produktion und Entsorgung der Verkehrsträger ergeben, dürfen aber angesichts der enormen Anzahl der Pkws nicht als geringfügig angesehen werden.
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2 Die Entwicklung des Personenverkehrs und die daraus resultieren-
den Umweltprobleme6

2.1 Die Entwicklung des Personenverkehrs

DiebisherigeEntwicklungdesPersonenverkehrs istvondrei korrespondierendenTrendsgekenn-

zeichnet:

a.durch einwachsendes Verkehrsaufkommen, vor allem aber eine zunehmende Verkehrsleistung durch

längere Wege. Die Mobilität der einzelnen Personen ist allerdings nicht gestiegen, da die Anzahl

derzurückgelegtenWegeproPersonkonstant(beiungefährdreiOrtsveränderungenproTag)geblieben

ist (vgl. APEL/ ERNST 1980, S. 143; SOCIALDATA 1992, S. 9),

b. durch eine deutliche Verschiebung der Anteile der Verkehrsträger, wobei besonders das Zu-Fuß-

GehenzugunstendesmotorisiertenIndividualverkehrs(MIV)abgenommenhat (vgl.SOCIALDATA1992,

S. 8),

c.durcheineenormeMassenmotorisierung;derPkw-Bestand inWestdeutschlandhatvon5Mio.Pkwim

Jahr 1960 auf 31 Mio. Pkw im Jahr 1991 zugenommen (vgl. PETERSEN 1992, S. 133 und Anlage 1).

AllePrognosen fürdiezukünftigeEntwicklung gehen davon aus, daß diese Trends eine Fortsetzung

erfahren.RenomierteForschungsinstituteerwarteneineSteigerungderPersonenverkehrsleistung

imwestdeutschenNahverkehr indenJahren1987-2005von409auf470MilliardenPersonenkilometer

pro Jahr; diese Steigerung der Verkehrsleistung geht vollständig zugunsten des MIV; die anderen

Verkehrsträger bleiben ungefähr konstant (vgl. Anlage 2). Der Kfz-Bestand steigt voraussichtlich

im selben Zeitraum noch einmal um 22% (vgl. PROGNOS/ IFEU/ TÜV-RHEINLAND 1991, S. 8).

2.2 Die Umweltauswirkungen des motorisierten Verkehrs

BeidenUmweltauswirkungendesmotorisiertenVerkehrs können(entsprechenddemanthropozen-7

trischen Umweltbegriff) folgende Dimensionen unterschieden werden:8

- Unfälle



MitdemBegriff"Treibhauseffekt"beschreibtmandieglobaleErwärmungderErdatmosphäreaufgrundgeringererWärmeabstrahlung,waswiederumaufzunehmende9

Luftschadstoffe zurückgeführt wird (vgl. z.B. BACH 1991, S. 18-20).

DifferierendeAngaben:DIFU1987,S.B11-13undWISSENSCHAFTLICHERBEIRATBEIMBMV,GRUPPEB1992,S.74,dieDifferenzistwohldurchinzwischen10

eingetretene Reduzierungen bei anderen Schadstoff-emittenten zu erklären.

Vgl. hierzu Anhang 3.11
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- Lärm (und Erschütterungen)

- Abgase (und Abrieb)

- Energieverbrauch

- Flächenverbrauch

- Beeinträchtigung der Nutzungsqualität und Urbanität der Städte

- soziale Folgen

Seitdem2.Weltkriegsind inWestdeutschlandca.500.000MenschendurchKraftfahrzeugeumgekommen.

40% aller tödlichen Unfälle ereignen sich auf den Straßen, obwohl pro Person und Tag nur ungefähr

1StundezuOrtsveränderungenaufgewendetwird(vgl.HOLZAPFEL1990,S.105).Von1978bis1988

wurden inderBRD1,6MioMenschendurchdasAuto `schwerverletzt',was inder Regel eine lebens-

lange Verkrüppelung bedeutet. ULLRICH weist auch darauf hin, daß die Zahl der jedes Jahr durch

Verkehr getöteten Tiere in die Millionen geht (vgl. ULLRICH 1988, S. 230).

Es istmittlerweileunbestritten,daß Lärm für schleichende,aber nachhaltigeGesundheitsschäden

verantwortlich ist (vgl.HOLZAPFEL1990,S.105;ULLRICH1988,S.230).Der Verkehr ist zu81%ander

Lärmbelästigungbeteiligt (alleinStraßenverkehr:50%)(vgl.UMWELTBUNDESAMT nachDIFU1987, S.

A7), rund 60% der Bevölkerung fühlen sich durch Straßenverkehrslärm belästigt (vgl. VON LERSNER

1991, S. 30).

Die Luftbelastung durch den Verkehr steht im Mittelpunkt der Diskussion, wobei sich im Laufe der

Zeit die Diskussion auf verschiedene Emissionen richtete. Direkte gesundheitliche Wirkungen auf

den Menschen, Beeinträchtigungen der Vegetation (Waldsterben) und von Kulturgütern sowie in

jüngster Zeit das globale Problem des "Treibhauseffekts" werden auf anthropogene Luftemissionen9

zurückgeführt, die wiederum zu einem erheblichen Teil durch den (Straßen-)Verkehr verursacht

werden. Bei dem Schadstoff Schwefeldioxid (SO ) ist der Verkehr nur mit 3,6% beteiligt, bei den2

Stickoxiden(NO)allerdingszu57%-69%undbeiKohlenmonoxid(CO)zu59%-80%. Beidenkrebserre-10

gendenKohlenwasserstoffverbindungen istder Verkehr erheblich, teilweisebiszu90%,beteiligt

(z.B. Benzol 50.000 t/a)(vgl. DIFU 1987, S. B12; ULLRICH 1988, S. 230). Desweiteren sind die

jährlichungefähr13.000tkrebserregenderRußpartikeldurchDiesel-Pkwzubeachten(vgl.VONLERS-

NER1991,S.30).DaswichtigsteklimarelevanteGas,Kohlendioxid (CO ),wirdzu22%vom Verkehr2

produziert,wobeiderMIVeinenAnteilvon81%besitzt(vgl.WISSENSCHAFTLICHERBEIRATBEIMBundes-

minister für Verkehr,GRUPPE B 1992, S. 75). Ohne drastische Korrektur der Verkehrspolitik wird11

eineSteigerungderverkehrsbedingtenCO-Emissionenvon1987biszumJahr2005von50%prognosti-2

ziert (vgl. Wille 1993, S. 15).

ZusätzlichemittierendieAutos eine Unzahl weiterer Schadstoffe, so z.B. Asbest, organische Fest-

stoffe, Fette, Öle, Phosphate, Nitrit, Nitrat, Gummi, Blei, Chrom, Kupfer, Nickel, Zink, Cadmium

usw. (vgl. ULLRICH 1988, S. 231).

28,2%desEnergieverbrauchs inWestdeutschland(Gesamtverbrauch:252,9Mio. tSteinkohlen-

einheiten) entfielen 1990 auf den Verkehrssektor, allein der Straßenverkehr hatte einen Anteil von

24,8%, den er damit seit 1970 verdoppelte (vgl. DIE ZEIT 7.2.1992, vgl. Anlage 4).



Zu den Entwicklungsprognosen vgl. Anhang 2.12
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40%(1,2Mioha)derSiedlungsflächenderBRDsindVerkehrsflächen(vgl.VONLERSNER1991,S.30).

Dies entspricht etwa 5% der Gesamtfläche und ist bereits mehr als von der bebauten Fläche der

Wohngebäudeeingenommenwird(vgl.HOLZAPFEL1990,S.108).Dabeikommterschwerendhinzu,daßder

Verkehr "tiefgreifende Belastungen der Landschaft verursacht, die weit über den reinen Flächenbe-

darf hinausgehen" (Umweltbundesamt nach ULLRICH 1988, S. 231).

Desweiteren lassen sich negativeAuswirkungen hinsichtlich der Nutzungsqualität der Stadt nach-

weisen. So beispielsweise die Trennwirkung einer vielbefahrenen Straße und der Verlust der "städti-

schenÖffentlichkeit" (BAHRDT 1986,S.188-190),womit dieEinschränkung des kommunikativen

"Treibens auf Straßen und Plätzen" gemeint ist (vgl. hierzu auch APEL/ BRANDT 1982, S. 144-150).

Besonders gravierend sind aber auch die sozialen Konsequenzen der Automobilisierung der Gesell-

schaft einzustufen: Die strukturelle Ausgrenzung und Diskriminierung der Nichtautomobilen (alte

Menschen, Kinder, tendenziell auch Frauen) entspricht der und verfestigt die soziale Schieflage der

Gesellschaft (vgl. für die Frauen z.B. SPITZNER 1992, S. 191-196).

Der Verkehr erweist sich damit (insbesondere in den Städten) als eine der zentralen umwelt- und

sozialpolitischen Herausforderungen, wobei das "Charakteristische und das Negative am Verkehrs-

sektor im Vergleich zu anderen Sektoren ist, daß wir hier bisher keine deutlich positive Entwick-

lungsehenkönnen; im Gegenteil, indiesem Sektor ist einebesorgniserregendeZukunftangesagt"

(HOLZAPFEL 1991, S. 236).12



DiefolgendeAbleitungistallgemeingehalten,daderAnsatzfürallePolitikebenenverwendetwerdenkann,beidenMaßnahmenwerdenaberkommunalspezifische13

Maßnahmen angeführt. Der Ansatz klammert die Frage aus, auf welcher Ebene des PAS Strategien und Maßnahmen am sinnvollsten angesiedelt werden sollten.

Im folgenden werden diese beiden Begiffe synonym und im Sinne des oben festgelegten weiten Umweltbegriffs verwendet.14

Ausführliche ethische und rechtliche Begründungen für die Angemessenheit dieser Entscheidung liefert UEBERSOHN 1990, S. 4-41.15
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3 Strategien und Maßnahmen einer umweltorientierten Verkehrspolitik

In diesem Abschnitt soll ein Raster entwickelt werden, mit dem als Meßlatte konkrete (kommunale)13

verkehrspolitischeProgrammeundMaßnahmeneingeordnetundbezüglichihrerumweltschützerischen

bzw. ökologischen Wirksamkeit bewertet werden können.14

Es fehlt inder Literatur zwar nichtanVorschlägen für Strategien und Maßnahmen einer umweltorien-

tierten Verkehrspolitik, bisher sind aber weder einheitliche Begrifflichkeiten noch eine konsi-

stente Strukturierung und Hierarchisierung bezüglich der ökologischen Sinnhaftigkeit dieser

Strategien und Maßnahmen vorzufinden.

3.1 Kriterien zur Bewertung von verkehrspolitischen Strategien und Maßnahmen

Versuchtman,dieverschiedenenvorgeschlagenen,diskutiertenundumgesetztenMaßnahmenbzw.

MaßnahmenbereicheineinekonsistenteReihenfolgezubringen,somußzuerstdasStrukturierungs-

bzw. Priorisierungsprinzip dargestellt und begründet werden.

Ausgangspunkt ist entsprechendder oben festgelegtenverkehrspolitischenZielsetzungdieökolo-

gischeWirksamkeit vonMaßnahmen.Hierbei wirdvoneinem Vorrangderökologischen Effektivität
(Zielerreichungsgrad)vorderökonomischenEffizienz(ökonomischeKosten-Nutzen-Betrachtung)

ausgegangen.15

PRITTWITZ(1990,S.54-70) hatverschiedeneWirkungskriterien der Umweltpolitikentwickelt,wobei

insbesonderedieKriterienWirkungstiefeundWirkungsbreitevonMaßnahmen als sinnvolleBe-

wertungskriterien für KonzepteundMaßnahmenhinsichtlich eines so facetten- und dimensionsreichen

ZielswiedemdesUmweltschutzesangesehenwerdenkönnen.EswerdenalsoBewertungskriterienheran-

gezogen, dieauf eine tiefgehende und umfassende Lösung der Umweltprobleme abzielen und nicht

Kriterien, die die Schnelligkeit der Problemlösung oder die Notwendigkeit bzw. das Potential zur

Lösung eines Umweltproblems bewerten (die Begründung ergibt sich aus den nachfolgenden Ausfüh-

rungen).

Zur qualitativen Klassifizierung von Maßnahmen nach ihrer Wirkungstiefe schlägt PRITTWITZ ein

Stufenmodell des Umwelthandelns vor, das vom IFEU-Institut für den Verkehrsbereich konkretisiert

wurde (vgl. Abb. 3).
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Abb. 3 Das Stufenmodell des Umwelthandelns und der Wirkungstiefe verschiedener Maßnahmen, dargestellt am
Beispiel "Verkehr und Umwelt" (Quelle: IFEU 1992, S. 465)

Dabei wird in dieser Darstellung von verschiedenen Stufen der Ursache-Folge-Relationen und

entsprechender vermittelnder Faktoren ausgegangen: Die direkten Umwelt- und Gesundheitsschäden

resultieren aus der (schlechten) Umweltqualität, die Umweltqualität wird in erster Linie durch

EmissionenunddamitverbundendurchdenRessourcenverbrauchdeterminiert. ImVerkehrsbereichist

der Ressourcenverbrauch einErgebnis der Verkehrsnachfrage, vermittelt durch dieeingesetzte

Technologie.DieVerkehrsnachfragewiederum wirddurchdieRaum-undStadtstruktur beeinflußt,

vermittelt durch die Verkehrsinfrastruktur. Die Raumstruktur ist wiederum zentral bedingt durch

Wirtschaftsstruktur und Bevölkerungsgröße in der betrachteten Region.

NatürlichgibtesauchweitereDeterminanten fürdieverschiedenenStufensowieRückkopplungen

zwischen den Stufen. Das Stufenmodell dient zur qualitativen Beschreibung verschiedener Hand-

lungsebenen(vgl. IFEU 1992,S.464).Zentral an der Darstellung ist dieErkenntnis, daß tieferlie-
gendeMaßnahmenundHandlungsformennichtnur"ihre"StufeimUmweltbelastungsprozeßbeeinflussen,
sondern auch alle Folgestufen (vgl. PRITTWITZ 1990, S. 58).

Je "höher" Maßnahmen ansetzen, desto wahrscheinlicher ist, daß eine (räumliche, zeitliche oder

sachliche) Problemverschiebung und keine Problembewältigung erfolgt (vgl. PRITTWITZ 1990, S. 62-

67).AlsBeispielefürsolcheMaßnahmenkönnendieUmgehungsstraßeoderderKatalysatorangeführt

werden. Die Problemverschiebung kann besonders deutlich am Beispiel der Motortechnik gezeigt



So z.B.: ARBEITSGRUPPE ÖKOLOGISCHE WIRTSCHAFTSPOLITIK, 1991, S. 194; PETERSEN 1992, S. 139-144.16

Vgl.z.B.dieStellungnahmenvomBDI(1992,S.6-16)undvonBAUM(1992,S.97-106)zurAnhörungderEnquete-Kommission"SchutzderErdatmosphäre",aberauch17

dieTatsache,daßdemThemaVerkehrsvermeidungnurmitMüheentsprechenderRaumvonderEnquete-KommissiondesDeutschenBundestageseingeräumtwurde(vgl.
GEWERKSCHAFT ÖTV 1992, S. 3).
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werden:NachdemdasKohlenmonoxidalsSchadstofferkanntundthematisiertwurde,verändertemandie

Motortechnik,umzueinerReduzierungdiesesSchadstoffeszukommen.EineKonsequenzdarauswar

allerdingsdieSteigerungdesStickoxid-AusstoßesdurchdieseMaßnahmen(vgl.WISSENSCHAFTLICHER

BEIRATBEIMBUNDESMINISTERFÜRVERKEHR-GRUPPEVERKEHRSTECHNIK1992,S.74).NachdemdieStick-

oxidedaszentraleProblem indenStädtendarstellten,propagiertemandenKatalysator zur Problem-

lösung. Dieser hat nun die Nebenwirkung eines erhöhten Treibstoffverbrauchs, was wiederum zur

Steigerung der CO -Belastung führt.2

Als weiteres zentrales Qualitätsmerkmal für umweltorientierte Verkehrsmaßnahmen ist die (sachli-
che, räumlicheund zeitliche) Wirkungsbreiteder Maßnahmeeinzustufen (trifft eine Maßnahmenur

eines, mehrere oder alle Probleme, wirkt sie örtlich oder zeitlich beschränkt oder umfassend).

Angesichts der Breite der aus dem Verkehr resultierenden Probleme, der inzwischen deutlich

gewordenenglobalenDimensiondes(Emissions-)ProblemsundderAkkumulationswirkungvonSchad-

stoffen ist eine Strategie, die auf den gerade aktuellen "Schadstoff der Woche" fixierte

Maßnahmenkataloge, auf örtlich beschränkte Verbesserungen (z.B. Umgehungsstraße) oder auf

zeitlich begrenzte Krisenregulierung (z.B. Smog-Alarm) setzt, als nicht problemadäquat zu be-

zeichnen.

"Die Wirkungsbreite des Umwelthandelns korrespondiertmit seiner Wirkungstiefe. Je tiefer Umwelt-

handeln inStruktureneingreift,destogrößereWirkungsbreitehates im allgemeinen" (PRITTWITZ

1990, S. 59).

3.2 Einordnung von Strategien und Maßnahmen in eine umweltorientierte Verkehrskonzeption

Die oben hergeleitete Wahl der Bewertungskriterien Wirkungstiefe und Wirkungsbreite ist die um-

welttheoretischeBasis fürdienunnachfolgendeSystematikderStrategienundMaßnahmen(bereiche),

die sich an der oft verwendeten, aber auch heftig umstrittenen Reihenfolge von Verkehrsver-16 17

meidung,Verkehrsverlagerung,VerkehrsberuhigungundTechnischeOptimierungorientiert,diese

Reihenfolge aber ausdifferenziert und modifiziert.

Auf der "horizontalen"Dimensionder Ableitungder konkretenhandlungsbezogenen Maßnahmen vom

grundlegenden umweltpolitischen Ziel werden 3 Stufen mit den Begriffen "Strategien", "strategische

Ziele" und "Maßnahmenbereiche" verwendet.

Zur Erreichung des oben festgelegten Ziels der Sicherung und Verbesserung der Gesundheit und der

UmweltdesMenschenwerdenverschiedeneStrategienvorgeschlagen(Verkehrsvermeidung,Verkehrs-

verminderung,Verkehrsverlagerung,Verkehrsverbesserung,VerteilungderVerkehrsbelastungen,

Kurierung sowie Kompensation und Sanierung der verkehrsbedingten Umweltzerstörungen). Diese



WashieralsGrundstrategiebezeichnetwird,erhältz.T.auchandereTitelwiez.B."Leitbilder"(ARBEITSGRUPPEÖKOLOGISCHEWIRTSCHAFTSPOLITIK,1991,18

S.194),"Ansatzpunkte"(JUNKERNHEINRICHu.a.1988,S.268),"Handlungsansätze"(KÖHLER1991,S.383);aufderanderenSeitewirdunterStrategienz.T.auch
etwasanderesverstanden:soz.B.DENNERLEIN(1991,S.412)undSCHMITZ(1992,S.26),dieinstrumentelleAnsatzpunktewiePreis,Verbotusw.alsStrategien
bezeichnen.EntsprechendderinderPolitikwissenschaftgängigenTerminologiesoll indieserArbeitdieseMaßnahmentypologisierungalsHandlungs-bzw.
Instrumententypen definiert werden (vgl. hierzu für den kommunalen Umweltschutz z.B. BLATTER/ FIEBIG 1991, S. 14-16).

Inderneuestenverkehrswissenschaftlichenbzw.verkehrspolitischenDiskussionwirdMobilitätnichtmehrindiesemSinneaufderverkehrlichenEbene19

definiert,sondernfundamentalergemessenanderAnzahlderReisezieleundBedürfnisse,dieineinerZeiteinheiterreichbarsind(vgl.ZELLER1992,S.29).
SinndieserdefinitorischenÄnderungist,daßbeieinerZusammenführungvonmehreren"Bedürfnisbefriedigungsmöglichkeiten"aneinemOrtnichtmehrdie
nominelleundstatistischeMobilitätsinktimVergleichzudemZustand,daßdieBedürfnisseanverschiedenenOrtenerfülltwerdenunddamitWegeentstehen.
Obwohl die Wichtigkeit einer sinnvolleren Besetzung des gesellschaftlich positiv bewerteten Mobiltiätsbegriffs erkannt wird, soll in dieser Arbeit die
gängigere Begriffsdefinition gebraucht werden, um die Verständlichkeit der Ausführungen nicht zu erschweren.

LangeZeitwaresinderVerkehrsplanungüblich,beimodalsplitnurMIVundÖVeinandergegenüberzustellen.DernichtmotorisierteVerkehr(Fußgängerund20

Radfahrerinnen)wurdeignoriert.ErstdurchdieneuereAufsplittungderVerkehrsmittelnutzungin"ZuFuß","Fahrrad","Mot.Zweirad","PkwalsFahrer","Pkw
alsMitfahrer"und"ÖPNV"wirddergewichtigeAnteilderFußwegewahrgenommenunddieStellungdesMIVrelativiert (vgl.hierzudieaufschlußreicheBroschüre
von SOCIALDATA: Kleine Fibel vom Zufußgehen und anderen Merkwürdigkeiten, München 1992).
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Strategien verweisen auf den Ansatzpunkt im System Verkehr/ Umwelt und sind bewußt als Reihe18

ähnlich klingender Schlagwörter gehalten, da auf dieser Ebene auch die politischen und ideologi-

schen Auseinandersetzungen stattfinden. Diese Strategien werden in Strategische Ziele aus-

differenziert, um den anvisierten Ansatzpunkt noch konkreter zu fassen. Die Maßnahmenbereiche
könnendann diesen Strategien und strategischen Zielen zugeordnet werden, wobei nicht in jedem

Einzelfall eine ausschließliche Zuordnung zu einer Strategieerfolgen kann. Maßnahmen werden dabei

aufHandlungenvonpolitischenodergesellschaftlichenAkteurenbezogen,alsonichtaufHandlungen

des Einzelnen.

Strategien

In der "vertikalen" Dimension werden 7 Strategien unterschieden. Die Begrifflichkeiten entsprechen

im Grundsatz der verkehrswissenschaftlichen Literatur, werden dort allerdings nicht ganz ein-

heitlich verwendet und sollen im folgenden für diese Arbeit festgelegt werden:

Die Grundlage für die Strategiedefinitionen bilden die verkehrswissenschaftlichen Parameter:

- personelle Mobilität = Häufigkeit der außerhäusigen Wege je Person (pro Zeit)19

- gesellschaftlicheMobilität = Anzahl der Verkehrswege (proGesellschaftundZeit) = Perso-

nenverkehrsaufkommen (angegeben in Wegen)

- Personenverkehrsleistung=PersonenverkehrsaufkommenmultipliziertmitderWegelänge

(angegeben in Personenkilometer)

- Fahrzeugfahrleistung= Fahrzeugaufkommen mulitipliziertmit der Wegelänge (angegeben in

Kfz-Kilometer)

- Modal split = Verteilung der Anteile der Verkehrsträger an den zurückgelegten Wegen20

Darauf aufbauend werden nun die Strategien wie folgt bezeichnet und definiert:

- Kompensationund Sanierung: Eingetretene Gesundheits- und Umweltschäden werden durch

Verbesserungen an anderer Stellekompensiert oder der ursprüngliche Zustand wird nach-

träglich wieder hergestellt. Beispiel: Ausgleichsregelung nach § 8 Abs. 2 des Bundes-

naturschutzgesetzes (Ausgleichsmaßnahmen für Flächenverbräuche).

- Kurierung:DieEmpfindlichkeit der Rezeptoren (Menschen,Tiere,Pflanzen,Bauwerke) wird

vermindert bzw. ihre Resistenz wird erhöht. Die Belastung und die Belastungsverteilung



DerÖPNVistnachtendenziellübereinstimmendenBerechnungenhinsichtlichEnergieverbrauchundUmweltbelastunggünstigeralsderprivatePkweinzustufen,21

z.B. liegt das Auto bezüglich des Energieverbrauchs durchschnittlich um das 3 - 4,5fache schlechter als der Bus (vgl. ALBRECHT 1985, S. 34).

DiegleicheAusdifferenzierungundähnlicheTerminologiefindetsichbeiALBRECHT1985:SiedlungsstrukturelleMaßnahmenzurEnergieeinsparungimVerkehr,22

S. XIII.
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bleibenbestehen.Beispiele:KalkungdesWaldbodens,VerwendungvonresistenterenBaumaterialien.

- Belastungsverteilung: Angestrebt wirdeine Reduzierung räumlicher oder zeitlicher Bela-

stungsspitzenodereineKanalisierungderBelastungenaufwenigerempfindlicheGebiete,um

empfindlichereGebietezuentlasten.DieGesamtbelastungenausdemVerkehrbleiben(minde-

stens) konstant. Beispiel: Umgehungsstraße.

- Verkehrsverbesserung:DurchorganisatorischeundtechnischeVerbesserungendesVerkehrs

bzw. der Verkehrsmittel wirdeine Belastungsminderung (und z.T. eine Fahrleistungsmin-

derung) erreicht. Verkehrsleistung und Verkehrsstruktur bleiben konstant. Beispiel:

Verbesserung des Wirkungsgrades des Motors, Katalysator, Verkehrsleitsysteme.

- Verkehrsverlagerung: Durch eine Verlagerung der (konstanten) Verkehrsleistung auf umwelt-

freundlichere Verkehrsträger wird eine Belastungsminderung erreicht. Beispiel: Förderung

des ÖPNV.21

- Verkehrsverminderung:EineReduzierungderVerkehrsleistungwirddurchdieVerkürzungder

Wege erreicht. Die Mobilität (Verkehrsaufkommen) bleibt konstant. Beispiel: Erhaltung

naher Einkaufsorte.

- Verkehrsvermeidung:Verkehrwirdvermieden,indemdasVerkehrsaufkommenreduziertwird.

Beispiel: Heimarbeit.

Die Terminologieunterscheidet sich an einem Punkt von der gängigen Bezeichnung in der verkehrs-

politischen Diskussion: Der Begriff "Verkehrsvermeidung" wird in der Literatur z.T. extensiver

verwendet; er umfaßt dann die Bereiche Verkehrsvermeidung (im oben definierten Sinne), Ver-

kehrsverminderungundauchdieVerlagerungvomMIVzumUmweltverbund(soz.B.PFEIFLE1992,S.20),

meistwirder aber im Sinne von Reduzierung der Verkehrsleistung durch Verkürzung der Wege (hier

definiertalsVerkehrsverminderung)benutzt (vgl.z.B.ROßBERG1992,S.21-23).Diehiergewählten

BegrifflichkeitenwerdenalsnotwendigeAusdifferenzierungangesehenundberuhen auf dem Gedanken,

daßder logischweitergehendeSchrittdasNichtanfallenvonWegen imVergleichzurVerkürzungvon

Wegendarstellt, obwohl beidesunabhängigvoneinander zur Reduzierungder Verkehrsleistung führen

kann.DemlogischweitergehendenSchritt istdementsprechendauchdiesprachlichweitergehendeBe-

zeichnung zugeordnet.22

ZurBegründungderHierarchisierungderStrategieneinerökologischenVerkehrspolitikwerdendiese

Strategien zuerst mit einer modifizierten Form des oben skizzierten Stufenmodells des Umwelt-

handelnsverbunden(vgl.Abb.4).Damitwirdnocheinmal dieverschiedeneWirkungstiefeder Strate-

gien verdeutlicht.



14 EURES

Abb. 4 Wirkungstiefe von umweltorientierten Verkehrsstrategien (eigene Darstellung)

ZumzweitenwirddieRangordnungderStrategienmit ihrersachlichenWirkungsbreitebegründet.Dies

soll beispielhaft an Maßnahmen aus unterschiedlichen Strategien dargestellt werden:

(a)EineUmgehungsstraßealsMaßnahmezurEntlastungvonDurchgangsstraßeninStädtenoderDörfern

führtzu teilörtlichenVerbesserungenundkannausder Sichtder (an der Durchgangsstraßewohnen-

den)MenschenalsbessereBelastungsverteilungangesehenwerden.EinesolcheMaßnahmeistal-

lerdings in örtlicher und sachlicher Hinsicht nur eine Problemverschiebung (Verkehr wird örtlich

verlagert und das Lärmbelästigungsproblem wird durch ein Landschaftsverbrauchsproblem ersetzt)

und führt letzlich bei einer zeitlichen Betrachtung zur Problemverschärfung, da durch

UmgehungsstraßendieAttraktivitätundSchnelligkeitdesAutoverkehrsgestärktwird,waswiederum

zurVerkehrsinduktionführt(vgl.MAIER1989,URICHER1990).DerdanngrößergewordeneVerkehrs-

stromergießtsichananderer Stellewieder inbewohnteGebiete,wodannauf einem höherenLevel die

gleichen Probleme entstehen wie zu Beginn der Betrachtung an der Durchgangsstraße.

(b) Eine neue technische Ausgestaltung des Automobils mit dem Ziel einer Reduzierung des Res-

sourcenverbrauchsgiltheutealsderKönigswegzurLösungderverkehrsverursachtenUmweltprobleme

(vgl.z.B.:DIEKMANN1992,S.239;BUNDESUMWELTMINISTERIUM1992,S.141-143;BAYRISCHESSTAATS-

MINISTERIUMFÜRWIRTSCHAFTUNDVERKEHR1991).DieProblemederLuft-undLärmbelastungsowieder

Energieverbrauchkönnendadurchverringertwerden, dieProblembereiche Unfälle, Flächenverbrauch

sowie soziale und städtebauliche Auswirkungen aber nicht.



Wobei hier örtliche Verstärkungen der Lärm- und Luftbelastung nicht ausgeschlossen werden können.23

RealistischmußmanangesichtsderPrognosenzurMobilitätsentwicklungannehmen,daßStrategienzurVerkehrsvermeidung,-verminderungund-verlagerungim24

besten Fall zu einer Stabilisierung des heutigen Zustandes führen könnten. Damit wird auch deutlich, daß Polemiken gegen tiefgehende Strategien einer
ökologischorientiertenVerkehrspolitik(wiez.B.vomUmweltvorstandvonVW,STEGER:"StichwortVerkehrsvermeidung.DamitlandenwiralslogischeKonsequenz
wieder in der Subsistenzwirtschaft, d.h. in einer Gesellschaft mit einem durchschnittlichen Mobilitätsradius von 300 Metern" (Interview in: DIE MIT-
BESTIMMUNG 2/ 93, S. 27) völlig an der Realität vorbeizielen.
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(c)DieVerminderungvonVerkehrdurchstädtebaulicheVerdichtung führtbei globaler Betrachtung

zur Reduzierung aller Umweltauswirkungen.23

Strategische Ziele und Maßnahmenbereiche

Nachder Begründungder Hierarchieder Strategien für eine ökologische Verkehrspolitik erfolgt als

nächster Schritt eine Umsetzung und Ausdifferenzierung der Strategien in strategische Ziele und

eine Zuordnung von Maßnahmenbereichen zu diesen strategischen Zielen. In eine solche Darstellung

können nicht alle potentiellen Maßnahmen integriert werden, es sind deshalb nur die wichtigsten

kommunalenHandlungs-undMaßnahmenbereiche imRahmender jeweiligenStrategienaufgeführt.Be-

stimmteMaßnahmen(bereiche) könnenauch für verschiedeneStrategien eingesetzt werden (z.B.

Verteuerung des Treibstoffs), die Zuordnung erfolgt in der Regel zur weitergehenden Strategie.

DieStrategien,strategischenZieleundMaßnahmenbereichemitdergrößtenWirkungstiefeundWir-

kungsbreitewerdennunallerdingszuerst,diemitdergeringstenWirkungstiefeundWirkungsbreite

zuletzt aufgeführt (vgl. Abb. 5).

Begrifflich wird so verfahren, daß immer die durch die Strategie zu erreichende Veränderung ge-

genüber der Entwicklung ohne Eingriffsmaßnahmen benannt wird. D.h. beispielsweise, daß als

VerkehrsverminderungauchschondasBremsendesaktuellenTrendsderVerkehrslängenzunahme

bezeichnet wird.24
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Abb. 5 VerkehrspolitischeStrategienmit denabgeleitetenstrategischen Zielenunddendazugehörigenkommunalen
Maßnahmebereichen
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Mobilitätsbedürfnisse werden hier als aus Freizeitbedürfnissen resultierende Ortsveränderungen, Mobilitätserfordernisse dagegen als notwendige25

OrtsveränderungenzurErfüllungderGrundfunktionenWohnen,Arbeiten,BildenundVersorgendefiniert(vgl.MEIER1989,S.7).DerUnterschiedliegtinder
Wahlfreiheit des Einzelnen, dem Freizeitbedürfnis auch eine Verkehrsnachfrage folgen zu lassen.

DemAutoristangesichtsderaktuellennationalistischen"DasBootistvoll"-ParolendieProblematikeinerökologischbegründetenBevölkerungspolitik26

bewußt. Siedarf nicht zu einer wohlstandschauvinistischen Abschottung oder zu einer imperialistischen Familienplanungspolitik gegenüber den Entwick-
lungsländernmißbrauchtwerden.Nichtsdestotrotzmußineinerreinlogisch-deduktivenSystematikderAnsatzpunktderPopulationsbegrenzungmitintegriert
sein.

VerwiesenseihieraufdieAusführungenvonHENCKELüberdieKurzurlaub-induzierendeWirkungeiner4-Arbeitstage-WocheimVergleichzueiner6-Arbeitstage-27

Woche (vgl. HENKEL 1992, S. 156).

InderhiergewähltenSystematikwerdendieStrategienundMaßnahmenausderHandlungsperspektivederöffentlichenHand(Kommune)dargestellt.Daß28

insbesonderebeiderReduzierungderMobilitätsbedürfnisseimFreizeitbereichein"Gesinnungswechsel"desEinzelnengefordert ist,mußandieserStelle
betont werden (vgl. auch WILLE 1993, S. 18).

Kritisch zur räumlichen Integration von Erwerbs- und Reproduktionsarbeit: PETERSEN, SCHALLABÖCK, SPITZNER 1992, S. 124,125).29

vgl.hierzuz.B.IBM/BDI(1992,S.3-6);skeptischhinsichtlichverkehrsreduzierenderWirkungderTelekommunikationbeigesamthafterBetrachtung:HENKEL30

1990 nach UMWELTBUNDESAMT (1992, S. 12 und S. 26) und auch PETERSEN, SCHALLABÖCK, SPITZNER 1992, S. 124.
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Verkehrsvermeidung,d.h.dasNicht-oderWenigerentstehenvonVerkehrsaktivitätenbzw.Wegen,kann

prinzipiell auf zwei Arten erreicht werden:

a. Die Größe der Bevölkerung, genauer der mobilen Bevölkerung, sinkt, oder

b. dieMobilitätsbedürfnissebzw.dieMobilitätserfordernisse promobiler Personsinken25

(vgl. SCHMITZ 1992, S. 24).

DererstgenanntenMöglichkeit kannalsMaßnahmenbereichdieBevölkerungspolitik zugeordnet26

werden. Beispiel im kommunalpolitischen Bereich sind kommunale Hilfen zur Familienberatung und

-planung.

Damitbei gegebener BevölkerungdasVerkehrsaufkommensinkt, könnten dieBedürfnisse, diezu

Außerhausaktivitätenführen,reduziertwerden.Dabei istwiederumzuunterscheiden,obAktivitäts-

bedürfnisse strukturell vermieden oder verringert werden, oder Aktivitätsbedürfnisse durch eine27

andereWahl der Aktivitäten ins Haus verlegt werden (Beispiel: Lesen statt Kinogang; provokantes

Beispiel: Reiseberichte im Fernsehen anschauen statt selber zu reisen).Für diekommunalpolitische

Handlungsebene wird hier vor allem die Wichtigkeit einer attraktiven Wohnung und eines attraktiven

Wohnumfeldes zur Reduzierung der "Stadtflucht"-Bedürfnisse deutlich (vgl. ALBRECHT 1985,

S. XXIX).28

Die zweite Möglichkeit, das Personenverkehrsaufkommen zu reduzieren, besteht darin, die

Mobilitätserfordernisse,dieausderräumlichenTrennungderGrundfunktionenWohnen,Arbeitenund

Versorgenresultieren,zuvermindern.GefordertsindhierMaßnahmen imBereichderWohnungspolitik

(bauliche Intregrationsmöglichkeiten von Wohnen und Arbeiten) und der Technologiepolitik (v.a.29

die Förderung der Telekommunikation).30

Verkehrsverminderung imSinneeinerReduzierungderVerkehrsleistungdurchVerkürzungderWege

(Mobilität bleibt konstant) kann erreicht werden

a. längerfristig durch die bessere räumliche Zuordnung der Funktionsorte im Sinne einer

Zusammenführung der wichtigsten Verkehrsziele, oder

b. kurzfristig durch die Wahl nähergelegener Zielorte

BeideswirddurcheineErhöhungdesRaumwiderstandesgefördert.DieskanndirektdurcheineVer-

langsamung des Verkehrs (Tempolimits, Verkehrsberuhigung, reduzierter Ausbau oder Zurückbau der



DieErhöhungderMineralölsteuerwirdallgemeinalswirksamsteMaßnahmezurReduzierungderVerkehrsleistungangesehen(vgl.SCHMITZ1992,S.36).Soauch31

dasErgebniseinerStudiezurWirksamkeitverschiedenerMaßnahmenzurReduktionderverkehrlichenEmissionenbiszumJahr2005(vgl.PROGNOS/IFEU/TÜV-
RHEINLAND 1991).

DieÖkonomenpräferierendiezweiteMöglichkeitundpolemisierengegendieIneffizienzderMaßnahmenzur"Entschleunigung",vgl.z.B.VANSUNTUM1992,S.8:32

"Der Stau als Lenkungsinstrument?"

vgl.z.B.SENATDERHANSESTADTLÜBECK,BAUDEZERNAT1990:AutofreieInnenstadt.DieseMaßnahmenhabenzwareinenräumlichsehrbeschränktenWirkungsbereich,33

jedoch muß ihre politische Signalfunktion berücksichtigt werden.

vgl.hierzuz.B.CERWENKAU.A.(1986,S.101):MerkmalederVerkehrsqualitätdesÖPNVoderAPEL1992,derdieMaßnahmenvonrelativerfolgreichen34

europäischen Städten darstellt.
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Schnellstraßen)oderökonomischvermitteltdurcheineErhöhungder Fahrtkosten (Mineralölsteuer,31

Road pricing) erfolgen.32

Neben der preislich induzierten Selbststeuerung der Wirtschaft und Gesellschaft hin zu verkehrs-

vermindernden Raumstrukturen besteht dieMöglichkeit, dies durch Instrumente der Raum-, Regional-

undStadtplanungsowiedurchFachplanungenzuunterstützen(vgl.BAYRISCHESSTAATSMINISTERIUMFÜR

LANDESENTWICKLUNGUNDUMWELTFRAGEN1992,S.7-12;ALBRECHT1985undSCHMITZ1992,S.28-35,dieser

mit Skepsis gegenüber der Steuerungsmacht der raumbezogenen Planung).

EineVerkürzungderWegekanntheoretischauchdurcheineVeränderungderVerkehrslinienerreicht

werden,indemAnfangs-undEndpunktdesWegesdirektermiteinanderverknüpftwerden(vgl.GIERSE

1991). Dieser strategische Ansatz erhält deswegen eine große Bedeutung, weil damit eine Kongruenz

zwischen umweltpolitischen und wachstumsorientierten Zielsetzungen möglich erscheint. Verknüpft

man diesen Ansatz aber mit der Erkenntnis, daß das durchschnittliche tägliche Reisezeitbudget

konstant geblieben ist (seitdem Forschungen zu diesem Thema laufen), dann untermauert dies die

These, daß kürzereund schnellereWege nicht zur Reduzierung der Verkehrsleistung und der benötig-

ten Reisezeit, sondern zur Verlängerung der Wege führen (vgl. ROßBERG 1992, S. 22; STETE 1991,

S. 145).

Verkehrsverlagerung kann erfolgen durch

a. Beschränkungenund finanzielleBelastungen des motorisierten Individualverkehrs (Modal-

split-Änderung durch Reduktion des IV-Anteils),

b. vielfältigeMaßnahmenzurFörderungdesUmweltverbundes (Modal-split-Änderungdurch

Steigerung des Anteils der Fußgänger, Radfahrerinnen und ÖPNV-Benutzer).

Als spektakulärstes Beispiel für ordnungsrechtliche Beschränkungen des Autoverkehrs ist die

"autofreie Innenstadt" zu nennen. Das zentrale ökonomische Steuerungsinstrument zur Verkehrs-33

verlagerung stellt auf der Ebene der Gemeinde die Parkplatzbewirtschaftung dar (vgl. unten).

Bei der Förderung des Umweltverbundes hat aus ökologischer Perspektive die Stärkung des nicht-

motorisiertenVerkehrsdeutlichVorrangvorder VerbesserungdesöffentlichenVerkehrs (vgl. ULL-

RICH 1988, S. 234). Neben den verschiedenen Ansatzpunkten zur Verbesserung und

Attraktivitätssteigerung des örtlichen ÖPNVs (Streckenausbau, Taktverdichtung, Preispolitik34

usw.) gewinnt immer mehr die (regionaleund überregionale) Verknüpfung der öffentlichen Verkehrs-

mittelanBedeutung.Diesgilt,solangedieobenaufgeführteStrategiederVerkehrsverminderungden

aktuellenTrendzulängerenWegen(vorallemdurchSuburbanisierungsprozesse,vgl.SCHMITZ1992,

S. 7-23) nicht umkehrt.

DievielfachgefordertebessereKooperationderVerkehrsträgerkannjenachAusformungderVerla-

gerungs-oderderVerbesserungsstrategiezugeordnetwerden.DurchKooperationen,beidenensich



AlssinnvolleKooperationsformensinddeswegenuneingeschränktzubegrüßen:"Go&Ride","Bike&Ride"und"Ride&Ride",problematischistdagegendas35

bekannte "Park & Ride" (so auch WILLE 1993, S. 19 u.a.).

HierliegennachMeinungdesWISSENSCHAFTLICHENBEIRATSBEIMBUNDESMINISTERFÜRVERKEHR(1992,S.112)diegrößtenPotentialezurMinderungderCO-36
2

Emissionen.

Vgl. hierzu besonders: REINKE, V. 1985: Fahrgemeinschaften im Berufsverkehr, Möglichkeiten und Grenzen der Förderung, Dortmund.37

VonderStrategiederVerkehrsflußtheoretiker,durchStau-AbbaudieVerkehrseffizienzzusteigernunddamitdenEnergieverbrauchzusenken,hältPETERSEN38

nicht viel, da er darauf hinweist, daß einFahrzeug, das mit130 bis140 Studenkilometern imfreien Verkehr fahren kann, mehrEnergie verbraucht als eine
Fahrzeug, das mit 80 bis 100 Studenkilometern bei hoher Verkehrsdichte fährt (vgl. PETERSEN 1992, S. 153).

Vgl.diedochdeutlichenAuswirkungen,dievonGeschwindigkeitsbegrenzungengekoppeltmitverschärftenKontrollenerwartetwerden(vgl.PROGNOS/IFEU/TÜV39

RHEINLAND 1991, S. 31).

DieAutorenderIFEU-StudiefürHeidelbergverweisendarauf,daßbeiderökologischenBilanzierungdesElektro-AutosnuraufgrundderleichterenKonzeption40

des Gesamtautos ein positives Ergebnis gegenüber dem herkömmlichen Auto mit Verbrennungsmotor gegeben ist (vgl. IFEU 1992, S. 148).
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die Verkehrsträgerzusammensetzung innerhalb eines Weges hin zu einem größeren Anteil umwelt-

freundlicherer Verkehrsträger ändert, wird eine Verkehrsverlagerung erreicht (Verkehrsstruktur

ändert sich). Ist dies nicht der Fall, so kann im besten Fall von einer Senkung der Fahrleistung bei

gleichbleibenderVerkehrsleistungausgegangenwerden,eher istabereineSteigerungderVerkehrs-

leistung bei gleichbleibender Fahrleistung zu erwarten.35

Verkehrsverbesserungen im Sinneeiner Reduzierung der Umweltbelastungen bei konstanter Ver-

kehrsleistung können erreicht werden durch36

a. organisatorischeOptimierungderFahrzeugnutzung(dieVerkehrsleistungbleibtkonstant,

die Fahrleistung wird reduziert),

b. OptimierungdesVerkehrsflusses (Fahrleistungkonstant, reduzierterEnergieverbrauch,

reduzierte Unfallgefährdung),

c. VerbesserungderTechnologiedesFahrzeugs(Fahrleistungkonstant,reduzierterEnergie-

verbrauch),

d. Einsatzvonemissionsmindernden("End-of-pipe"-)Technologien(Energieverbrauchkonstant,

reduzierte Emissionen)

EineUmkehrungder Entwicklungzueinem ständig rückläufigenBesetzungsgrad im Pkw-Verkehr (vgl.

DIEKMANN 1992, S. 237) wird als kurzfristig möglicher und sehr wirksamer Ansatzpunkt zur Reduzie-

rungderVerkehrsbelastungbetrachtet (vgl.HEINZE1992b,S.68). InsbesondereFahrgemeinschaf-

ten, MitfahrzentralenaberauchCar-sharing-Modelleu.ä.gehörenzudenMaßnahmendieserKatego-37

rie, die prinzipiell von Kommunen initiiert und gefördert werden können.

Die Gestaltung des Verkehrsflusses bietet einen Ansatzpunkt zur Reduktion des Energieverbrauchs

sowieanderer Belastungswirkungen.Dabei gehendieMeinungenallerdingssehr auseinander,obdies

unterdenheutegegebenenUmständeneherdurcheineBeschleunigungundVerflüssigungdes(städti-

schen) Verkehrs (soz.B.VAN SUNTUM 1992,S.9, mit der daraus folgenden Forderung nach kreuzung-

freienSchnellstraßenundUmgehungsstraßen) oder eher durcheineVerlangsamungundVerstetigung38 39

zu erreichen ist.

Die Nutzung des technischen Fortschritts nicht wie bisher zur ständigen Steigerung der Leistung der

Autos,sondernzurReduzierungdesEnergieverbrauchsstelltdenweitestgehendentechnologischen

Ansatzzur Reduzierungder Umweltbelastungendar (vgl. BMW AG1992,S.3-43).Dabei ist nicht so

sehr dieArt des Antriebs von Bedeutung (Elektro-Mobile oder herkömmliche Verbrennungsmotoren),40

sonderndiezielgerichteteOptimierungunddassog. "Downsizing"der Fahrzeuge,d.h.dieReduktion



BeiderBeurteilungvonWirkungenraumplanerischerMaßnahmenzurverbessertenSiedlungsentwicklungwirdderVerlagerungseffektgegenüberdemVerminderungs-41

effekt bezüglich des Energieverbrauchs quantitativ bedeutsamer eingeschätzt (vgl. ALBRECHT 1985, S. XIX).
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vonGröße,Gewicht,LeistungundHöchstgeschwindigkeitu.ä. (vgl.PETERSEN1992,S.139).Kommunale

Maßnahmen bieten sich im Bereich der Beschaffung, aber auch im Bereich der finanziellen und

rechtlichen Förderung von effizienteren Fahrzeugen an.

Als zweiter (und nach dieser Systematik zweitklassiger) technologischer Ansatzpunkt zur Redu-

zierung der Kfz-bedingten Umweltbelastungen kann dieEmissionsminderung durch Filtertechnologien

genannt werden. Der Katalysator ist hierfür das bekannteste Beispiel. Zu nennen wären aber auch

Maßnahmender Motorkapselungzur Senkungder Lärmemissionen. IndenStädten sind selektive

ZufahrtsbeschränkungeninderDiskussion,die"emissionsarme"Fahrzeugebevorzugenunddamitdie

Umrüstungbeschleunigensollen(vgl.z.B.STEIERWALD,SCHöRNHARTLINGUNDPARTNER:Luftreinhalte-

plan Stuttgart 1990, S. 298).

Eine bessere Verteilung der (insgesamt quantitativ gleichbleibenden) verkehrsbedingten Belastun-

gen kann zwei unterschiedlichen Logiken folgen:

a. Nivellierung der Belastung zum Abbau von örtlichen oder zeitlichen Belastungsspitzen

("Grenzwertlogik"),

b. KanalisierungdesbelastendenVerkehrsunddamitgleichzeitigenSchutzsensiblerBereiche.

Durch die Zweidimensionalität der Nivellierungslogik ist auch eine Kombination aus beiden Logiken

möglich und heute sehr verbreitet: Möglichkeiten der zeitlichen Nivellierung ("Entzerrung des Ver-

kehrs", z.B. durch verlängerte Ladenöffnungszeiten, flexiblere Arbeitszeiten) werden mit einer

örtlichen Kanalisierung (Vorrangnetz und Tempo-30-Zonen) verbunden.

AufdieseHandlungsebenegehörenauchdieMaßnahmenmitKrisenregulierungscharakter,wiez.B.

Smog-Alarm.

Bei denStrategien derKurierung,Sanierungund Kompensation können folgende strategische Ziele

unterschieden werden:

a. SchutzderRezeptorenvorschädlichenUmwelteinflüssen(Maßnahmen-Bsp.:Immissionsschutz

durch Schallschutzfenster),

b. StärkungderRezeptoren-Resistenzbzw.Reduzierungder Rezeptoren-Empfindlichkeit (z.B.

Anpflanzung "säureresistenter" Baumarten),

c. SanierungvonUmweltschäden (bei reversiblen Gesundheits- und Umweltbeeinträchtigungen,

z.B. Krankenpflege, Flächenrecycling),

d. KompensationvonUmweltschädendurchVerbesserungenderUmweltqualitätanandererStelle.

DieaufgeführtenStrategienundMaßnahmenkönnenergänzendzueinandereingesetztwerden,oftwird

eineMaßnahmenkombinationausdrücklichgefordert(soz.B.UMWELTBUNDESAMT1992,S.4).Häufig

habenMaßnahmenauchWirkungenaufverschiedenenEbenen(sokannundsollz.B.dieraumordnerische

Verkürzung der Wege auch zu einer Verlagerung zum nichtmotorisierten Verkehr führen).41



SodievieldiskutierteundinzwischennachgewieseneInduktionvonNeuverkehrdurch"verkehrsentlastende"neueStraßen(vgl.MEIER1989:Neuverkehr infolge42

Ausbau und Veränderung des Verkehrssystems; URICHER 1990: Inwieweit induzieren Straßenbauprojekte zusätzlichen Verkehr?).

DieVertreterderunterschiedlichenStrategien lassensichauchrelativeindeutigden verschiedenen Wissenschaftsdisziplinen zuordnen: In erster Liniedie43

Ökonomen(z.B.WILLEKE,ABERLE,BAUM),inzweiterLiniedieTechnikervertretendieVerbesserungsstrategie;dieStrategienderVerkehrsreduktionwerdenvon
den (Stadt- und Raum-)Planern (z.B. HOLZAPFEL, MONHEIM, TOPP) und den Sozialwissenschaftlern (z.B. BRöG) getragen.

Dies geschieht auch deswegen, da diese Diskussion auch auf kommunaler Ebene eine zentrale Rolle spielt.44

DiesbetontheutesogardieEG-Kommission,vgl.derenMitteilung"CommunicationonIndustrialCompetitivenessandEnvironmentlProtection",nachÖKOLOGISCHE45

BRIEFE 8/ 93, S. 16.
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AllerdingsgibtesauchMaßnahmen,diewidersprüchlicheWirkungen bezüglichder Handlungsebenen

besitzen.InsbesonderedieMaßnahmen,diederVerbesserungsstrategiezugeordnetwerden,stehenoft

im Widerspruch zu Strategien mit größerer Wirkungsstiefe.42

So läßt sich auch ein starker (ideologischer) Gegensatz zwischen den Vertretern der verschiedenen

Strategien erkennen:43

(a)Diebisherdominierende,"traditionelle"PositionderVerkehrsbewältigungdurchVerkehrsaus-

bauundVerkehrsverbesserungsetzt bezüglichdesökologischenZiels inerster Linieauf organisa-

torische und technische Verbesserungen sowie auf Aspekte der Belastungsverteilung, Kurierung,

SanierungundKompensation.Die tiefergehendenStrategienwerdenals nicht wünschenswert (wegen

der Beeinträchtigung anderer, insbesondere wirtschaftlicher Ziele, vgl. BAUM 1992, S. 105) oder als

nicht machbar (aufgrund kaum veränderbarer Restriktionen, vgl. STEIERWALD 1991) angesehen.

Während zum zweiten Aspekt im empirischen Teil dieser Arbeit Aussagen gemacht werden, soll an

dieser Stelle der normative Einwurf etwas näher beleuchtet werden.44

Gegen Maßnahmen zur Verkehrsreduktion wird auf zwei Ebenen argumentiert:

- die Wettbewerbsfähigkeit der eigenen Volkswirtschaft werde gefährdet (vgl. BDI 1992, S. 7),

- es seien generell volkswirtschaftliche Wohlfahrtsverluste durch reduzierte Arbeitsteilung

zu erwarten (vgl. BAUM 1992, S. 105).

DieersteArgumentationmußalsHinhaltestrategiederInteressenverbändebezeichnetwerden,dain-

zwischenanerkannt ist,daßdurchverändertestaatlicheRahmenbedingungeninduzierteAnpassungen

ehereinenWettbewerbsvorteildarstellen,wenndieseVeränderungeneiner globalenTendenzund

Notwendigkeit entsprechen.45

Die zweite, in der Regel von Wirtschaftswissenschaftlern vorgebrachte Argumentation, verdeutlicht

die Kontextabhängigkeit von wissenschaftlichen Aussagen. Für die ökonomische Bewertung der Kon-

sequenzen einer verkehrsreduzierenden Strategie spielen insbesondere die zeitliche Befristung der

Bewertung und die Auswahl der Wohlfahrtsindikatoren eine entscheidende Rolle. So zeigt der Wirt-

schaftswissenschaftlerEWERS(1992,S.15-16),daßzwarkurzfristigWohlfahrts-undWachstumsver-

luste zu erwarten wären, dies aber langfristig keineswegs der Fall sein muß, da sich die Wirtschaft

bei neuen verkehrlichen Rahmensetzungen einen anderen Wachstumspfad suchen wird.

(b)Dieneuere,"progressive"Positionder "Verkehrszähmung"durchVermeidung,Verminderungund

Verlangsamung des Verkehrs setzt auf eine "Verkehrswende" (HESSE 1992). Leitgedanken wie die

Wiedergewinnung von Zeit und Nähe sowie das Prinzip der Nachhaltigkeit führen zu Forderungen wie

dernachderkleinräumigenReorganisationderZusammenhänge,diezurBefriedigungderAlltagsbe-

dürfnisse der Menschen elementar sind. Dies erfordert eine andere Regional- und Strukturpolitik

(vgl. hierzu die Arbeiten des INSTITUTS FÜR ÖKOLOGISCHE WIRTSCHAFTSFORSCHUNG, z.B. HESSE
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(c) Konsens herrscht heute weitgehend über die Notwendigkeit der Förderung des öffentlichen Ver-

kehrs. In der oben dargestellten Übersicht (Abb. 5) kann deswegen hier die aktuelle Schnittmenge
aber gleichzeitig auch die "Wasserscheide" zwischen den verschiedenen verkehrspolitischen und ver-

kehrswissenschaftlichen Lagern und Positionen verortet werden.

(d)EineSonderstellungnehmendiesystemtheoretischorientiertenVerkehrswissenschaftlerderTU

Berlinein,die im Sinneeiner "Durchbrecherstrategie"dieDynamisierungder Verkehrsentwicklung

und einen qualitativen Sprung auf eine höhere Ebene der Verkehrsordnung fordern. Gemeint ist damit

nebender Modernisierungder Verkehrssystemeauf allen Ebenen in erster Liniedie totaleAuflösung

desRaumwiderstandesdurchdieTelekommunikation(vgl.HEINZE/KILL1991,HEINZE1992,S.37-75).

Sie fordern zwar auch eine deutliche Abkehr von bisherigen Verkehrsstrukturen, betonen aber die

NotwendigkeitderAnerkennungundNutzungderverkehrssysteminternenEntwicklungslogikunddie

Kooperation mit der Mobilitätsindustrie.

Das hiermit entwickelte und begründete Raster einer umweltorientierten Verkehrspolitik kann als

zielorientiertes Bewertungsraster für Verkehrspolitiken auf allen Ebenen angewendet werden. Es

soll als Bewertungsinstrument für die verkehrspolitischen Gesamtprogramme in Freiburg im empiri-

schen Teil der Diplomarbeit eingesetzt werden. Damit kann der Grad der Umweltorientierung von

Programmenbewertetwerden.BestimmteMaßnahmenoderMaßnahmenbündelkönnenabernunwiederummehr

oder weniger umweltorientiert ausgestaltet sein. Für eine aussagekräftigere Bewertung einer

(kommunalen)VerkehrspolitikwirddeswegendieArbeitnunaufderEbenederAusgestaltungeinzelner

Maßnahmen weitergeführt.



DenenormenBedeutungsgewinn,dendieParkraumpolitikinzwischenzuverzeichnenhat,sowiedieÄnderungvonderenStoßrichtungläßtsichsehrschönbeieinem46

VergleichderverkehrspolitischenKonzeptedesDeutschenStädtetagesvon1974,1983und1989ablesen(vgl.MUTHESIUS1984,S.3-8und"Zehn-Punkte-Programm
...).
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4 Parkraumpolitik und regionale Zusammenarbeit im ÖPNV als Ele-
mente einer umweltorientierten kommunalen Verkehrspolitik

FürzweiMaßnahmenbereichesollennundiepotentiellenkommunalenHandlungsmöglichkeitendar-

gestellt werden, um auch auf dieser Ebene einen Bewertungsrahmen für die konkret vorgefundenen

Maßnahmen in Kommunen und Regionen zu besitzen.

FürdieAuswahlderbeidenMaßnahmenbereiche,diegenauerdargestelltundanalysiertwerdensollen,

gibt es mehrere Gründe:

- Beide Maßnahmen gehören zum PolitikfeldVerkehrspolitik im engeren Sinn - im Gegensatz zu

einigen oben aufgeführten Maßnahmenbereichen im "Vorfeld" (z.B. Technologiepolitik) oder

als "Nachsorge" (z.B. forstwirtschaftliche Maßnahmen) der Verkehrspolitik.

- Die beiden Maßnahmenbereiche symbolisieren dieoben skizzierten grundsätzlichen verkehrs-

politischen Richtungen: Als "push-" und "pull"-Ansätze ("drücken" der Verkehrsteilnehmer

vomAutozumUmweltverbunddurchRestriktionengegenüber dem Autoverkehr,bzw. "ziehen"

durchVerbesserungenbeimUmweltverbund)werdendiebeidenMaßnahmenbereichederVerlage-

rungsstrategie zugeordnet, wobei die Parkraumpolitik deutliche Affinität zur Verminde-

rungsstrategie besitzt, während die regionale Integration des ÖPNVs bereits auch schon zur

Verbesserungsstrategie gezählt werden könnte.

- BeideMaßnahmenbereichesindschonseitJahrenbzw.Jahrzehnten inderDiskussionund inder

(Teil-)Realisierung, gewannen aber in den letzten Jahren deutlich an Gewicht und werden als

immerwichtigereElementeeiner kommunalenVerkehrspolitikbetrachtet (vgl. "Zehn-Punkte-

ProgrammdesDeutschenStädtetageszurVerbesserungdesStadtverkehrs", in:DerStädtetag

11/ 89, S. 718/ 719; TOPP 1992).46

- NebendiesenverkehrspolitischenBegründungenspielte fürdieAuswahlderMaßnahmenauch

die politikwissenschaftliche Überlegung eine Rolle, daß beim einen Maßnahmenbereich

(Parkraumpolitik) funktionaleInteressengegensätzezuerwartensind,währendbeimanderen

Maßnahmenbereich(regionalerÖPNV)eherterritorialeInteressengegensätzevermutetwurden.

Dies läßt unterschiedliche Restriktionsmuster im politischen Prozeß erwarten.



DieBegrifflichkeitensindbeidiesemThemasehrvielfälig:ParkraumpolitikwirdauchalsParkierungspolitik,Parkraummanagement,Parkraumbewirtschaftung47

bzw.alsSteuerungdesruhendenVerkehrsbezeichnet.DieBegriffesollenhiersynonymundabwechselndverwendetwerden.DasgleichegiltfürdieBegriffe
Parkraum, Parkplätze, Stellplätze und Parkierungsanlagen.

Z.B. sind Berufspendler Langzeitparker, Einkäufer eher Kurzzeitparker.48
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4.1 Parkraumpolitik

4.1.1 Parkraum als selektives Steuerungsmittel des Verkehrs47

EinAutowirddurchschnittlichproTagnurwährendeinerknappenStundegefahren,23Stundensteht

es (vgl. Topp 1991, S. 7). Jede Pkw-Fahrt beginnt und endet mit einem Parkvorgang. "Parkmöglichkei-

tenziehenAutosan" (Meyer1990,S.334).DeswegenwirddieParkraumpolitikbei kommunalenVer-

kehrsplanern inzwischen als die wichtigste "Stellschraube" für den fließenden Individualverkehr

in Städten betrachtet (vgl. MEYER 1990, S. 334). Parkraumrestriktionen als Mittel zur Beeinflussung

und Reduzierung des Verkehrs werden anderen möglichen Restriktionen (wie z.B. Pförtnerampeln)

gegenüber als überlegen bezeichnet, da sie nicht nur als Krisenmechanismus wirken, nicht auf

BehinderungendesfließendenVerkehrsberuhenunddeswegenumweltfreundlichersind,undvorallem

weilsieselektiveingesetztwerdenkönnen(vgl. TOPP1985,S.524).Aufgrundder unterschiedlichen

AusprägungenderParkraumnachfragekönnenParkernachihrenVerkehrszweckenselektiertwerden.48

SokanndasSteuerungsmittelParkraumnachStadtteilenundnachVerkehrszweckendifferenziert

eingesetzt werden.

Bereits im Jahr 1973 hat dieFachkommission "Städtebau" der für das Bau-,Wohnungs- und Sied-

lungswesenzuständigenMinisterderLänder(ARGEBAU)fürKernbereichederStädteeineBewertungder

"qualifizierten Nachfrage" nach Parkplätzen abgegeben (vgl. APEL/ LEHMBROCK 1990, S. 111):

- Die Parkplatznachfrage des Wirtschaftsverkehrs (Warenverkehr und Fahrten in Ausübung der

Berufe) soll uneingeschränkt gedeckt werden.

- Der Käufer-undBesucherverkehr soll zueinem möglichstgroßenTeil durch einen attraktiven

ÖPNV erfolgen.

- Der Pendlerverkehr zur Arbeits-undAusbildungsstellesoll überwiegendauf denÖPNVgelenkt

werden. Nur für Sonderfälle sind in beschränktem Umfang auch Stellplätze vorzusehen.

- DemaufdieWohnungbezogenenVerkehrmußauch inKernbereichenderStadtgenügendStell-

plätze zur Verfügung gestellt werden.

Diese Vorstellungen sind inzwischen weiterentwickelt worden und sollten vor allem nicht nur auf die

KernbereichederStädtebezogen,sondernzueinemflächendeckendenParkraum-Managementausgebaut

werden.

UmfragenergabeneinerheblichesVerlagerungspotential,wennineinemGebietkeineParkplätzeohne

Beschränkung der Parkdauer zu finden sind (vgl. Abb. 6).



Die Bezeichungen "öffentlich" und "privat" werden also nicht bezüglich der Zugänglichkeit der Parkplätze verwendet, wie dies häufig der Fall ist.49
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Abb. 6 Verlagerungspotentiale bei restriktiver Parkraumpolitik (Quelle: TIEFENTHALER/ BRUNNER 1991, S. 551)

4.1.2 Ziele der Parkraumpolitik

ZieleinerParkraumpolitik imRahmeneiner umweltorientiertenkommunalenVerkehrspolitikmuß die

Reduzierung der Verkehrsbelastungen in erster Liniedurch (selektive) Beschränkungen und Belastun-

gen des MIVs sein. Dies bedeutet nun nicht einfach die möglichst drastische Einschränkung aller

Parkplätze, sondernerfordertdieBeachtungdesZielsder Stabilisierungder Nutzungsmischung

(vgl. JANZ U.A. 1989, S. 29), v.a. auch weil dies zur Verkehrsvermeidung und -verminderung bei-

trägt.AusderForderungnachStabilisierungderNutzungsmischungergebensich jenachStadtgebiet

in unterschiedlicher Priorität die Ziele der Stärkung der Wohnfunktion, der Stärkung der Wirt-

schaftskraft und der Schaffung von Arbeitsplätzen.

Diese Ziele sind grundsätzlich mit dem Ziel der Reduzierung des MIV vereinbar, in konkreten Situa-

tionen können aber durchaus Zielkonflikte auftreten.

4.1.3 Felder der Parkraumpolitik

Versucht man die verschiedenen Ansätze der Parkraumpolitik unter dem Gesichtspunkt der Steue-

rungsmöglichkeit durch die Kommune zu ordnen, so sind zwei Dimensionen von Bedeutung:

a. Besitzverhältnisse bzw. rechtlicher Status der Parkflächen (öffentliche Parkflächen versus

private Parkflächen).49
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Neue PP bestehende PP

Öffentliche PP Hohe Steuerungsfähigkeit Mittlere Steuerungsfähig-
keit

Private PP Mittlere Steuerungsfähig-
keit

geringe Steuerungsfähigkeit

Abb. 7Felder der Parkraumpolitik nach der Steuerungsfähigkeit der Kommune (eigene Darstellung)

b. DerverteilungspolitischeCharakterderMaßnahmen(MaßnahmenbezüglichbestehenderPark-

flächen -redistributivePolitik- versusMaßnahmen bezüglich neuer Parkflächen - regulative

Politik-)

(a) Bei öffentlichen Parkflächen hat die Kommune als Ordnungsgeber oder Besitzer direkte ord-

nungsrechtliche (nach der Straßenverkehrsordnung) oder eigentümerische Steuerungsmöglichkeiten.

Hierunter fallen die folgenden Parkflächen:

- Parkflächen im öffentlichen Straßenraum

- Parkflächen auf städtischen Grundstücken

- Tiefgaragen und Parkhäuser in städtischem Besitz oder mit städtischer Beteiligung

Bei (bestehenden)Parkflächen inprivatem BesitzhatdieKommunekeinehoheitlicheSteuerungs-

möglichkeit,sondernkannnurdurchKooperation,Gespräche,Verträgeu.ä.Einflußnehmen(vgl.TOPP

1992,S.23).SteuerungsmöglichkeitenbesitztdieKommuneaußerdembeiderEntstehungneuerPark-

plätze auf Privatgrund durch das Bauordnungsrecht. In diese Kategorie fallen die folgenden Park-

flächen:

- öffentlich zugängliche (kommerziell genutzte) Parkhäuser und Tiefgaragen in privatem
Besitz,

- Parkplätzevon(nichtkommunalen)BehördenundBetriebsparkplätze(jeweilsfürBeschäftigte
und Besucher)

- private wohnungsbezogene Parkflächen.

(b) Maßnahmen,dieauf eine Neuordnung der bisherigen Nutzung bestehender Parkplätze zielen, haben

redistributiven Charakter. Nutzungsmöglichkeiten und -rechte werden neu verteilt. Dagegen besit-

zenRegelungenundEntscheidungenzumNeubauvonParkplätzenregulativenCharakter,dahierkeine

(wahrnehmbaren) Umverteilungen stattfinden.

EsgehörtzumErfahrungsschatzderPolitikwissenschaften,daßderAdressatenwiderstandvondistri-

butiven zu regulativen und wiederum zu redistributiven Programmen und Maßnahmen zunimmt und

deswegendierealepolitischeSteuerungsfähigkeitdementsprechendabnimmt(vgl.WINDHOFF-HERITIER

1983, S. 309, SCHUBERT 1991, S. 7 und DOSE 1986, S. 4 - jeweils unter Bezugnahme auf LOWI 1964).

Verknüpftman beide Dimensionen, so lassen sich vier Felder der Parkplatzpolitik darstellen, die

sich durch die (potentielle) Steuerungsfähigkeit der Kommune unterscheiden (vgl. Abb. 7).
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4.1.4 Instrumente der Parkraumpolitik

TOPP(1992,S.14)nennt fünf"Stellschrauben"derKommunalpolitikzurSteuerungöffentlicherPark-

stände:

- Umfang des Parkraumangebotes,

- Parkpreise und Parkgebühren,

- Parkdauerbeschränkungen mit oder ohne Gebühren,

- Festlegung der Nutzergruppen, wie Ladeverkehr oder Anwohnerparken,

- Intensität der Parkraumüberwachung.

Im folgendensolldasvorhandene Instrumentariumzur SteuerungdesöffentlichenundprivatenPark-

raums nach einer in den Politikwissenschaften üblichen Einteilung dargestellt werden.

Hierbei werden unterschieden (vgl. BLATTER/ FIEBIG 1991, S. 14-16):

a. eigene Leistungserstellung durch die Kommune (kommunale Baumaßnahmen),

b. rechtlicheInstrumente inclusiveplanungsrechtliche Instrumente(Nutzerzuweisung,Ahndung

von Falschparkern, kommunalen Satzungen, Bebauungsplanung),

c. finanzielleAnreize(PP-Bewirtschaftung,Stellplatzablösesätze,Anwohnerausweisgebüh-

ren),

d. kommunikative Instrumente (Öffentlichkeitsarbeit, Bürgerbeteiligung)

a.DieKommune ist invielerlei BeziehungalsBauträger tätig.SiekanndamitdenBau oder Abbau von

Parkplätzen steuern. In erster Linie ist hierbei der direkte Bau von Parkhäusern - meist durch Be-

treibergesellschaften in kommunalem oder teilweise kommunalem Besitz - anzusprechen. Angesichts

derindenletztenJahrenenormangestiegenenStellplatzzahleninParkhäusern(vgl.APEL/LEHMBROCK

1990, S. 232) ist die Integration dieser Parkplätze in die kommunale Parkraumpolitik quantitativ

von besonderer Bedeutung.

DurchbaulicheMaßnahmenkannaberauchdasParkraumangebotunddasParkverhaltenimStraßenraum

beeinflußtwerden.InsbesondereimRahmenvonstadtteilbezogenenSanierungsmaßnahmenundimRahmen

vonVerkehrsberuhigungsmaßnahmenkönntedieAnzahlderbestehendenParkplätzereduziertwerden,

dahierdieRahmenbedingungenunddasVerständnis füreineReduzierungdesäußerstbegehrtenGutes

Parkraum am ehesten gegeben sind. Das Falschparken wird am effektivsten präventiv durch bauliche

Maßnahmen ("Poller") verhindert.

b. Mit (öffentlich-)rechtlichen Instrumenten ist einerseits das Parkverhalten im öffentlichen

Straßenraum zu beeinflussen und zu gestalten, andererseits der Zuwachs an neuen privaten PP zu

steuern.

DurcheineAusweisungundBeschilderungkönnenverschiedeneNutzerzuordnungenvonParkflächen

erfolgen:

- Sonderparkberechtigungen für Anwohner



Allein fürdieDüsseldorferCitywurdenoch1990mitpermanent10.000Falschparkerngerechnet (vgl.MEYER1990,S.334). Dies ist wohl in erster Linieauf50

die geringe Überwachung und die extrem schlechte Zahlungsmoral in Düsseldorf zurückzuführen (vgl. APEL/ LEHMBROCK 1990, S. 210).

Radklemmen werden allerdings bisher nur im Ausland eingesetzt (vgl. APEL/ LEHMBROCK 1990, S. 221/ 222).51

ZudenvielfältigenrechtlichenAspektenhierzuvgl.FUGMANN-HEESING1984,S.137-151(grundsätzlicheAusführungen)undAPEL/LEHMBROCK1990,S.209-22952

(mit Beispielen neuerer Rechtssprechung).

BisherwirdalleinedemAutoverkehrdieseVorsorgezuteil,ParkraumfürFahrräder istnichtvorgeschriebenundandenKostendeszusätzlichenÖPNV-Verkehrs53

muß sich der Bauherr auch nicht beteiligen.
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Mit diesem Instrument können dieAnwohner gegenüber anderen Parkernpriviligiert und so die

innerstädtische Wohnfunktion gestärkt werden.

Seit1980bestehtnachÄnderungderStraßenverkehrsordnungdieMöglichkeit, fürAnwohner

Sonderparkberechtigungenzugewähren(§45Abs.1bSatz1Nr.2StVO).DieSonderparkberechti-

gung erlaubt das Parken auf gekennzeichneten Stellplätzen in einem bestimmten Gebiet. Eine

Garantie für einen freienParkplatz ist damitnicht verbunden.Sonderparkberechtigungen

sind gebührenpflichtig.

- Sonderparkrechte für Behinderte

- Ausweisung von Kurzzeitparkzonen

DurchAusweisungvon Kurzzeitparkplätzen können unerwünschte Langzeitparker verdrängt

werdenundder knappe Parkraum wirdeffektiver ausgelastet (Erhöhung der Umschlagszahlen

proParkplatz).DieAusweisungvonKurzzeitparkzonenkannohne(Parkscheiben) oder mit

einer finanziellenBewirtschaftung (Parkuhrenund -automaten) erfolgen, wobei dieAnwen-

dung von Parkscheiben in Städten mit Parkhäusern als nicht sinnvoll angesehen wird, da da-

durchdieUnterauslastungder Parkhäuser undder Parkplatzsuchverkehr verstärkt würden

(vgl. APEL/ LEHMBROCK 1990, S. 205/ 206).

- Ausweisung von Lieferzonen

Um dieBelieferung von Handel und Gewerbe zu erleichtern, wirdoft das Instrument des einge-

schränktenHalteverbotsverwendet,dasdiekostenlose Benutzung des Parkplatzes zum Be- und

Entladenerlaubt.APELu.LEHMBROCK(1990,S.204/205)haltendieseRegelungfürsachlich

nicht gerechtfertigt (Externalisierung interner Lagerkosten) und weisen darauf hin, daß

dadurch einunvertretbarer Kontrollaufwand produziert wird. Es wird eine konsequente und

transparente Anwendung von Kurzzeitparkzonen gefordert.

AlleAutorenweisenauf dieWichtigkeit der ÜberwachungdesParkenshin,um dieZiele der Parkraum-

politikaucherfüllenzukönnen(vgl. z.B. FUGMANN-HEESING 1984, S. 137; TOPP 1992, S. 14). Die50

AhndungvonFalschparkernkanndurchVerwarnungsgelder,durchAbschleppendesFahrzeugsoderdurch

Radklemmen erfolgen.51 52

Damiteine restriktivere Parkraumpolitik ihre Steuerungsfunktion erfüllt, dürfen dieMaßnahmen im

öffentlichenStraßenraumnichtdurchextensivenNeubauvonStellplätzenaufprivatenGrundstücken

konterkariert werden. Deswegen gilt es, die bisher gängige Politik der Verpflichtung zum privaten

Stellplatzbau umzukehren. In den Landesbauordnungen (LBOs) werden private Bauherren dazu

verpflichtet, für den von einer Anlage veranlaßten zusätzlichen Verkehr Abstellmöglichkeiten zu

schaffen (vgl. z.B. §39 Abs.1 LBO Baden-Württemberg). Nach der Verwaltungsvorschrift des53

InnenministeriumsBaden-Württembergüber dieHerstellungnotwendiger Stellplätze vom 8.12.86



Der Vorsitzende der bayrischen Autofahrer-Partei verklagt deswegen momentan die Stadt München wegen "Mietwuchers" (vgl. SPIEGEL 2/ 92, S. 74/ 75)54

FünfAnalysenzurVerkehrsmittelwahlzeigen,daßderBesitzeinesAutoseinezentraleDeterminantederWegelängeundderVerkehrsmittelwahlist,alsoAuto-55

BesitzerlängereWegezurücklegensowieVerkehrmittelsalternativenkaumwahrnehmenundbenutzen."DasvorhandeneAutowirdauchbenutzt"undzwarnichtzur
Zeitersparnis, sondern zur Erreichung entfernterer Ziele (vgl. ZELLER 1992, S. 35-45).
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gelten u.a. folgende Richtwerte: 1-2 Stellplätze pro Wohngebäude/ Wohnung; 1 Stellplatz pro 30-40

m2 Büronutzfläche bei Büro- bzw. Verwaltungsräumen (vgl. IFEU 1992, S. 62).

Diese Richtwerte gelten allerdings nicht uneingeschränkt. Es gibt Ausnahmeregelungen nach §57

Abs.3 LBO und dieMöglichkeit der Befreiung von der Stellplatzverpflichtung nach §57 Abs.4 LBO.

Nach§39Abs.5LBOkannder Bauherr seine Stellplatzverplichtung auch dadurch erfüllen, daß er an

die Gemeinde einen bestimmten Geldbetrag zahlt. Diese "Ablösegelder" sind nach der LBO Baden-

WürttembergzurHerstellungvonParkeinrichtungeninderGemeindezuverwenden.Nach§73Abs.1Nr.9

LBOhabendieGemeindendieMöglichkeit,perSatzungörtlicheBauvorschriftenzuerlassenunddamit

fürdasgesamteGemeindegebietodergenauabgegrenzteTeiledesGemeindegebietsdieStellplatzver-

pflichtungeinzuschränken,wennbesondereverkehrsplanerischeund/oderstädtebaulicheGründe

vorliegen.Zudem könnendieGemeinden im Rahmen ihrer Planungshoheit nach §12 Abs.6 BauNVO im

Bebauungsplan festlegen,daß inBebauungsgebietenoder bestimmten Teilen davon Stellplätze und

Garagen unzulässig oder nur in bestimmtem Umfang zulässig sind (vgl. IFEU 1992, S. 63/ 64).

c.EineweitereMöglichkeit, dieNutzungunddenBauvonStellplätzenzusteuern,bieten finanziel-
leBelastungenoderFörderungen.Hiergiltes,eineAbkehrvonderbisherigenSubventionierungdes

ParkplatzbausunddessenNutzungzuerreichenundstattdessen-unterZugrundelegungderverkehrs-

induzierendenWirkungunddesWertespotentiellandererNutzungderFlächen- angemessenePreise

durchzusetzen.

In erster Linie ist dabei an die Erhebung von Parkgebühren auf öffentlich zugängigen Parkplätzen zu

denken.Hierbei ist auf eine Abstimmung der Preise der attraktiven Straßenrandparkplätze mit den

Gebühren indenParkhäusernzuachten.Dasbedeutet inerster LinieeineErhöhungder Gebührenam

Straßenrand,wobei indenInnenbereichender Großstädte inden letztenJahreneine "Anpassungan

den Wert des Parkraums" (TOPP 1992, S. 16) festzustellen ist (Düsseldorf: 4DM/ h, Nürnberg und

München: 5 DM/ h).54

Aber auch alle anderen Regelungen sind konsequent unter dem Gesichtspunkt der finanziellen Steue-

rung einzusetzen:

- Die Stellplatzablösesätze sollten für Gebiete reduziert werden, wo keine Beschränkungssat-

zung den Neubau von privaten PP einschränkt, um den Parkplatzanstieg zu reduzieren (da

Ablöse attraktiver wird) und den (verdichteten Wohnungs-)Bau zu ermöglichen und zu fördern.

- Die Gebühren für dieAnwohnerparkberechtigungen sollten schrittweise nach Einführung der

Zonen erhöht werden. Angesichts der Bedeutung, die der Pkw-Besitz für die Verkehrsmit-

telwahlbesitzt, undverknüpftmitderAuffassung,daß in innenstädtischenWohnlagendas55

Auto nicht als existenznotwendig betrachtet werden kann, sollte hier eine Preisgestaltung

angestrebtwerden,diedemBodenwerteinesinnerstädtischenParkplatzesangemessenistund

damiteinAnreizzurAbschaffungdesAutosgebotenwerden(soauchREUTTER/REUTTER1992,

S. 34).



AlsPersuasionwirdeine"politischeInterventionsform, diedasVerhaltendesAdressatenausschließlichoderüberwiegendmitHilfevonAufklärungs-,56

Informations- und Überzeugungsarbeit steuern will" bezeichnet (DAHME/ GRUNOW 1983, nach BLATTER/ FIEBIG 1991, S. 15).

Großtechnologische Lösungen der Verkehrssteuerung werden stark durch die EG gefördert (vgl. CHRISTMANN/ RUPPRECHT 1992, S. 403-407).57

PFEIFLE(1992,S.20),StadtplanungsamtStuttgart,schreibtdannauchinseinenAusführungenfürdieEnquete-KommissiondesDeutschenBundestagessüffisant,58

daß "die Einführung von Informations- und Leittechniken wohl nicht mehr aufzuhalten ist".
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- Die Bereitstellung von Beschäftigten-Parkplätzen sollte nicht mehr kostenlos erfolgen. Der

Umsetzung der Bewirtschaftung der kommunalen Bediensteten-Parkplätze als Vorbild sollte

eine Ausbreitung dieser Regelung auf andere öffentliche Dienststellen (Schulen, Landesein-

richtungen u.ä.) sowie auf private Unternehmen folgen. Ansatzpunkte dafür bieten sich für

dieKommunen z.B. im Rahmen von Verhandlungen zu Job-Tickets. Die Bewirtschaftung sollte

möglichst steuerungsorientiert (Schaffung von Kostenbewußtsein durch tägliches Bezahlen)

gestaltet sein und nicht wie üblich, durch Jahres- bzw. Halbjahresberechtigungen erfolgen

(vgl. BLATTER/ SöFFKER 1992, S. 15).

NebendiesenfinanziellenBelastungenfürdenBauunddieBenutzungvonParkflächenwirdteilweise

auch imRahmenvonumweltorientiertenVerkehrskonzepten fürdieweitereFörderungvonStellplätzen

für bestimmte Nutzer (Quartiersgaragen) und/ oder an bestimmten Stellen (Park-and-Ride-Anlagen)

plädiert.

QuartiersgaragenwerdenalsMöglichkeit zur Aufwertung des Straßenraums und damit zu einer Ver-

besserungder Wohnfunktion in innerstädtischen Wohngebieten angesehen. Da die teuren Anlagen nicht

kostendeckend vermietet werden können, wird die finanzielle Förderung durch die öffentliche Hand

gefordert (vgl. LINDEMANN 1989, S. 97-102). APEL (1989, S. 95/ 96) widerspricht dieser Ansicht und

fordert statt einer weiteren Subventionierung des Autoverkehrs die Belastung der städtischen Be-

wohner mit den realen Kosten ihrer Autohaltung.

SinnvollePark+Ride-AnlagenmüssenmöglichstnahandenWohnortender Umland-Pendler angelegt

werden. Das bedeutet, daß sie selten sinnvoll auf der Gemarkung der Zentralstadt, sondern meist in

Umlandgemeindenausgewiesenwerdenmüssen.Diebisher vorgelegten - stark von der Autoindustrie

mitgestalteten-Konzepte für zentrale,großflächigePark+Ride-Anlagen inBallungsräumensind

ungeeignet,dasiedenGegensatzzwischenÖPNV-StadtundAuto-Umlandnochverstärken,dieAuto-Ver-

kehrsleistungkaum reduzierenunddenöffentlichenVerkehr im Umland noch weiter austrocknen würden

(vgl. TOPP 1992, S. 18; WILLE 1993, S. 19). Eine Mitfinanzierung von dezentralen P+R-Anlagen an

geeignetenStandortenimUmlanddurchdieZentralstadtkanndagegenalssinnvollbezeichnetwerden.

d.Information,Persuasion undPartizipationalskommunikativeInstrumente imkommunalenUm-56

weltschutz (vgl. BLATTER/ FIEBIG 1991, S. 16) können auch in der Parkraumpolitik eine große Be-

deutung besitzen. Bisher wird vor allem auf die Information der Autofahrer durch Verkehrs- und

Parkleitsystemeabgehoben(vgl.z.B.BAYRISCHESSTAATSMINISTERIUMFüRWIRTSCHAFTUNDVERKEHR1991,

S. 179-244). Solange die Ansätze auf die Mobilisierung von Kapazitätsreserven und57

Komfortverbesserungengerichtetsind,könnenVerkehrsleitsystemekaumalssinnvolleMaßnahmen

eingeordnetwerden. WenndieseTechnologienallerdingsaufdieumweltverträglicheSteuerungdes58

Autoverkehrs in Menge und Geschwindigkeit ausgerichtet würden, böten sie erhebliche Möglichkeiten

zur Reduzierung der Verkehrsbelastungen (vgl. TOPP 1992, S. 19).

DieSicherung der Akzeptanzvon restriktiven Parkraumkonzepten muß vordringliche Aufgabe der

kommunikativenInstrumentewerden.DurchdieVerdeutlichungderVerkehrsproblematikunddurchdie



vgl. die wachsende Kritik an den Insellösungen nach dem "St.Florians-Prinzip" (z.B. ENDERLE 1993, S. 269-272).59

WiewichtigdieregionaleAbstimmungvonrestriktivenMaßnahmenvoralleminAgglomerationenist,hatsichbeimVersuchderautofreienInnenstadtAachen60

gezeigt, wo die Düsseldorfer in Aachen ganz gezielt mit ihren Parkplatzangeboten geworben haben (vgl. ZÖRNER 1993, S. 25/ 26).
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Mobilisierung der Begünstigten muß ein Klima in der Stadt geschaffen werden, in dem nicht jeder

AbbaueinesParkplatzeseingroßesGezeterhervorruft.DieseAufklärungsarbeitwirdvonAPEL(1989,

S. 95) als "vornehmste Aufgabe der Planer und Politiker" bezeichnet. Kampagnen, die auf Mul-

tiplikatoren abzielen, sind von besonderer Bedeutung (vgl. den dementsprechenden "Public-

Awareness-Ansatz"vonSocialdatanachBLATTER/FIEBIG1991,S.74/75).Es istdaraufzuachten,daß

die Umlandbewohner, auf die eine restriktive Parkraumpolitik besonders zielt, auch die Infor-

mationen erhalten und überzeugt werden.

4.1.5 Wichtige Kriterien für eine umweltorientierte Parkraumpolitik

WenndasWortvonder"StellschraubeParkraum"ernstgenommenunddasZieleinerumweltorientierten

Verkehrspolitik verfolgt wird, können die folgenden Kriterien für eine wirkungsvolleParkraumpo-

litik aufgestellt werden:

- Eine Parkraumpolitik muß flächendeckend konzipiert sein. Um mit einer Stellschraube

zielorientiertsteuernzukönnen,müssenAusweichreaktionenmöglichstverhindertwerden.

Das bedeutet nicht nur eine flächendeckende Parkraumbewirtschaftung im öffentlichen

Straßenraum unter Einbezugder öffentlichzugänglichenParkhäuser deutlichüber diezen-

tralen Innenstadtbereiche hinaus, sondern insbesonderedieEinbeziehung der privaten59

Stellplätze in die Parkraumpolitik (vgl. die Erkenntnisse der Untersuchung von VOGT u.a.

1989).DesweiterenwäreneineAbstimmungmitdemUmland unddieEntwicklungvonInstrumen-60

ten gegen die autoaffinen Einrichtungen "auf der grünen Wiese" von Bedeutung.

- DiebestehendenParkflächensolltennachdem KriteriumderNotwendigkeit der mit dem Park-

vorgangverbundenenVerkehrszweckeverteiltwerden,umeineverkehrsreduzierendeNutzungs-

mischungzuerhalten.DieBestimmungder Notwendigkeit kann individuell durchdenVerkehrs-

teilnehmer (mittels Preisen für den Parkraum) oder gesellschaftlich-politisch durch Be-

nutzerzuweisungen erfolgen.

- EinAusgleichvonParkraumangebotundParkraumnachfragedarfnichtmehrdurchAngebotsaus-

weitung,sondernnurnochdurchordnungsrechtlicheundpreislicheNachfragelenkungund-
reduzierungerfolgen.Dasbedeutet,daß grundsätzlich keine neuen Parkplätze mehr angelegt

werden sollten, aber auch, daß Kapazitätsausweitungen durch Bewirtschaftungsregelungen

(höherer Umschlag pro Parkfläche) durch den Abbau von Parkflächen ausgeglichen werden

müssen.TOPP(1992,S.10/11)empfieltalsFaustregel: "AusfünfLangparkständenwerdenein

Kurzparkplatz für Kunden und Besucher und ein Langparkplatz für Bewohner, der Rest wird

Gehwegfläche, Radweg, Busspur oder Baumscheibe."

DamitwurdefürdenBereichderParkraumpolitikeinBewertungsrahmenentwickelt,andemkonkrete

kommunale Konzeptionen gemessen werden können.



FüreineumfassendeBetrachtungderMöglichkeitenderKooperationalsInstrumentdesÖPNVsvgl.KOLZ/BERMANN(1989,S.338-343).DieKooperationmit61

PartnernaußerhalbdesÖPNVhatalsMarketing-InstrumentindenletztenJahrenenormanBedeutunggewonnen(z.B.Messe-Ticket,Job-Ticket,Semesterticket).

Inflationsbereinigt ist der Benzinpreis von 0,56 DM im Jahr 1950 auf 0,38 DM im Jahr 1991 gefallen (vgl. TAZ 5.3.1993, S. 6).62
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4.2 Regionale Zusammenarbeit im Öffentlichen Personennahverkehr

In diesem Kapitel sollen die theoretischen Möglichkeiten der Zusammenarbeit der Träger des öf-

fentlichen Personen-Nahverkehrs (ÖPNV) auf regionaler Ebene dargestellt werden. Dabei erfolgt eine

EinschränkungderBetrachtungaufVerdichtungs-Regionen.BeidiesenRegionenistvoneinemstäd-

tischenKernundeinemländlichenUmlandauszugehen.RegionaleKooperationwirddamitimSinneder

Stadt-Umland-Zusammenarbeitverstanden.DieBetrachtungderZusammenarbeitbeschränktsichauf

die Kooperation der Verkehrsträger untereinander und mit den Gebietskörperschaften.61

4.2.1 DieNotwendigkeiteinerregionalenZusammenarbeit imÖPNVundgenerell inderVerkehrs-
politik

DiegestiegenenVerkehrsleistungender letztenJahrzehntegingenmiteinerzunehmendenZersie-

delung einher. Steigende Bodenpreise in den Zentren auf der einen Seite und fallende Mobilitätsko-

sten auf der anderen Seite führten zu einem Suburbanisierungsprozeß, der inzwischen auch als62

Desurbanisierungsprozeßbezeichnetwird(vgl.ZELLER1992,S.71).DieVerlagerung inerster Linie

der Wohnbevölkerung inzwischen aber auch der Arbeitsplätze von den Kernstädten in das immer

entfernter gelegeneUmlandwirddurchdenRaumordnungsbericht 1990 der Bundesregierung deutlich

belegt(vgl.BUNDESMINISTERFüRRAUMORDNUNG,BAUWESENUNDSTÄDTEBAU1990,S.74/75).Mitdiesem

TrendderSiedlungsentwicklunggehtdieTrennungzwischendenFunktionenWohnenundArbeitenein-

her, sodaß insbesonderedas stadtgrenzenüberschreitende Pendleraufkommen stark zugenommen hat.

DieseverstärktenPendlerbewegungenerfolgen inganzüberwiegendemMaßemitdemKfz(vgl. Abb.8).



WelcheAspektefürdieGewinnungneuerKundendiewichtigstenAnsatzpunktesind,istGegenstandvielerUmfragenundUntersuchungen(vgl.z.B.FREDRICH198863

nachRATZENBERGER/JOSEL/HAHN1989,S.382),wobeiinsbesonderederAnsatzübereinenreduziertenPreisheftigumstrittenist.ImempirischenTeilwerden
dazu einige Ausführungen gemacht. Eine detaillierte Bewertung dieser Fragestellung kann im Rahmen dieser Arbeit nicht erfolgen.

36 EURES

Abb. 8Veränderungen der Ein- und Auspendler für
das Stadtgebiet Stuttgart 1970-1987,
gegliedert nach benutztem Verkehrsmittel
(Quelle: PFEIFLE 1991, S. 496)

Da die Betreiber des öffentlichen Personen-

NahverkehrsindenStädtenmeistkommunale

Betriebe sind, ist ihr Aktionsradius auf die

städtischeGemarkungbegrenztbzw.dieMoti-

vation, im Umland einen attraktiven ÖPNV

anzubieten, beschränkt (keine Übereinstim-

mungvonNutznießerundEigentümer/Kosten-

träger).DasÖPNV-AngebotdesUmlandes ist

meist in eine Vielzahl von Betreibern

(Bundesbahn,Bahnbusgesellschaftenundpri-

vate Busbetreiber) zersplittert und in vie-

len ländlichen Regionen auf einen Mindest-

standardsowieauf denSchülerverkehr redu-

ziert. Diese Zersplitterung des ÖPNV ver-

stärktdieAutoaffinität der Umlandbewohner

noch und führt dazu, daß diese auch für den

Weg in die eigentlich durch ÖPNV gut

erschlosseneStadtdenPkwbenutzen.Solange

der Trend zur Suburbanisierung nicht ge-

stopptwerden kann, muß versucht werden, ein

denVerkehrsströmenentsprechendesÖPNV-

Angebotaufzubauenundzuverbessern,um zu einer Verkehrsverlagerung zu kommen. Die Kooperation

der bestehenden ÖPNV-Betreiber ist dabei von besonderer Bedeutung. Dabei ist allerdings zu

beachten,daßaucheineVerbesserungdesÖPNV-AngebotsdenTrendzurSuburbanisierungverstärkt.

Dieser Maßnahmenbereich besitzt damit umweltpolitisch ambivalente Auswirkungen und ist im Ver-

gleichzurParkraumpolitikalsMaßnahmenbereichmitgeringererWirkungstiefeeinzustufen.Einpro-

blemadäquater Ansatz zur Bewältigung der stadt-umländischen Verkehrsprobleme muß eine alle

Verkehrsträger übergreifende Politik beinhalten und dies mit einer gemeinsamen Siedlungspolitik

verknüpfen (vgl. PFEIFLE 1992, S. 23).Das bisherige Instrumentarium der Regionalplanung kann die-

sen Ansprüchen nicht genügen und muß weiterentwickelt werden (vgl. z.B. STREIT/ HAASIS 1990).

4.2.2 Ziele der regionalen ÖPNV-Kooperation

DasZieleiner regionalenÖPNV-Kooperation imRahmeneinerumweltorientiertenVerkehrspolitikmuß

die Verlagerung des Verkehrs vom MIV zum ÖPNV darstellen. Dafür ist eine Attraktivitätssteigerung

des ÖPNV notwendig, aber ohne IV-Restriktionen nicht ausreichend (vgl. z.B. ILGMANN 1982).

Die Attraktivität des ÖPNV für den Kunden wird bestimmt durch den Preis (vgl. VAUBEL 1992, S. 18)63

unddieVerkehrsqualität,diesichausfolgendenAspektenzusammensetzt (nachCERWENKAU.A.1986,

S. 101/ 102):

- Zugänglichkeit (z.B. Lage und Dichte der Haltestellen)

- zeitliche Verfügbarkeit (z.B. Bedienungshäufigkeit und Betriebsdauer)

- Direktheit (z.B. Umsteigehäufigkeit u. Umwegfahrten)
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- Schnelligkeit

- Zuverlässigkeit (z.B. Fahrplantreue, Anschlußsicherheit)

- Beförderungskomfort (z.B. Platzangebot, Fahreigenschaften der Fahrzeuge)

- Handhabbarkeit (z.B. Übersichtlichkeit v. Netz, Fahrplan und Tarifstruktur)

- Informationsqualität und -intensität

- Sicherheit (z.B. Unfallsicherheit, Sicherheit vor kriminellen Angriffen)

VerbesserungenbeidiesenAspektensinddamitauchbeimregionalenÖPNV-System dieabgeleiteten

Zielsetzungen der Kooperation.

4.2.3 Felder der regionalen ÖPNV-Kooperation

BeiderZusammenarbeitderÖPNV-Betreiberkannunterschiedenwerdenzwischen(vgl.KOLZ/BERMANN

1989, S. 340/ 341):

a. Angebotskooperation

b. Tarifkooperation

c. Werbekooperation

a.InderAngebotskooperationkoordinierendieVerkehrsunternehmenihrLeistungsangebot,also ihre

Linien,HaltestellenundFahrpläne.Damit könnenüber eine "nahtlose" Verknüpfung des Angebots

(z.B. die Verknüpfung und die Abstimmung der Fahrpläne von Umlandbussen und Stadtbahn) die

Attraktivität gesteigert oder durch Einsparung von Ressourcen (z.B. Aufhebung von Parallelverkehr)

die Kosten gesenkt werden. Die Zusammenarbeit geschieht auf jeden Fall bei der Planung, kann aber

auch bei der betrieblichen Leistungserstellung erfolgen.

b.BeiderTarifkooperationwerdendieBeförderungsentgelteund-bedingungenverschiedener Ver-

kehrsunternehmen aufeinander abgestimmt. In Frage kommen:

- die gegenseitige Anerkennung der Fahrausweise,

- der Additionstarif, bei dem neben eigenen auch Fahrausweise verkauft werden, die zur
Weiterfahrt auf Linien des anderen Unternehmen berechtigen,

- der Übergangstarif, bei dem übersteigende Fahrgäste eine Fahrpreisverbilligung erhalten,

- die Durchtarifierung, bei der übersteigende Fahrgäste eine Fahrpreisverbilligung erhalten,
wobei bereits jedochnur noch einFahrausweis für diegesamte Beförderungsstrecke ausgege-
ben wird,

- der Gemeinschaftstarif, durch den für eine gemeinsam betriebene Line ein besonderer Tarif
angewandtundnureinFahrausweisausgebenwird(HOFF1983nachBUNDESMINISTERFÜRVERKEHR
(Hg.)1988,S.19).BeieinemGemeinschaftstarif kommendieAusformungen"Einheitstarif"
(einPreis fürgesamteVerbundzone), "Flächenzonentarif" (EinteilungdergesamtenVerbund-
zone in "Waben") und "grob gestaffelter Teilstreckentarif" in Frage (vgl. BUNDESMINISTER
FüR VERKEHR (Hg.) 1988, S. 74).

c.GemeinsameWerbeaktionenhabenentwederdasZiel,gemeinsameAngeboteherauszustellenoderdie

WirkungderknappenWerbemitteldurchBündelungzuerhöhen(vgl.KOLZ/BERMANN1989,S.341).

Angesichtsder Bedeutung,diedie (mangelnde) Wahrnehmung für dieBenutzungdesÖPNVbesitzt (vgl.
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BRÖGnachBLATTER/FIEBIG1991,S.64),istdieWerbekooperationalsErgänzungsinstrumentauchbei

der regionalen Zusammenarbeit von entscheidender Bedeutung.

4.2.4 Formen und zentrale Ausgestaltungsmerkmale der regionalen ÖPNV-Kooperation

Bei den Kooperationsformen ist zu unterscheiden zwischen

a. privat-rechtlichenKooperationen(ZusammenarbeitvonzweiodermehrerenVerkehrsbetrieben)

und

b. öffentlich-rechtlichen Kooperationen (Zusammenarbeit von Verkehrsbetrieben und Gebiets-

körperschaften).

a. Bei den privat-rechtlichen Kooperationen lassen sich - geordnet nach dem Integrationsgrad -

folgende Formen unterscheiden:

- Tarifliche Zusammenarbeit: partielle tarifliche Zusammenarbeit

- Tarifgemeinschaft: intensive tarifliche Zusammenarbeit

- Verkehrsgemeinschaft:ZusammenarbeitbeimLeistungsangebot,bei denTarifenundbei der
Werbung

- Verkehrsverbund: intensiveZusammenarbeit in allen Bereichen und Bildung einer Dach-
organisation

- Verschmelzung: Aufgabe der rechtlichen Selbstständigkeit der einzelnen Unternehmen

b. Bei einer direkten Beteiligung der Gebietskörperschaften lassen sich folgende Formen unter-

scheiden:

- Zweiseitige Kooperation: Verkehrsunternehmen schließen mit den bedienten Gebietskörper-
schaften jeweils gesonderte Vereinbarungen.

- Korporation: Alle an der Durchführung des ÖPNV interessierten Gebietskörperschaften
schließensichzueinem Zweckverband oder einer privat-rechtlichen Organisation (z.B. GmbH)
zusammen. Diese Organisation beauftragt dann die Verkehrsunternehmen mit der

- Umsetzung der politisch bestimmten Leistungsvorgaben. Hierbei wirdzwischen einem Zwei-
Ebenen-Modell und einem Drei-Ebenen-Modell unterschieden. Beim Drei-Ebenen-Modell wird
zwischendemgebietskörperschaftlichenVerbandunddeneinzelnenUnternehmennocheineaus
den einzelnen Unternehmen gebildete Verkehrsgesellschaft eingesetzt (vgl. Anlage 5).

Nebender Bestimmungder Beteiligtenundder Formder Kooperation sind Regelungen zur Finanzierung

undEinnahmeaufteilungdiezentralenFestlegungenbeiderAusgestaltungvonvertieftenKooperatio-

nen.

Die Notwendigkeit öffentlicher Mittel zur Finanzierung des ÖPNV ist keine Besonderheit von Ko-

operationen,sondernresultiertbeidenbestehendenverkehrspolitischenRahmenbedingungenausden

gemeinwirtschaftlichen Leistungen des ÖPNV zur Erfüllung politisch gesetzter (sozial- und um-

weltpolitischer)Ziele.DieNotwendigkeit vonöffentlichenZuschüssenwirdaber bei Kooperationen

noch verstärkt, da Mehraufwendungen durch Durchtarifierung sowie durch Erlös- und Aufwands-

verschiebungen zwischen den Unternehmen nach bisheriger Erfahrung nicht durch Rationalisie-

rungsmöglichkeiten aufgefangen werden können (vgl. WINKELBAUER 1990, S. 18).
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Bei der Regelung von öffentlichen Zuschüssen für ÖPNV-Leistungen ist zu unterscheiden: (a) "was

wird finanziert?" und (b) "wer finanziert?"

(a) Von den Gebietskörperschaften finanziert werden können

- die exakte Abdeckung der Durchtarifierungsverluste,

- fixe Zuschüsse je verkaufter Fahrkarte,

- fixe Zuschüsse je Personenkilometer, je Wagen- oder Platzkilometer,

- die Abdeckung von nachgewiesenen Kosten, die anerkannt werden,

- jährliche Zuschüsse in bestimmter, von vornherein festgelegter Höhe,

- die Garantie der Einnahmen des Basisjahres.

(b) Die Zuständigkeit für die Finanzierung kann entweder bei den Gebietskörperschaften liegen, die

die Verkehrsunternehmen besitzen (Eigentümerverantwortung), oder bei jenen, in deren Gebiet die

Verkehrsleistungen erbracht werden (Nutznießerverantwortung) (vgl. WINKELBAUER 1990, S. 19).

Bei der Einnahmeaufteilung ist grundsätzlich zu unterscheiden, ob dieEinnahmen der jeweiligen

Verkehrsbetriebe nach dem Prinzip "Aufwand" (meist Platzkilometer) oder auf der Grundlage der

"Beförderungsleistung"(Personenkilometer)zugeteiltwerden.Während indenmeistenbisherigen

VerkehrsverbündeninderBRDnachdemAufwandsprinzipverteiltwird,befürwortenneuereVorschläge

das kundenorientiertere Leistungsprinzip (vgl. Studiengesellschaft für Nahverkehr 1991, S. 21).

Damit soll das wirtschaftlich-unternehmerische Denken stimuliert werden, wobei damit aber auch

wiederdieKonkurrenzzwischendenÖPNV-Partnern indieKooperationgebrachtunddieunternehmens-

übergeordnete Leistungsabstimmung erschwert wird (vgl. WINKELBAUER 1990, S. 16).

4.2.5 Kriterien für eine umweltpolitisch sinnvolle regionale ÖPNV-Kooperation

BeieinerumweltorientiertenAusrichtungderregionalenÖPNV-KooperationsindfolgendeAspektezu

beachten(vgl.dieentsprechendenEmpfehlungenbeiSNV1991,WINKELBAUER1990,S.28undVAUBEL

1992, S. 22/ 23; eigene Auswahl und Ergänzung):

a. Bei der Verbesserung des regionalen ÖPNV ist darauf zu achten, daß

- die Gesamtverkehrsleistung möglichst wenig steigt (geringer induzierter Verkehr),

- keine Verlagerung von umweltfreundlicheren Verkehrsmitteln (Fahrrad) zum ÖPNV erfolgt,

- damit eine sinnvolle Siedlungsentwicklung gefördert wird.

b.DieregionaleÖPNV-KooperationistdeswegenineinegesamthafteregionalabgestimmteSiedlungs-

und Verkehrsspolitik einzufügen.

c. Die regionale ÖPNV-Politik sollte nach gesamtgesellschaftlichen (volkswirtschaftlichen,

ökologischen und sozialen) Kriterien und nicht nach betriebswirtschaftlichen Kriterien erfolgen

(-> Orientierung an dem 3-Ebenen-Kommunalverband).

d. Das Integrationsgebiet sollte auf die tatsächlichen Verkehrsverflechtungen abgestimmt sein.
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e.Es ist einemöglichst weitgehende Integration der ÖPNV-Angebote auf allen Feldernder Koopera-

tion(Angebote,Tarife,Werbung)zuentwickeln,wobei dieLeistungserbringungausEffizienzgründen

dezentral (und privat) erfolgen sollte.64

f. Interne Modi und Regelungen (insbesondere die Einnahmenaufteilung, aber auch Entscheidungs-

findungsregeln) der regionalen ÖPNV-Kooperation sollten nicht strukturkonservativ, sondern

kundenorientiert und entwicklungsfreundlich ausgestaltet werden (-> Nutznießerfinanzierung,

Mehrheitsbeschlüsse und leistungsorientierte Finanzierung und Einnahmeverteilung).

Hiermit wird die ökologische Zielsetzung betont, was durch eine verkehrssektor- und politikfeld-

übergreifendeBetrachtung(a,b)unddurcheinenbestimmtenInstitutionenrahmen(c)sichergestellt

(bzw. anvisiert) werden sollte. Die anderen Kriterien (d,e,f) sind als "ÖPNV-System-interne

Optimierungsaspekte" zu bezeichnen.

DamitwurdeauchfürdenBereichder regionalenZusammenarbeit imÖPNVeinBewertungsrahmen

entwickelt, anhand dessen konkrete Ausgestaltungsformen und Ergebnisse bewertet werden können.
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5 Die Entwicklung eines Analyserasters für die Untersuchung von
Restriktionen bezüglich umweltorientierter Maßnahmen im Perso-
nennahverkehr

Nachdem indenvorangegangenen KapitelndienormativeBasis für eine evaluierungsähnliche Be-65

standsaufnahme der Freiburger Verkehrspolitik gelegt wurde (Fragestellung: Inwieweit entspricht

dieFreiburger Verkehrspolitik allgemeinsowiedieParkraumpolitik und die regionaleÖPNV-Politik

im speziellen einer umweltorientierten Verkehrspolitik?), soll in diesem Kapitel die Basis für Er-

klärungen des Politikergebnisses gelegt werden (Fragestellung: Welche Faktoren beeinflussen -

negativ oder positiv - die Freiburger Parkraumpolitik und die regionale ÖPNV-Politik hinsichtlich

ihres Outputs und speziell hinsichtlich der Umweltorientierung dieses Outputs?)

Dazu soll zuerst der politikwissenschaftliche Untersuchungsansatz dargestellt und begründet

werden, bisherige Erkenntnisse zum Thema skizziert und darauf aufbauend ein Raster möglicher Ein-

fluß- bzw. Restriktionsbereiche entwickelt werden.

5.1 Der Untersuchungsansatz für eine Restriktionsanalyse

Die Arbeit ist als Beitrag zur Umwelt- und Verkehrswissenschaft konzipiert und unterscheidet sich

damit im Erkenntnisinteresse grundsätzlich von den meisten vorliegenden politikwissenschaftlichen

Untersuchungen,diesichmitderkommunalenVerkehrspolitikbeschäftigen.Bei diesenArbeitenwar

die kommunale Verkehrspolitik das Untersuchungsfeld, bei dessen Betrachtung man spezifische

politics-undpolity-FragestellungenzurFunktionsweisedeskommunalenpolitisch-administrativen

Systems(kPAS)beantwortenwollte.Soz.B.LINDER(1973),derdenAusbaudesMünchnerMassenver-

kehrssystemsals Aspekt des kapitalistischen Konzentrations- und Expansionsprozesses beschrieb,

BOSSOW (1980),der anhand der Stadtbahnplanungen in Stuttgart und Freiburg die Prozesse v.a. der

vertikalen Politikverflechtung (Scharpf) untersuchte, PEHLE (1985), der anhand von Straßen-

planungendiekommunalenEntscheidungsstruktureninSchwedenundderBRDverglich,MAYOR(1989),

der am Beispiel der Sperrung eines zentralen Platzes die kommunalen Machtstrukturen in Nürnberg

analysierte, oder PASCHKE (1991), die am Beispiel der Verkehrsplanung den Einfluß der Kommunal-

verfassung auf Entscheidungsabläufe und -ergebnisse untersuchte.

Diese Arbeit ist dagegen eher als Politikfeldanalyse (vgl. SCHUBERT 1991) zu betrachten, bei der

alle Einflußdimensionen auf Ergebnisse in Bereichen der kommunalen Verkehrspolitik und hinsicht-

lich ihrer Wirkung bezüglich der Umweltorientierung des Politik-Outputs aufgenommen und be-

schriebenwerdensollen.Ziel istdasAufspürenvonEinflüssenundHindernissen,umdarausAnsätze
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vgl.dieBeiträgeimHandbuchfürpraxisorientierteUmweltpolitikundUmweltverwaltunginStädten,KreisenundGemeinden,herausgegebenvonFIEDLER,K.P.,67

1991.
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zur Verbesserungder Verkehrspolitik zu gewinnen. Das Schwergewicht der Betrachtung liegt dabei bei

den Einflußfaktoren des kommunalen politisch-administrativen Systems, da diese Faktoren von den

politischen Akteuren vor Ort potentiell verändert werden können. Deswegen erfolgt zuerst eine

AbgrenzungdeskommunalenPAS,damitdannzwischen internenundexternenRestriktionenunter-

schiedenwerdenkann.EineumfassendeAnalysederRestriktioneneinerumweltorientiertenkommuna-

len Verkehrspolitik kann sich nicht auf eine Phase des `policy-cycles' (vgl. SCHUBERT 1991,

S.69ff)beschränken,sondernmußRestriktionenbeiderProblemartikulation,Programmentwicklung,

EntscheidungundImplementationmiteinbeziehen.EinsobreitangelegterUntersuchungsansatzmacht

Konzessionenhinsichtlichder Tiefeund theoretischenFundierungder Analyseunumgänglich.Be-

gründet und gerechtfertigt werden soll dies hier noch einmal mit der Feststellung, daß diese Arbeit

einen Beitrag zur kommunalen Umwelt- und Verkehrspolitik darstellen soll, bei dem

politikwissenschaftliche Ansätze instrumentell eingesetzt werden.

Mit der Entscheidung zu einer Analyse mit großer Problemnähe und geringerer Orientierung an einem

politikwissenschaftlichen Theorieansatz ergibt sich auch ein stark induktives Vorgehen bei der

Darstellung der Restriktionen. Zur besseren Strukturierung der Darstellung, um die Restriktionen

indenbeidenuntersuchtenverkehrspolitischenBereichen(potentiellauchandereMaßnahmen-

bereiche) vergleichen zu können und zur fundierteren Interpretation der Ergebnisse wird trotzdem

ein grobes Analyseraster für Restriktionen deduktiv entwickelt. Dafür sollen im folgenden relevan-

te bisherige Analyseansätze und Erkenntnisse skizziert werden.

5.2 Kurzskizze bisheriger Analyseansätze und Erkenntnisse zum Untersuchungsthema

DenBezugsrahmenderArbeitbildetdieUmweltpolitik.Hauptanknüpfungspunkt fürdieAnalysederRe-

striktionenstellendeswegenUntersuchungenzurkommunalenUmweltpolitikdar.Danachwerden

weitereproblemspezifischereUntersuchungenhinzugezogen,ausdenenUntersuchungsansätzeund

bisherige Erkenntnisse für dieAnalyse der Restriktionen der Parkraumpolitik und der regionalen

ÖPNV-Politik gewonnen werden können.66

5.2.1 Analysen kommunaler Umweltpolitik

Im Gegensatz zur kommunalen Verkehrspolitik gibt es für den Bereich der kommunalen Umweltpolitik

bereits vielfältige politik- und verwaltungswissenschaftliche Untersuchungen, bei denen die Hemm-

nisse des kommunalen PAS für eine zielorientierte Politik im Zentrum des Interesses stehen. Auf

diese Ansätze kann hier aufgebaut werden, da sie die gleiche Zielrichtung wie diese Arbeit besit-

zen. Ein zentraler Unterschied liegt aber darin, daß sich die entsprechenden Arbeiten auf die

klassischen Felder und Maßnahmen der kommunalen Umweltpolitik (z.B. Naturschutz, Abfall und

Abwasser) beziehen, während die untersuchten verkehrspolitischen Maßnahmen nicht zu diesen

gehören.67
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Zuerst geriet die kommunale Umweltpolitik als Implementationsebene zentralstaatlicher Umweltpo-

litik in das Blickfeld der politikwissenschaftlichen Forschung. HUCKE/ MÜLLER/ WASSEN (1980)

analysiertenImplementationsproblemebeimBauvonAbwasser-undAbfallanlagen.AlsUrsachenfür

diemangelhafteUmsetzungführensienebenUrsachen,dieinderProblemstrukturundindermangeln-

den Durchsetzungsfähigkeit der staatlichen Instanzen begründet liegen, folgende strukturelle

SchwächendeskommunalenEntscheidungssystemsan:Es isteineDominanzder Verwaltung im Ent-

scheidungsprozeßvorzufinden,dieaus ihrem Informationsmonopol, ausder nicht konstantenAuf-

merksamkeit der Kommunalpolitiker und aus Partizipationsbarrieren für Betroffene resultiert.

DurchdieseDominanzderVerwaltungerhaltenbürokratischeSchwächenwiesektoraleFragmentierung,

geringeKooperationsbereitschaftzwischendenÄmternund ein inkrementalistisches Vorgehen beson-

dere Bedeutung als Ursachen für die mangelhafte Implementation (S. 350-357).

ImRahmenvonumfangreichenForschungenzurLuftreinhaltepolitikhabenWEIDNERundKNÖPFEL(1985)

auch die Möglichkeiten und Restriktionen im Bereich des städtischen Verkehrs thematisiert. Sie

betonendieexternenRestriktionen für dieKommunalpolitik, dadieNormen und Standards auf natio-

naler oder internationaler Ebene festgelegt werden. Als interne Restriktionen werden Zielkonflikte

undInteressengegensätzegenannt.FürWEIDNERu.KNÖPFEListdiesaberwenigereinKoordinations-

bzw. Kooperationsproblem als vielmehr ein Machtproblem, da die Fachverwaltungen mit ihren spe-

ziellen Klientelbeziehungen die Umweltpolitik als Störenfried betrachten, der mit ihren Interessen

konkurriert (S. 20).

NachdemsichdiekommunaleUmweltpoltikalseigenständigesPolitikfeld im Laufeder achtziger Jahre

etablierte,gabeserstepolitik-bzw.verwaltungswissenschaftlicheBestandsaufnahmen,bei denen

HandlungspotentialeundRestriktionenaufgezeigtwurden.ZAPF-SCHRAMM(1989,S.319-327)unter-

scheidetbei seinerDarstellungder Restriktionenkommunaler Umweltpolitik zwischenorganisa-

torischenundökonomischenRestriktionen.Zuersterenzählenein "hochgradig fragmentiertesPAS",

Informations-undKoordinationsproblemezwischendenVerwaltungseinheiteninnerhalbderKommune,

zwischendenKommunenundzwischenderkommunalenundderstaatlichenEbenesowiediemangelhafte

Ausstattung mit Personal und Sachmitteln (hier bezieht er sich in erster Linieauf dieUntersuchung

vonFIEBIG,KRAUSEu.MARTINSEN1986).AlsökonomischeRestriktionenwerdendieAbhängigkeitder

KommunenvonderörtlichenWirtschaft(ArbeitsplätzeundSteuern),dieinterkommunaleKonkurrenz

unddiestärkereLobbyvonWirtschaftsinteressengegenüberUmweltinteressenherausgestellt.Auch

WOLLMANN(1990,S.94-105)kommtzuähnlichenSchlußfolgerungen,wobeieretwasandereKategorien

verwendet.NebendenbeiZAPF-SCHRAMMaufgeführtenorganisatorischen(WOLLMANN:"administrativ-

bürokratischen") Restriktionen führt er die Knappheit der kommunalen Finanzressourcen und die

Rücksichtnahme auf wirtschaftliche Interessen als politische Restriktionen auf.

NebendenpolitikwissenschaftlichenAnalysenderRestriktionenkommunalerUmweltpolitikgibtes

auchDarstellungenvonkommunalenUmweltpolitikerInnenzudenHemmnisseneinerökologischorien-

tiertenPolitik.DieehemaligeBerlinerSenatorinfürUmweltschutzundStadtentwicklungSCHREYER

(1991,S.29-33)unterscheidetdabeiverschiedeneKategorienvonProblemenbeiderUmsetzungeiner

umweltorientierten Politik. Als bürokratische Hemmnisse werden quantitative und qualitative

Personalprobleme, mangelnde Institutionalisierung und Routinisierung von Prozessen und In-

strumentenzurSuchenachdenökologischbestenLösungenundmangelndeBereitschaftderVerwaltung

mit jungen, noch nicht etablierten Wissenschaftsinstitutionen zusammenzuarbeiten, genannt. Als

rechtlicheProblemeführtSCHREYERdiemangelndeInnovationsorientierungundDurchsetzungsfähig-

keitvonordnungsrechtlichenAuflagensowiedieVerwässerungvonUmweltstandardsdurchAbwägungs-

geboteauf.Umsetzungsproblemeim politisch-institutionellenBereich tretennachSCHREYER dann

auf,wennUmweltschutzalsQuerschnittsaufgabeangesehenwird.SowirddieAbschottungderanderen
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VerwaltungsbereicheunddiemangelndeAnwendungdesöffentlichenAuftragswesensalsHebelzur

DurchsetzungvonumweltverträglichenAlternativenbeklagtunddienotwendige Einbeziehung von Po-

litikbereichen,vondenenentscheidendeAuswirkungenaufdieUmweltausgehen,indasUmweltressort

betont.DiemangelndeNutzungvonEigentums-undAufsichtsrechtenbeiUnternehmenderVer-und

Entsorgungwirddaraufzurückgeführt,daßdieKommunenindiesenUnternehmendurchdieFinanzver-

waltungenvertretensind,welcheeineengewirtschaftlicheundkeineökologischeBetrachtungsweise

besitzen.

5.2.2 Analyse der Restriktionen für Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung

HIESS u. URBANEK (1985, S. 417-532) haben in ihrer Arbeit mit dem Titel "Stadterneuerung und Ver-

kehr"eineEvaluierungundeineRestriktionsanalyse fürVerkehrsberuhigungsmaßnahmenamBeispiel

der StadtWien präsentiert. Diese Arbeit entspricht damit in ihrer Anlage der vorliegenden Untersu-

chung, allerdings erfolgte die Analyse nicht in einem umweltpolitischen Kontext, sondern unter dem

Gesichtspunkt der Stadterneuerung.

Bei den Restriktionen wird unterschieden zwischen

- verkehrlichen, baulichen und fahrzeugtechnischen,

- rechtlichen,

- organisatorischen,

- planungsinstrumentellen,

- finanziellen,

- psychosozialen Restriktionen.

Beidenverkehrlichen,baulichenundfahrzeugtechnischenRestriktionenwerdensachlicheAus-

gangsfaktorenundSachzwänge(z.B.Straßenquerschnitt,Verkehrsaufkommen,WendekreisvonFahr-

zeugen u.ä.) aufgeführt, die Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung einschränken.

Alle relevanten gesetzlichen Regelungen werden auf Behinderungen und Beschränkungen für eine

stadterneuerndeVerkehrspolitikuntersucht,wobeiz.T.fehlendeRegelungenundz.T.Überregelun-

gen festgestellt werden (S. 484). Als organisatorische Restriktionen werden horizontale, vertikale

und räumliche "Koordinations-, Kompetenz- und Definitionsprobleme" als Folge der zersplitterten

ZuständigkeitenausgemachtundmangelndepersonelleundfinanzielleRessourcenbeklagt.Einschwer

nachvollziehbarer Entscheidungsprozeß,der zur Resignation bei den betroffenen BürgerInnen führt,

sowieBeteiligungsformen,diedurcheineeinseitigeZusammensetzungundDominanzlautstarker In-

teressengruppen gekennzeichnet ist, werden ebenfalls als Hindernisse einer Politik der Verkehrs-

beruhigung identifiziert. Desweiteren führt eine zentralisierte Entscheidungsstruktur zur

Bevorzugung von großen, teuren und spektakulären Projekten gegenüber dezentralen, kleinen und

relativ billigen Maßnahmen.

Bei den Planungsinstrumenten Stadtentwicklungsplan und Verkehrskonzeption wird die mangelnde

Verbindlichkeit der Verknüpfung zwischen dem Ausbau neuer Straßen und der Verkehrsberuhigung

bemängelt,danebenwerdenfehlendeInstrumentezurParkraumpolitikundfehlendeteilräumliche In-

strumente beklagt. Finanzielle Restriktionen ergeben sich durch insgesamt knappe städtische

Mittel, aber in erster Linie durch eine anhaltende Prioritätensetzung für den Straßenausbau. Als

psychosozialeRestriktionwirdderWiderstandvonAutobesitzerInnengegenüberUmgestaltungenim

Straßenraum bezeichnet, dessen Ausmaß aus der emotionalen Bindung an das Auto resultiert. Die
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Lösung der Parkplatzfrage wird als entscheidend für die Durchsetzbarkeit der Straßenumgestaltungen

angesehen (S. 470).

5.2.3 Analysen zur Stadt-Umland-Kooperation

DerStadt-Umland-ProblematikhatsichdieLokalePolitikforschungschonseit längerem gewidmet

(vgl.VÄTH1985,S.140/141).RäumlicherSchwerpunktderpolitikwissenschaftlichenBetrachtung

warendieVerdichtungsräumeundderen Institutionender regionalenKooperation(vgl.FÜRST1990,

S. 10; STREIT/ HAASIS 1990),während sich der thematische Schwerpunkt von finanzwirtschaftlichen

Konfliktenüber dieAuseinandersetzungenwährendder Gebietsreformauf Problematiken der gemeinde-

übergreifenden Aufgabenerfüllung verschob (vgl. FÜRST 1990, S. 9). Theoretische und empirische

Arbeiten zu den Möglichkeiten, der "Kirchturmspolitik" und der interkommunalen Konkurrenz eine

regionaleAbstimmungundKooperationentgegenzusetzen,verweisendarauf,daß"interkommunale

ZusammenarbeitalsKooperationvoneinander unabhängiger AkteureeinenhohenKonsensbedarfbe-

sitzt, und daher die Ansprüche an erfolgreiche Kooperation nicht zu hoch angesetzt werden dürfen"

(VORHOLZ 1981 nach VÄTH 1985, S. 141).

InzwischengibtesfundiertetheoretischeAnsätzezurAnalysehorizontalerPolitikverflechtungs-
prozesse(vgl.BENZ,SCHARPF,ZINTL1992),diesichaufUntersuchungenzuStadt-Umland-Problemen

(auchimÖPNV)imHamburgerRaumstützen(vgl.SCHARPF/BENZ1990).BeimÖPNVistderHauptkonflikt

darin zu sehen, daß die Zentralstadt als Eigentümerin des Hauptverkehrsbetriebes nicht bereit ist,

Leistungserweiterungen,diedenBewohnerndesUmlandeszugutekommen,zutragen,unddeswegen

finanzielleUnterstützungdurchdieUmlandkommunenfordert.DahierzunochkeineallgemeinenRege-

lungengefundenwurden,ergebensichbei jederMaßnahmelangwierigeVerhandlungen(vgl.SCHAPF/

BENZ1990,S.44u.S.69/ 70).Problematisch werden solche Verhandlungen durch generelleStadt-

Umland-Konflikte (Finanzausgleich), ideologische oder parteipolitische Gegensätze, durch örtlich

differenzierte Interessen im Umland (unterschiedlicheNutzender in den verhandelnden Kreisen

liegendenGemeinden),aberauchdurchspezifischeProblemeder Entscheidungsfindung insolchen

horizontal verflochtenen Politikfeldern. BENZ (1992b, S. 1-8) identifiziert als spezifisches

Problem von horizontalen Politik-Verflechtungen in demokratischen Staaten, daß die Akteure in

verschiedene Entscheidungskontexte eingebunden sind, und diese Kontexte unterschiedliche Spielre-

geln besitzen. Auf der einen Seite findet politische Entscheidungsfindung immer mehr in Verhand-

lungsarenen mit gleichberechtigten Partnern statt, wobei hier die Notwendigkeit zur konsensualen

EinigungKompromisse,Tausch-oderAusgleichsgeschäftealsModi der Interessensvermittlung

induziert. Auf der anderen Seite sind die politischen Akteure als Repräsentanten demokratischer

GemeinwesendenSpielregelndesParteienwettbewerbsundderparlamentarischenMehrheitsfindung

unterworfen, was hier aufgrund des politischen Wettbewerbs zu einem Interaktionsstil der

Konfrontation und der Abgrenzung führt. Erfahrungsgemäß verhandeln Akteure, die der politischen

KontrolledurchGremienunterliegen,deswegenhärter, beharren eher auf ihren Ausgangspositionen

und stellen höhere Forderungen, so daß Einigungen schwerer zu erreichen sind. So wird die In-

tegrationvonstädtischenundUmland-Interessenbei der Entscheidungüber Maßnahmenzur Ver-

besserungdes regionalen ÖPNVauch durch horizontal (Stadt-Umland) und vertikal (Kommunen-Kreise-

Land) verflochtene Entscheidungsverfahren potentiell beeinträchtigt.
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Abb. 9Daskommunalepolitisch-administrativeSystem;GR=Gemeinderat,KT=Kreistag,LR=Landrat
(eigene Darstellung)

5.3 KategorienmöglicherRestriktionenfürumweltorientierteMaßnahmenimPersonennahverkehr

Um ein möglichst umfassendes Bild der Einflußfaktoren für umweltorientierte kommunale Verkehrs-

maßnahmenzugebenundeinigedieserFaktorengenaueruntersuchenzukönnen,wirdunterschieden

zwischenFaktorenimkommunalenpolitisch-administrativenSystemundFaktorenaußerhalbdieses

kommunalenPAS.DieFaktoreninnerhalbdeskommunalenPASwerdendamitzudenzentralenUntersu-

chungsvariablen bestimmt, wobei diese Festlegung nicht aus einer Wertung der Wichtigkeit der

Faktoren für die kommunale umweltorientierte Verkehrspolitik, sondern aufgrund der studienfach-

spezifischen Orientierung des Autors erfolgt. Zudem erscheint es für eine handlungsorientierte

Arbeit sinnvoll, die Aspekte, die potentiell von den kommunalen Akteuren verändert werden können,

genauer zu betrachten.

5.3.1 Abgrenzung des kommunalen politisch-administrativen Systems (kPAS)

Ein Spezifikum der Verkehrspolitik (der Infrastrukturpolitik insgesamt) ist das starke Gewicht von

territorialen Interessen(gegensätzen) in Ergänzung zu den funktionalen Interessen(gegensätzen).

Deswegen wird für diese Arbeit die folgende Skizzierung des kommunalen politisch-administrativen

Systems und seiner Umwelt gewählt (Abb. 9).

Diese schematische Darstellung versucht zu verdeutlichen, daß "kommunal" hier nicht im Sinne von

"städtisch"verstandenundaufeineVerwaltungseinheitbezogenwird,sonderndieörtlich-regionale

Ebene (Gemeinden/ Kreise) im dreigliedrigen Staatsaufbau bezeichnet. Die territoriale Systemab-



vgl.hierzuauchdieentsprechendenForderungen innerhalbderLokalenPolitikforschung,dasBetrachtungsfeldnichtentsprechenddemstaatsrechtlichen68

Gemeindebegriffabzugrenzen,sondernlokalePolitikals"Politikineinemphysisch-ortsgebundenenundsozialraumbezogenenInteraktionssystem"zubetrachten
(HEINELT/ WOLLMANN 1991, S. 9/ 10).

Auf dieser Ebene der Betrachtung werden die öPNV-Betriebe zur Verwaltung gerechnet.69

DieIntegrationnichthumanerBereicheentsprichtnichtderüblichensozialwissenschaftlichenBetrachtungsweise.DienatürlicheUmweltgehtnormalerweise70

nurvermitteltüberdieWahrnehmunggesellschaftlicherAkteureoderalsErgebnisgesellschaftlicherProzesseinsozialwissenschaftlicheBetrachtungenein.
PRITTWITZ(1990,S.32)sprichthiervoneinem"subjektivistisch-soziologistischenFehlschluß,derquasieineRutschbahninDenkmusterderNaturbeherrschung
undNaturzerstörung"darstellt.Hierwirddementsprechenddavonausgegangen,daßRahmenbedingungendernatürlichenundbaulichenUmweltalsbeschränkende
Faktoren in eine Betrachtung der Möglichkeiten und Restriktionen umweltorientierter Maßnahmen gehören.
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grenzungerfolgtdamitnichtnachVerwaltungsgrenzen,sonderngemäßdemrealenInteraktionszusam-

menhang.68

Die Abgrenzung des politisch-administrativen Systems zu den anderen Systemen erfolgt in einem

systemtheoretisch-funktionalistischen Sinn, d.h. die Zugehörigkeit von bestimmten Akteuren wird

nachihremBeitragzurFunktioneinesSystemsbestimmt,sodaßAkteureauchmehrerenSystemenzuge-

hören können. Als Funktion des kPAS wird in Anlehnung an EASTON die "allocation of values" auf

örtlicher Ebene angesehen. Dazu gehört:

- legitimierte Definitionen der Gesellschaftsziele zu liefern,

- Ressourcen zur Erfüllung der Ziele einzusetzen,

- verschiedene Werte/ Interessen zu integrieren,

- die Vor- und Nachteile (Nutzen/ Kosten) politischer Aktivitäten auf Gruppen/ Individuen
zuzuteilen (vgl. FÜRST 1975, S. 27).

Die Darstellung hat heuristische Funktion und ist auf die spezielle Fragestellung dieser Arbeit

ausgerichtet.SieentsprichtdabeiaberauchbisherigenAnsätzenzurUntersuchungdeskommunalen

PAS (vgl. z.B. FÜRST 1975, der die gleichen Akteure dem kPAS zuordnet).

ImZentrumdeskPASstehenRatundVerwaltung.ParteienundVerbändewerdenalswichtigsteTräger

von Politik-Inputs in das kPAS aufgefaßt. Dabei besitzen die Parteien eher eine teilräumige

(Ortsverbände und -fraktionen), aber funktionsübergreifende Aufgabendefinition (Parteien

integrieren im Prinzip alle politischen Ziele), während Verbände eher eine gesamträumige (regiona-

leVerbandsgliederungenbei IHK,demEinzelhandelsverbandundbeimVerkehrsclubDeutschland),aber

funktionsspezifische Aufgabendefinition (z.B. Wirtschaft, Umwelt) besitzen. Die Quartiersvereine

entsprechen in dieser Darstellung eher den Parteien, wobei faktisch auch bei den Funktionalin-

teressen eine starke Selektivität vorherrscht (vgl. empirischer Teil). Die Verwaltungen sind69

territorial und funktional segmentiert, wobei die spezifischen Klientelbeziehungen hinsichtlich

bestimmter funktionalerZielezudenVerbänden inder Darstellungzum Ausdruckkommensollen.Eine

wichtige Mittler- (und Filter-)funktion im kPAS spielt die örtliche Presse bzw. die örtlichen

Medien. Die für das Teilsystem "Stadt" skizzierten Verhältnisse gelten im Prinzip auch spiegel-

bildlich für das Teilsystem "Umland", wobei hier eigentlich noch weitere territoriale Differenzie-

rungen notwendig wären. Diese Darstellung ist aber im wesentlichen auf die Abgrenzung des kPAS

gerichtet,genauereBeschreibungenderAkteursstrukturenmüssenjenachMaßnahmenbereichvor-

genommen werden (vgl. empirischer Teil).

BeidenkPAS-externenSystemenwirdzwischendemnicht-kommunalenBereichdesgesamtenPAS(PASauf

Bundes-undLänderebene),dem gesellschaftlichenBereichunter besonderer Heraushebung von

Wirtschaft und Wissenschaft sowie der natürlichen und gestalteten Umwelt differenziert.70



Wo Erkenntnisse der oben dargestellten Untersuchungen verwendet werden, wird hier nicht noch einmal eine Quellenangabe aufgeführt.71

DerInteressenbegriffwirdindieserArbeitinzweifacherHinsichtverwendet:Zumeinenwerdenziel-undproblembezogeneInteressen(z.B.Umweltinteressen,72

Wirtschaftsinteressen,Anwohnerinteressen)differenziert,zumanderenakteursbezogeneInteressen(Profilierungsinteressen,Konfliktminimierungsinteressen
u.ä.) unterschieden.

AlsAkteurewerden indieserArbeitsowohl institutionelleAkteure(z.B.OB,Landrat),aggregierte Gruppen (z.B. Fraktionen, Verbände) alsauch73

Einzelpersonen (Stadtrat, Geschäftsführer u.ä.) bezeichnet.
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5.3.2 DieBestimmungvonRestriktionsbereichenfürumweltorientierteMaßnahmenimPersonennah-
verkehr

Unter Bezugnahme auf die Darstellungen in den letzten beiden Kapiteln (bisherige Untersuchungs-

ansätze und Systemdifferenzierung und -abgrenzung) soll in diesem Kapitel ein Raster von Einfluß-

faktorenunddamitpotentiellenRestriktionsbereichen fürumweltorientierteMaßnahmen imPerso-

nennahverkehr entwickelt werden.71

Der politischeProzeß kannals Informationsverarbeitungs- und/ oder als Interessenverarbeitungs-
prozeß aufgefaßt werden. Das Ergebnis des Prozesses wirddeswegen zum einen durch die Politik-

Inputs(InteressenundInformationen),zumanderendurchdasProblemverarbeitungssystembestimmt.

Als Restriktionen, dieeinem bestimmten Politik-Output entgegenstehen, können deswegen unter-

schieden werden:

- mangelnde oder entgegenstehende Inputs und

- Beeinträchtigungen des problemverarbeitenden Systems (kPAS).

InformationenundInteressen müssenvonAkteuren indaskPASeingebrachtwerden,umzurelevanten72 73

Inputs zu werden. Die Problemverarbeitung- bzw. Handlungsfähigkeit des kPAS kann durch externe

Faktoren (z.B. gesetzliche Rahmenbedingungen, ökonomische Situation) oder durch interne Faktoren

(z.B. Selektivitäten bei der Problembearbeitung durch institutionelle und personelle Konstel-

lationen, mangelnde Ressourcen) beeinträchtigt sein.

EntsprechendderobenentwickeltenAbgrenzungdeskPASwirdzwischenEinflußfaktoreninnerhalbdes

kPAS und außerhalb des kPAS differenziert.

Damit kann folgende Systematik der Einflußfaktoren aufgestellt werden:

EXTERNE EINFLUßFAKTOREN

a. naturräumliche, siedlungsgeographische und städtebauliche Faktoren

b. Werte und Einstellungen der Gesellschaft

c. ökonomische und finanzielle Faktoren

d. Normen und Programme auf staatlicher Ebene

e. Information (Problem- und Problemlösungswissen)

INTERNE EINFLUßFAKTOREN

a. Funktionale Partikularinteressen

b. Territoriale Partikularinteressen

c. Institutionelle Faktoren



Einflußfaktoren und Restriktionen in diesem Bereich werden vor allem in Arbeiten von Geographen zum Thema ausführlich behandelt (vgl. z.B. ZELLER 1992).74

EinesoziologischeArbeitwürdeverstärktindiesemBereichEinflußfaktorenundRestriktionenfürVerkehrsmaßnahmenherausarbeiten(vgl.z.B.dieArbeiten75

von BRöG bzw. SOCIALDATA).

vgl.dazudieAusführungenvonWINDHOFF-HERITIER(1989,S.93/94),diedieBedeutungderWirtschaftslagefürdieAkzeptanzvonArbeits-undUmweltschutzmaß-76

nahmen feststellt.
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d. Personelle (individuelle) Faktoren

e. Finanzielle und personelle Ressourcen

EXTERNE EINFLUßFAKTOREN

a. Naturräumliche, siedlungsgeographische und städtebauliche Faktoren

Bei der Betrachtung kommunalpolitischer Handlungsmöglichkeiten zu einem bestimmten Zeitpunkt

stellen die naturräumlichen, siedlungsgreographischen und städtebaulichen Ausgangslagen

bedeutendeRahmenbedingungendar,dadieseFaktorenkurz-undmittelfristigkaumzuverändernsind.

AufdieBedeutungnaturräumlicherBedingungenfürverkehrspolitischeErgebnisseweistROßBERG

(1992, S. 32) hin, der die erfolgreiche Verkehrspolitik der Schweiz auf die "natürlich-geographi-

schen Gegebenheiten" zurückführt, die zu einer verkehrsvermeidenden und ÖPNV-affinen Siedlungs-

entwicklung beitrugen.74

b. Werte und Einstellungen der Gesellschaft

Die Akteure des kPAS sind einerseits durch ihre persönliche gesellschaftliche Integration und an-

dererseitsdurchWahlenangesellschaftlicheWerteund Einstellungen gekoppelt. Diese dominanten

Werte und Einstellungen sind als Hilfen und Restriktionen für die Entwicklung und Umsetzung von be-

stimmtenMaßnahmenzubewerten.WerteundEinstellungenkönnenzwischenverschiedenenräumlichen

und sozialen Segmenten der Gesellschaft differieren.75

c. Ökonomische Faktoren

KommunaleVerkehrsmaßnahmenstehen inzweierleiBeziehungenzumökonomischenSystem:Einerseits

werdenzurUmsetzungvonMaßnahmenmeist finanzielleRessourcenbenötigt,diedaskPASzueinem

erheblichen Teil direkt oder indirekt aus der lokalen Wirtschaft bezieht. Andererseits besitzen

verkehrspolitische Weichenstellungen zentrale Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwicklung.

Die Handlungsfreiheit des kPAS kann dadurch örtlich (lokale Wirtschaftsstruktur) und zeitlich

(wirtschaftliche Konjunktursituation) differenziert eingeschränkt sein.76

d. Normen und Programme auf staatlicher Ebene

AuchwenndiebehandeltenverkehrspolitischenMaßnahmendeutlichimkommunalenKompetenzbereich

liegen, beeinflussen auch in diesen Politikfeldern staatliche Gesetze und Verordnungen sowie

finanzielleProgrammedenHandlungsspielraumunddieEntscheidungsfindungaufkommunalerEbene.

e. Information (Problem- und Problemlösungswissen)



DienachfolgendenKategorienintegrierenmehrereparadigmatischeErklärungsansätzefürpolitischeProzesse:DieErklärungsvariablenInteressenund77

institutionelleBedingungenstehenfürunterschiedlichesozialwissenschaftlicheUntersuchungsansätze(vgl.SCHUBERT1991,S.25-40,WINDHOFF-HERITIER
1989b).AnstatteinervertieftenDarstellungundVerwendungeinesAnsatzeswirdhiereinVariablenmixgewählt,wobeidann imAnalyseteildieempirischen
TatbeständeineinerpragmatischenWeisedenErklärungsvariablenzugeordnetwerden.Hierwirdnocheinmaldeutlich,daßderIntegrationspunktdieserArbeit
das umwelt- und verkehrspolitische Problem und nicht ein politikwissenschaftlicher Theorieansatz darstellt.
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ProblemthematisierungenundEntscheidungenfürProblemlösungsmaßnahmenberuhenindermodernen

ausdifferenziertenGesellschaftimmermehraufwissenschaftlichenForschungenundExpertisen.Ein

Faktor fürpolitischeEntscheidungenstelltdeswegendasWissenum Probleme,Problemursachenund

Problemlösungsmöglichkeiten(analytischesundkonzeptionellesWissen)zumEntscheidungszeitpunkt

dar. Daneben sind konkrete "Vor-Ort-Daten" für Umsetzungsschritte notwendig.

INTERNE EINFLUßFAKTOREN

BeidenEinflußfaktoren(potentiellenRestriktionen)innerhalbdeskPASwerdenakteursbezogeneund

institutionelle Faktoren betrachtet:77

a. Funktionale Partikularinteressen und ihre Rolle im politischen Prozeß

Verkehrsinfrastruktur dient verschiedenen Zielen bzw. der Erfüllung und Verknüpfung verschiedener

Grundfunktionen (Wohnen,Arbeiten,Versorgen,Freizeit) undproduziertverschiedene Betroffenhei-

ten (Anwohner, Pendler, Einkäufer, Besucher). Im politischen Prozeß manifestieren sich diese Ziele

und Betroffenheiten in (partikularen) Interessen, die von Akteuren im kPAS aufgegriffen und

vertreten werden. Neben diesen Interessen, die sich aus der Nutzung und der Betroffenheit von

Verkehrsmittelnergeben,sindnochdie Interessender Verkehrsmittelproduzentenzuberücksichti-

gen. Die analytische Differenzierung dieser Interessen schließt nicht aus, daß Akteure gleich-

zeitig verschiedene Interessen vertreten (multiple-self-Prinzip). Das Ziel eines umfassend

orientiertenUmweltschutzessteht nun in einem bestimmten Verhältnis zu diesen funktionalen Zie-

len. Neben der Bestimmung des Verhältnisses zu diesen anderen Zielen sind für die Umsetzung

umweltorientierter Maßnahmen Selektivitäten im poltischen Prozeß bezüglich der Organisations-

fähigkeit, der Artikulationsfähigkeit und der Durchsetzungsfähigkeit dieser Interessen von

zentraler Bedeutung.

b. Territoriale Partikularinteressen und ihre Rolle im politischen Prozeß

Kosten und Nutzen von Verkehrsinfrastruktur und verkehrspoltischen Entscheidungen sind räumlich

unterschiedlichverteilt.DadurchunddurchräumlichsegmentierteZuständigkeitenergebensich

differenzierte Interessen, die räumlich definiert sind. Für die Realisierungsmöglichkeiten von

umweltorientiertenVerkehrsmaßnahmen istder Bestandvon territorialen Interessengegensätzen,

deren Artikulation und Einfluß auf den Entscheidungsfindungsprozeß von Bedeutung.

c. Institutionelle Faktoren (Institutionenrahmen)

Institutionen können als strukturelle Entscheidungsprämissen betrachtet werden. Sie bilden

HandlungskorridorefürdieAkteure,definierenabernichteindeutigderenHandeln(vgl.MARTINSEN/

FÜRST 1987, S. 23). Als Institutionen werden politische und administrative Entscheidungs- und

Organisationstrukturenund-regelnbezeichnet (Kommunalverfassung,Verwaltungsgliederung,



Auchbei MARTINSEN/FüRST(1987,S.159)undFüRST(1990,S.17)wirdaufdenEinflußderPersönlichkeitbzw.des Individuums aufdiekonkretepolitische78

Handlung hingewiesen.
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Trägerschaften und Organisation der Verkehrsbetriebe, regionaleKooperationsstrukturen).Der

institutionelleRahmenbestimmtHandlungspotentialeund-restriktionenund filtertdenZugangvon

Akteuren zu Entscheidungen und zu zentralen Informationen. Er steuert Informationsprozesse,

filtert die Aufmerksamkeit für Themen, gliedert Informations- und Entscheidungsprozesse zeitlich

(Verfahrensregeln), sachlich (Zuständigkeitsverteilung) und sozial (Rekrutierungsregeln für

Personen/ Gruppen zu Entscheidungsgremien) und definiert Regeln, wie Informationen zu verarbeiten

und Entscheidungen zu finden sind (z.B. Beteiligungsregeln, Entscheidungsregeln in Gremien) (vgl.

FüRST 1990, S. 15).

d. Personelle (individuelle) Faktoren

ZurErklärungkonkreterPolitikergebnissereichendieFaktorenVorhandenseinundOrganisiertheit

vonGruppeninteressenundInstitutionenrahmenoftnichtaus.KonkreteEntscheidungenwerdenvon

(mehreren) Einzelpersonen getroffen. Deren Verhalten kann nun wiederum durch ihre Einbindung in

soziale Bezüge (Werte) und institutionelle Bezüge (Rollen) erklärt werden, für innovative Politik-

ergebnissesindaberz.T.auchganzindividuelleCharaktereundpersönlicheBezügezumProblemaus-

schlaggebend.78

e. Finanzielle und personelle Ressourcen

Begrenzte finanzielle Ressourcen stellen eine Restriktion für kommunales Handeln dar (vgl. Mäding

1991). Ausgangsthese ist, daß die generelle finanzielle Situation einerseits und die Kosten- und

BelastungsintensitätvonMaßnahmenandererseitsdieBedeutungdiesesRestriktionsfaktors für

umweltorientierte Verkehrsmaßnahmen beeinflussen. Quantität und Qualtität des Personals sind für

dieProblemverarbeitungskapazitätdeskPASebenfallsvonBedeutung.NebenderallgemeinenRessour-

cenkapazitätspieltdabeiaberdieRessourcenverteilungzwischendenAufgabenfelderndieentschei-

dende Rolle (vgl. HIESS/ URBANEK 1986, S. 504).

DieserAnalyserahmenversucht,allepotentiellenEinfluß-bzw.Restriktionsdimensionenzuerfas-

sen. Er steckt damit das Feld der Betrachtung ab und strukturiert die Betrachtung. Im empirischen

Teil kann dieser Rahmen nun nicht immer vollständig ausgefüllt werden, da v.a. ein begrenztes Zeit-

budget und mangelnde Zugänglichkeit zu den Informationen dies verhinderten.

In diesem ersten Teil der Diplomarbeit wurde nach der Darlegung der normativen Grundlage der Arbeit

undeinerProblembeschreibungeinAnalyse-undBewertungsraster fürVerkehrsprogrammeentwickelt

und die Möglichkeiten für umweltorientierte Verkehrspolitik in den beiden Bereichen Parkraum-

politik und regionaleKooperation im ÖPNVdargestellt. Dazu wurde einRaster von Einflußbereichen

und damit von potentiellen Restriktionen für die Umsetzung dieser umweltorientierten Politiken

abgeleitet. Somit ist dieBasis gelegt für dieAnalyse und Bewertung realer politischer Maßnahmen

und Prozesse am Beispiel Freiburg im folgenden zweiten Teil.
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II Empirischer Teil

Im Mittelpunkt dieses zweiten Teils der Arbeit stehen die Untersuchungen zu den Freiburger ver-

kehrspolitischenProgrammen(Generalverkehrsplänevon1969und1979sowieGesamtverkehrskonzep-

tion von 1989), zur Freiburger Parkraumpolitik und zur regionalen ÖPNV-Kooperation im Freiburger

Raum.DazuwirdzuerstdasmethodischeVorgehenerläutert,dieAuswahlderStadtFreiburgbegründet

und relevanteDatenzur Freiburger Situationgeliefert.Nachden Analysen werden diegefundenen

RestriktionenundHilfen indenbeidenuntersuchtenMaßnahmenbereichenzusammengefaßtundver-

glichen und zuletzt einige Schlußfolgerungen aus den gewonnenen Ergebnissen gezogen.
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6 Methodisches Vorgehen

UmrealeMöglichkeitenundRestriktionenfürumweltorientierteMaßnahmenimPersonennahverkehr

aufzuzeigen,wurde als methodischer Ansatzdas Fallstudienkonzept gewählt. Dieses Konzept hat in

der kommunalwissenschaftlichenForschungweiteVerbreitung und Anerkennung gefunden (vgl. die

vorgestelltenUntersuchungen bei VÄTH 1985; FÜRST 1990, S. 27), auch wenn dabei fehlende wis-

senschaftlicheValiditätundmangelnder methodischer RigorismusAnlaß zur Kritik bieten. Diese

Problemesindbesondersrelevant,wennverallgemeinerungsfähigeundübertragbareAussagenange-

strebt werden. Als Vorteile stehen dem gegenüber die inhaltliche Problemdichte und heuristische

Bedeutung von Fallstudien. "Hierbei bieten gerade Fallstudien den wichtigen Vorteil der Ge-

genstandsnähe und der Möglichkeit, im Rahmen von Prozeßstudien (...) diejenigen situativen

Bedingungen und Faktoren zu erfassen, deren Kenntnis unter dem Gesichtspunkt möglicher institutio-

neller, instrumentellerundprozeßualerAnsatzpunktezurErhöhungderHandlungs-undSteuerungs-

fähigkeit im lokalen Handlungsfeld wichtig sein könnte" (HELLSTERN/ WOLLMANN 1979, S. 140).

Entsprechend der handlungsorientierten Konzeption dieser Arbeit erscheint deswegen die Fall-

analyse das angemessene methodische Vorgehen.

Dabeimußbetontwerden,daßfürVersuchederkausalenErklärungimWegeder InterpretationderBe-

funde mit Fallanalysen "nicht mehr als Plausibilitätsargumente (letztlich: Hypothesen) gewonnen

werden können" (FÜRST 1990, S. 27 mit Verweis auf SCHARPF 1982).

Insgesamt lassen sich im folgenden empirischen Teil folgende Analyseschritte differenzieren:

a. BeiderAnalysederverkehrspolitischenProgrammeerfolgtnebeneinerKurzbeschreibungeine

Bewertung anhand des in Kapitel 3 hergeleiteten Rasters.

b. Bei denMaßnahmenbereichenParkraumpolitikund regionaleÖPNV-Kooperationwerdend-

eskriptive, bewertende und erklärende Analyseschritte vorgenommen.

(a)DieBewertungderverkehrspolitischenProgrammehinsichtlich ihrerUmweltorientierungerfolgt

inAnlehnungandieMethodikder Inhaltsanalyse (diemethodischeVorgehensweise ist inKap.7.2.3

detaillierter ausgeführt).

DieEignungderGeneralverkehrspläne(GVPs)undderGesamtverkehrskonzeption(GVK)alsrepräsenta-
tiverAusdruckder EntwicklungunddesStandesder Umweltorientierungkommunaler Verkehrspolitik

wird folgendermaßen begründet:

- GVPsundGVKrepräsentierenmit ihrerVerabschiedungdurchdenGemeinderatdenherrschenden

Meinungsstand zur kommunalen Verkehrspolitik zum Zeitpunkt der Verabschiedung.

- SiesindalsgesamthafteProgrammekonzipiert, indenendieLeitlinien für das gesamte Po-

litikfeld "Verkehr" enthalten sind und auf die sich die Verwaltung in ihrer Aufgaben-

bearbeitung und die Politik in ihrer Argumentation in den Jahren nach der Verabschiedung

stützt.
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MethodischproblematischwäredieHeranziehungderGVPsundder GVKalsGrundlage für eineBewer-

tung mit dem abgeleiteten Raster einer umweltorientierten Verkehrspolitik, wenn qua Definition

bestimmteStrategien,ZieleoderMaßnahmennichtinsolchenProgrammenenthaltenseinkönnen.Dies

ist meines Wissens nicht der Fall.

(b) Bei der Untersuchung der Maßnahmenbereiche Parkraumpolitik und regionaleÖPNV-Kooperation

wurdeeinmethodischesVorgehengewählt,dasFüRST(1990,S.12)als"ereignisbezogeneAnalyse"be-

zeichnet. ImGegensatzzueinerdetailliertenProzeßanalyse(vgl.HELLSTERN/WOLLMANN1979,S.155-

172), in der ein Entscheidungsprozeß vollständig ausgeleuchtet wird, beschränkt sich die Dar-

stellung im wesentlichen auf "Entscheidungs-Knoten", womit im wesentlichen Politik-Outputs und

neue Inputs (Anlässe für Handeln, neue Interesseneinflüsse, durch förmliche Zäsuren gekenn-

zeichnete Abschlüsse von Planungsphasen, Entscheidungen sowie Revisionen von Entscheidungen)

gemeint sind (vgl. FüRST 1990, S. 12 u. S. 31).

DiesemethodischeBeschränkung ist im Untersuchungsansatzund in der Zugänglichkeit des Untersu-

chungsfeldes begründet:

- UntersuchtwerdenMaßnahmenbereicheoderandersausgedrücktPolitikfelderundnichteine

einzelne zentrale (Infrastruktur-) Maßnahme bzw. Entscheidung. In diesen Politikfeldern

findensichzwarauchzentraleProgrammeundEntscheidungen, insbesonderedieParkraum-

politik ist aber von einer Vielzahl kaum verbundener Einzelentscheidungen geprägt. Diese

Vielzahl von Ereignissen ermöglicht nicht eine jeweils detaillierte Analyse des Interakti-

onsgeflechts und des Prozeßablaufes.

- Eine zweite Begründung für dieHeranziehung von im wesentlichen nur öffentlichen Ereignis-

sen liegt in der mangelnden Möglichkeit, Informationen über verwaltungsinterne Abläufe und

informelle Kontakte zu erhalten. Dies gelang nur vereinzelt durch die geführten Interviews.

Die Interviewten waren in erster Linie bemüht, ihre inhaltlichen Aussagen und Positionen

"rüberzubringen", jahrelangzurückliegendeProzessewurdennurnochvagereproduziertund

angesichts der Brisanz des Themas war die Verwaltung sichtlich bemüht, mit Internas sehr

vorsichtig umzugehen.

Nachder deskriptivenRekonstruktionder EreignisseundEntscheidungenwerden in einem ersten

Analyseschritt diePolitik-outputs und z.T. diekonkreten Umsetzungsschritte (impacts) anhand der

im ersten Teil aufgestellten Kriterien bewertet.

Im nächsten Schritt werden jeweils die relevanten Akteure, ihre Positionen und Interessen darge-

stellt, wobei auch kurz auf diejenigen Akteure und Interessen eingegangen wird, die keine aktive

Rolle bei den Entscheidungen gespielt haben (dies geschieht unter Bezugnahme auf die Erkenntnisse

vonBACHRACH/BARATZ1970zum"non-decision-making"undihremModellderstrukturellenInteres-

senfilter im kommunalen Entscheidungsprozeß (vgl. HELLSTERN/ WOLLMANN, S. 168).

DaauchinFreiburgeinenichtzuübersehendeDiskrepanzzwischentheoretischmöglichenbzw.nor-

mativ nötigen und real vorzufindenden umweltorientierten Maßnahmen vorzufinden ist, soll in einem

letzten Analyseschritt versucht werden, durch die Identifizierung und Beschreibung der Restriktio-

nen diese Defizite zu erklären. Die Identifizierung der Restriktionen erfolgte in einem iterativen

Prozeß, indem auf der einen Seite dieaus der Literatur deduktiv abgeleiteten Restriktionsbereiche

dieWahrnehmungundStrukturierunggrobsteuertenundauf der anderenSeiteverkehrspolitisch-in-
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haltlicheVorkenntnisseunddie intensiveBeschäftigungmit den Vorgängen in Freiburgdas induktive

Erkennen und Verstehen eine detailliertere Beschreibung der Probleme ermöglichten.

Die Breite des Untersuchungsfeldes und diedamit einhergehende mangelnde tiefe Durchdringung der

Politikabläufe führte insbesondere bei der Restriktionsanalyse dazu, daß diese Arbeit konzep-

tionell und methodisch als explorative Fallstudie einzustufen ist, die der Präzisierung von

Problem-undFragestellungendienenkannundderenErgebnissedurchweitereFallstudien inanderen

Städten oder durch quantitativ-statistische Kontrolluntersuchungen geprüft werden müßten.

Zur Informationsgewinnung wurden die "üblichen Instrumente" (FÜRST 1990, S. 29) eingesetzt:

- Auswertung von Broschüren bzw. Programmen der Stadt und von den Verkehrsbetrieben.

- AuswertungvonVerwaltungsvorlagenundEinsicht inGemeinderatsprotokolle. -Währendbei

derÜberlassungvonProgrammenundVerwaltungsvorlagenundbeimEinblick inGemeinderats-

protokolleeinfreundlichesEntgegenkommenzuverzeichnenwar,wurdenWünschenachOrga-

nisationsplänen, Gutachten und nach Einsicht in die Protokolle der Nahverkehrskommission

nicht erfüllt.

- Auswertung der gesamten archivierten Berichterstattung der lokalen Monopolzeitung (Ba-

discheZeitung)zudenbeidenMaßnahmebereichen.Hierbei istzuerwähnen,daßdieZeitungs-

berichtevorwiegendzurGewinnungvonFaktenwissen(Beschlüsseo.ä.)verwendetwurdenund

somit die Problematik der Filterung und Verzerrung durch die Berichterstatter nicht so gra-

vierendist.Dadurch,daßimArchivderBZdenMaßnahmenbereichenfastentsprechendeKate-

gorien vorzufinden waren, kann eine recht umfassende Darstellung der (öffentlichen)

Ereignissegegebenwerden,wobeinatürlichinBetrachtgezogenwerdenmuß,daßdieZuordnung

desArchivarssichnicht in jedem Fallmit der hier zugrundegelegten Bereichsdefinition dec-

ken muß.

- Interviews mit beteiligten Handlungsträgern (vgl. Liste der Interviewpartner). - Ein

umfassendesAbdeckenallerrelevantenAkteurewardurchdiesehrunterschiedlicheAkteurs-

beteiligungbei den beiden Maßnahmebereichen im Rahmen dieser Untersuchung nicht möglich.

StattdessenwurdenineinemerstenDurchgangAkteureinderVerwaltungundindenVerkehrs-

betriebenangesprochenunddurch jeweiliges Nachfragen nach wichtigen Akteuren diePersonen

für einezweite Interviewrunde bestimmt ("Schneeballprinzip").Die Unterrepräsentierung

der Kritiker und Gegner der behandelten Maßnahmen bei den Interviews wirddadurch etwas

abgeschwächt,daß derenBeteiligungundderenArgumentedurchdieZeitungsauswertung deut-

lich erfaßt wurden.
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7 Fallbeispiel Freiburg

Die Wahl der Stadt Freiburg als Beispielstadt erfolgte aufgrund folgender Aspekte:

- DieStadtFreiburggenießtdenRufeinerumweltorientiertenKommuneundwurdeAnfang1993

vonderDeutschenUmwelthilfeals"Umwelthauptstadt"ausgezeichnet(vgl.DEUTSCHEUM-

WELTHILFE 1992). Die Verkehrspolitik spielt dabei eine gewichtige Rolle, sie wird von der

Stadt als "nachhaltig, umweltorientiert, ökologisch pointiert" bezeichnet (Tiefbauamts-

leiter Göbel). Wegen dieser Zielkongruenz mit den oben theoretisch entwickelten Konzeptio-

nen (Gesamtkonzeption, Parkraumpolitik, regionale ÖPNV-Politik) können diese als Bewer-

tungsraster eingesetzt werden.

- Die Freiburger Verkehrspolitik ist ausreichend fortgeschritten, um zu den als wichtig

erachtetenMaßnahmenbereichen ex-post-Analysen sinnvoll durchzuführen: Im Jahr 1989 wurde

eineneueGesamtverkehrskonzeptionverabschiedet, imBereichParkplatzbewirtschaftunggab

esEndederachtzigerJahreKonzeptionenundBeschlüsse,diez.T.schonumgesetztwurdenund

bei der regionalen ÖPNV-Kooperation erfuhr man mit der Einführung der REGIO-Umweltkarte

1991 bundesweite Aufmerksamkeit.

- Die Wahl einer "Vorreiterstadt" und nicht einer "Durchschnittsstadt" erfolgte, um auch

UmsetzungsproblemebeleuchtenundwegweisendeErkenntnissefür"nachziehende"Kommunen

liefern zu können. Damit wird implizit davon ausgegangen, daß bei einer längerfristigen

BetrachtungdieverkehrlichenProbleme,Konzepte,MaßnahmenundUmsetzungsproblemein

allen Städten ähnlich sind. "Progressive" Städte unterscheiden sich von "konservativen"

danach nur hinsichtlich der Schnelligkeit, mit denen sie neue Konzeptionen aufgreifen und

derKonsequenz,mitdenensiedieseKonzeptionendurchsetzen.DamitwerdendeutlicheUnter-

schiedeundVarianzenzwischendenStädtennichtabgestritten, jedoch festgestellt, daß die

Gemeinsamkeiten größer sind als die Unterschiede und sich deutliche generalisierbare

Tendenzenaufzeigenlassen(vgl.dieBeispielstädteunddievorgefundenenMaßnahmeninAPEL

1984undAPEL1992,wobei hier allerdings nur europäische "Leaderstädte" aufgenommen

wurden).DiesläßtsichauchanverschiedenenMaßnahmenganzdeutlichbelegen(z.B.Tempo-

30-Zonen, Umweltschutzkarte) und ist aufgrund folgender Überlegungen plausibel: Die

Verkehrsproblematik ist globaler Natur und die Problemzuspitzung in einer Stadt damit nur

eine Frage der Zeit, abhängig in erster Linie von der Größe der Stadt und den physischen

Rahmenbedingungen(naturräumlicheundstädtebaulicheSituation).Aufgrundderglobalen

VerbreitungdermodernenMedienistdieWahrnehmungundThematisierungderProblemeeben-

falls tendenziell nivelliert. Durch nationale und internationale Verflechtung der ein-

schlägigenWissenschafts-CommunityistaucheineVereinheitlichungderLösungsvorschläge

gegeben.
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7.1 RelevanteDatenzurEntwicklungvonStadtundRegionsowiezurkommunalpolitischenSitua-
tion

7.1.1 Entwicklung der Bevölkerungs- und Beschäftigtenzahlen

Freiburg (Breisgau) liegt im Oberrheintal, am Fuße des Schwarzwalds (vgl. Anlage 6). Die Region

FreiburgmitderStadtFreiburgalsOberzentrumunddenbeidenangrenzendenKreisenBreisgau-Hoch-

schwarzwald und Emmendingen ist der kleinste, aber bezüglich der Bevölkerungs- und Wirtschafts-

entwicklungderdynamischstevonvier ausgewiesenenVerdichtungsräumen inBaden-Württemberg.Die

Regionbesitzt eineGesamtbevölkerungvonungefähr einer halbenMillionMenschen,davon230.000Er-

werbstätige.

FreiburggehörtzudenwenigenGroßstädten,dieinnerhalbderkommunalenGrenzenständiganEinwoh-

nernzugenommenhaben(1970:174308Einwohner;1987:178908Einwohner).Deutlichstärkernahmdie

Zahl der Beschäftigten zu: Von 95 791 im Jahr 1970 auf 110 839 im Jahr 1987.

DerLandkreisBreisgau-HochschwarzwaldalsdynamischsterKreisinBaden-Württembergvergrößerte

in den Jahren 1970-1987 seine Einwohnerzahl um 24,6% und seine Beschäftigtenzahl um 50,4%. Der

LandkreisEmmendingenmitdenentsprechendenSteigerungsratenvon9,5%und21,1%liegt im oberen

Mittelfeld der baden-württembergischen Kreise.79

InsgesamtundinabsolutenZahlenausgedrückthatdasUmlandperSaldomehrEinwohneralsArbeits-

plätzeunddieStadtmehrArbeitsplätzealsEinwohnergewonnen(alleAngaben:AMTFÜRSTATISTIKUND

EINWOHNERWESEN DER STADT FREIBURG 1991).

7.1.2 Städtebauliche und siedlungsstrukturelle Entwicklung

Die Ausdehnung der im Mittelalter (im Jahr 1120) gegründeten Stadt vollzog sich seit der

Industrialisierung rasant. Die besiedelte Fläche ist heute rund 25mal größer als Mitte des 19.

Jahrhunderts.DieseAusdehnungkonntesich im wesentlichennur indas Rheintal vollziehen, so daß

das Stadtzentrum in eine Randlage zu geraten drohte. Die Stadtplanung richtete deswegen ihre

Anstrengungendarauf,dieAttraktivität desStadtzentrumszuerhaltenund dabei dieCitygleichzei-

tig Richtung Westen (zum Bahnhof) weiterzuentwickeln (vgl. APEL 1992, S. 161). Auch die Siedlungs-

entwicklung des Umlandes verlief in erster Linie entlang der Rheinachse, wobei insbesondere die

direktenStadtrandgemeindeneinenenormenEntwicklungs-undVerdichtungsschuberhielten(vgl.

Anlage 7). Insgesamt weist der Raum Freiburg im Vergleich zu anderen Verdichtungsregionen al-

lerdingseinerelativniedrigeSiedlungsdichteauf(vgl.AMTFüRSTATISTIKUNDEINWOHNERWESENDER

STADT FREIBURG 1991, S. 15).

7.1.3 Verkehrsentwicklung in der Stadt Freiburg
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Abb. 10 Zugelassene Kfz in Freiburg
(Quelle: Stadtnachrichten,
SonderausgabeGesamtver-
kehrskonzeption 1990, S. 1)

Bei leicht steigender Bevölkerung hat sich die Zahl

der Kraftfahrzeuge in Freiburg drastisch vermehrt

(vgl. Abb. 10). Das jährliche Plus von 3000 bis 5000

Pkwkonnteallerdings1991zum erstenmal deutlich

gebremst werden. In diesem Jahr stieg die Zahl der

zugelassenenFahrzeuge"nur"um802aufnun insge-

samt knapp 100.000 Kfz (vgl. Stadtnachrichten vom

20.3.1992, S. 1).

Die außerordentliche Entwicklung des innerstädti-

schen Verkehrs zeigt Abb. 11. Damit ist Freiburg

wohl eine der wenigen, wenn nicht die einzige deut-

sche Stadt, in der in den letzten Jahren die inner-

städtischenWegemitdemKfznichtzugenommenhaben.

DieseZahlenbelegenauchdieerfolgreicheÖPNV-und

Radverkehrs-Politik.Allerdings fehlenbei der Dar-

stellungdie(zurückgegangenen)Fußwegeundesmuß

darauf hingewiesen werden, daß dieFahr- bzw. Ver-
kehrsleistungderKfzhiernichtzumAusdruckkommt.

Es kann wohl davon ausgegangen werden, daß der

allgemeine Trend zu längeren Wegen auch in Freiburg

vorzufinden ist und deswegen die Verkehrsbelastung im Binnenverkehr doch gestiegen ist.
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Abb. 11 Modal Split Freiburg i.Brsg., Ent-
wicklungBinnenverkehr1976-1991
(Quelle: Tiefbauamt Freiburg)
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Abb. 12 Entwicklung der Ein- und Auspendlerzahlen in Freiburg i. Br. 1961, 1970 und 1987
(Quelle: Amt für Statistik und Einwohnerwesen der Stadt Freiburg 1990, S. 7)

Abb. 13 Verkehrsmittelwahl der Einpendler inFreiburg i.Br.1961,1970und1987 (Quelle: Amt
für Statistik und Einwohnerwesen der Stadt Freiburg 1990, S. 14)

7.1.4 Pendlerverflechtungen

Aufgrund der geschilderten Entwicklung der Einwohner und Beschäftigten hat die Zahl der Berufs- und

Ausbildungs-Pendler stark zugenommen (vgl. Abb. 12).

Dramatisch ist aber nicht nur die Steigerung der die Stadtgrenzen überschreitenden Pendlerwege von

ungefähr 40.000 auf über 120.000 pro Tag in gut 25 Jahren, verstärkt wird die daraus entstehende

Problematik durch die drastische Veränderung des Modal-split bei den Pendlern (vgl. Abb. 13).

DiePkw-Dichte liegtmit541Pkwje1000Einwohner im LandkreisBreisgau-Hochschwarzwaldmit ander

Spitze in Baden-Württemberg (SCHROFF 1992, S. 2).

7.1.5 Politische Situation in Stadt und Umland



DiesegrundsätzlicheBlockbetrachtungfandsichindenmeistenInterviewswieder,obwohlinvielenFragenderVerkehrspolitikkeineHomogenitätderBlöcke80

festzustellenistundgenerelleinkonsensorientierterPolitikstilkonstatiertwurde,d.h.oftwirdnacheinemKompromißgesucht,denSPDundCDUmittragen
(Interviews von LEIMGRUBER, FRIEDRICHS).
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DiepolitischenMehrheitsverhältnissestellensich inStadtundUmlandsehrunterschiedlichdar:

Im Stadtrat der kreisfreien Stadt Freiburgstehen sich ungefähr gleich große Blöcke gegenüber. Auf80

der einen Seite die bürgerlichen Parteien mit 20 Sitzen, die sich folgendermaßen verteilen: CDU 14

Sitze,FreieWähler 3SitzeundFDP3Sitze.AufderanderenSeitedie linkenundökologischenGrup-

pierungenmit 24Sitzen:SPD 13Sitze,GRÜNE10 Sitze, Friedensliste 1 Sitz. Neben diesen Blöcken

gibteseinenVertreterderÖkologisch-DemokratischenParteiund3Republikaner (STADTFREIBURG

1992, S. 7). Freiburg ist zur Zeit die deutsche Stadt mit dem höchsten Anteil an weiblichen Ratsmit-

gliedern (41,7%)(SÜDKURIER 25.2.1993). Es herrschen keine stabilen, sondern situativ un-

terschiedliche Koalitionen vor.

DemdirektgewähltenOberbürgermeisterBöhme(SPD)stehen5nachParteienproporzbestimmteBür-

germeister zur Seite. Das wichtigste Dezernat für Bauwesen und öffentliche Ordnung wird vom Ersten

Bürgermeister (EBM)v.Ungern-Sternberg(CDU) geführt, seit 1990gibteseineigenes,voneinem

GRÜNEN geleitetes Umweltdezernat (vgl. Verwaltungsgliederungsplan, Anlage 8).

ImLandkreisBreisgau-HochschwarzwalddominierteinestarkebürgerlicheMehrheit,wobeidieCDU

bis1989eineabsoluteMehrheitbesaß.Wahlergebnisse1989:CDU34Sitze,SPD14Sitze,FDP5Sitze,

GRÜNE7Sitze,FreieWähler 8Sitze,Republikaner 1 Sitz. Die Verwaltung wurde bis Anfang 1993 von

Landrat Schill (CDU) geführt, der gleichzeitig Präsident des baden-württembergischen Landkreis-

tages war. Auch im Landkreis Emmendingen dominiert eine nicht ganz so deutliche bürgerliche

Mehrheit: CDU 16 Sitze, SPD 14 Sitze, FDP 5 Sitze, GRÜNE 5 Sitze, Freie Wählervereinigung 9 Sitze

(Kommunalwahl1989)(vgl.StatistischesLandesamtBaden-Württemberg1990,S.576).Emmendinger

Landrat ist seit 1984 Volker Watzka (CDU).

7.2 DarstellungundumweltpolitischeEinordnung der generellen Entwicklung der Freiburger
Verkehrspolitik

In diesem Abschnitt soll das gesamthafte Bild der Freiburger Verkehrspolitik seit dem zweiten Welt-

krieg skizziert und eingeordnet werden. Zuerst werden dazu die wichtigsten weichenstellenden

Schritte der stadtregionalen Verkehrspolitik skizziert. Danach werden die wichtigsten

verkehrspolitischenProgramme,nämlichdiezweiGesamtverkehrspläne(1969und1979)sowiedieGe-

samtverkehrskonzeption von 1989 vorgestellt, um diese Konzeptionen in das entwickelte Raster der

Strategien und Maßnahmen einer umweltorientierten Verkehrspolitik einzuordnen und zu bewerten.

7.2.1 Wichtige Entwicklungsschritte der Freiburger Verkehrspolitik

IndenerstenNachkriegsjahrenwurdedieErhaltung des historischen Stadtgrundrisses durchgesetzt

und damit eine Entscheidung gegen den "autogerechten" Städtebau getroffen.

1956 Verkehrsuntersuchungv.Prof.Feuchtinger für dieFreiburger Region im Auftragdes

Regierungspräsidiums.
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1960 Darauf basierender Verkehrslinienplan der Stadt, in dem das Hauptver-

kehrsstraßennetz festgesetzt wurde.

1969 Verabschiedung des 1. Generalverkehrsplans der Stadt Freiburg (Gutachter: Schaech-

terle/Holdschuer)zumHauptverkehrsstraßennetzundzumöffentlichenVerkehrder

Stadt

1969 Entscheidung für den Erhalt der Straßenbahn

1973 Eröffnung der autofreien Fußgängerzone im Zentrum von Freiburg

1977 Gründung der Nahverkehrskommission für die Freiburger Region

1979 Verabschiedung des 2. Generalverkehrsplans der Stadt Freiburg (Gutachter: Schaech-

terle/ Holdschuer)

1983 Eröffnung der ersten Stadtbahnlinien

1983 Vorlage eines Gutachtens zum öffentlichen Personennahverkehr in der Region (Gut-

achter: Rhein-Consult)

1985 Gründung der Verkehrsgemeinschaft Freiburg durch die Verkehrsunternehmen

1985 Gemeinderatsbeschluß zum weiteren Ausbau des ÖPNV

1987 GemeinderatsbeschlußzurVerkehrsberuhigung:bis1991flächendeckendeUmsetzungvon

Tempo-30-Zonen in Wohngebieten

1989 VerabschiedungderGesamtverkehrskonzeptionalsFortschreibungdesGVPvon1979und

alsZusammenfassungderbisherigen,schonverabschiedetenTeilkonzeptionen(ÖPNV,

Verkehrsberuhigung u.a.)

1991 EinführungeinesGemeinschaftstarifes fürdieStadtunddieUmlandkreise inFormder

REGIO-Umweltkarte

(Quellen: VAG 1991; GVP 1969; GVP 1979; Gesamtverkehrskonzeption 1989)

7.2.2 Die verkehrspolitischen Programme von 1969, 1979 und 1989

DieStadtFreiburghatseit1969 in regelmäßigen,10jährigenAbständengesamthafteVerkehrspla-

nungen bzw. -konzeptionen vorgelegt, die als Ausdruck des jeweiligen verkehrspolitischen Ver-

ständnissesundalsBasisder verfolgtenVerkehrsstrategien indendarauffolgendenJahrenaufge-

faßt werden können.

Skizzierung der Programme

Der erste Generalverkehrsplan wurde als Gutachten verfaßt, wobei der städtische Auftrag von 1966

"primär dieÜberarbeitung des im bisherigen Verkehrslinienplan enthaltenen Hauptverkehrsstraßen-

netzes(umfaßte).AußerdemsolltedieEntwicklungdesöffentlichenNahverkehrs inderVerkehrspro-

gnoseeinbezogensowie indievom Gutachter zu erbringenden Empfehlungen zur künftigen Verkehrs-

bedienungdesStadtraumesaufgenommenwerden"(GVP69,S.3).ErgebnisdiesesGVPwarenEmpfeh-

lungen für den Ausbau von Straßen und ÖPNV-Linien.
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DiegleichenGutachter (Schaechterle/Holdschuer)wurden1975mit der Fortschreibungdes GVPs be-

auftragt. "Die Fortschreibung erfolgte unter gewandelten politischen Zielvorgaben, unter Beach-

tunggeänderterSiedlungspolitiksowieBerücksichtigungder vielfältigenBedürfnisseundAnforde-

rungen der Bürger an dieUmwelt insgesamtund speziell an seinWohnumfeld" (GVP 79, S. 212).Begut-

achtet wurde auch hier in erster Linie das Hauptverkehrsstraßennetz, ergänzend dazu wurden aber

auchEmpfehlungenfürVerkehrsberuhigungsmaßnahmen,fürdasÖPNV-Netz,fürdenruhendenVerkehr

und für das Rad- und Fußwegenetz gegeben.

EinegeändertePlanungsphilosophiespiegeltsich imNamenundimEntstehungsprozeßderGesamtver-
kehrskonzeptionvon1989.Sie ist nicht vonexternenGutachternsondernvon der Verwaltung er-

arbeitet worden und "faßt im wesentlichen die Erkenntnisse und Zielsetzungen der bereits in den

politischen Gremien des Gemeinderats behandelten Einzelvorlagen zum Themenkomplex Verkehr

zusammen" (GVK 1989, S. 1). Hier findet sich sowohl eine Skizzierung der bisherigen Leitbilder der

Verkehrs-undStadtentwicklung,eineDarstellungderUrsachenundder problematischenFolgender

Verkehrsentwicklung sowie ein deutlicher Zielkanon für die weitere Stadt- und Verkehrsentwicklung.

Bei den Maßnahmen steht der Bau von Bündelungsstraßen an erster Stelle, ergänzt durch Vorschläge

zur Straßenumgestaltung mit dem Ziel, Fußgängern und Radfahrern bessere Chancen zu bieten. Der

zweiteSchwerpunkt liegtbeimAusbaudesÖPNV,gefolgt von Empfehlungen zum Radverkehr, zum

FußgängerverkehrundzurVerkehrsberuhigung.DasThemaruhenderVerkehrfindetbreitenRaum,wobei

auf die Funktion der Parkraumpolitik als Stellschraube für den Verkehr verwiesen wird.

7.2.3 Einordnung der Programme in das Raster der umweltorientierten Verkehrsstrategien

Im folgenden werden nun die vorgestellten verkehrspolitischen Programme anhand des im theoreti-

schen Teil entworfenen Rasters von umweltorientierten Verkehrsstrategien eingeordnet und be-

wertet.

Die Analyse und Darstellung erfolgt in 2 Schritten:

ZuerstwerdendieindenProgrammengefundenen"Zielaussagen"dem"RasterderstrategischenZiele"

unddieindenProgrammengefundenen"Maßnahmen(empfehlungen)"demRasterderMaßnahmenbereiche

zugeordnet (vgl. Abb. 14).

IneinemzweitenzusammenfassendenSchrittwerdendieProgrammemitden"Strategien"graphisch

verknüpft, wobei dadurch diezentralen Analyseergebnisse plastisch dargestellt werden sollen (Abb.
15).

Kurz-Erläuterungen zu Abb. 14 (detaillierter weiter unten):

+++ = Schwerpunkt des Programms

++ = bedeutende Stellung im Programm

+ = im Programm aufgeführt

(+) = marginale Behandlung im Programm

+/ - = zwiespältige Ausführungen im Programm

- = im Programm nicht vorzufinden
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Abb. 14 Ziele und Maßnahmen der verkehrspolitischen Programme Freiburgs
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Abb. 15 Entwicklung der verkehrspolitischen Programme in Freiburg
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Zur Vorgehensweise und Methodik der Auswertung der Verkehrsprogramme

Die Einordnung der Verkehrsprogramme in die entwickelten Raster einer umweltorientierten Verkehrs-

konzeption soll die Entwicklung und das umweltpolitische Niveau der Freiburger Verkehrspolitik

verdeutlichen. Die Vorgehensweise ist an die Methodik der Inhaltsanalyse angelehnt. Wie bei einer

Inhaltsanalyse werden manifeste Texte (Verkehrsprogramme) mit Hilfe eines theoretisch abgelei-

teten Kategoriensystems (Raster der umweltorientierten Verkehrsstrategien, Raster der strate-

gischenZieleundRasterderMaßnahmenbereiche)hinsichtlichdieses theoretischenKontextesaus-

gewertet und interpretiert. Da eine methodisch fundierte Inhaltsanalyse eine eigene Arbeit

darstellenunddamitdenRahmendieserArbeitsprengenwürde,wurdehiereinmethodischeinfacherer

Weg gewählt, der im folgenden dargestellt werden soll.

DerAnalyseschritterfolgteanhandderbeidenRasterzudenstrategischenZielenundzudenMaßnah-

mebereichen.DabeiwurdendieTextpassagenindenProgrammen, indenenZielformulierungenent-

halten sind, mit Hilfe des Rasters "(A) Strategische Ziele" und die Textpassagen, in denen

Maßnahmenankündigungenund-empfehlungenenthaltensind,mitHilfedesRasters"(B)Maßnahmen-

bereiche" analysiert. Die Übertragung auf das Raster der Strategien stellt dagegen nur einen Ver-
knüpfungsschritt dar, der der Visualisierung der Ergebnisse dient.

DieKategoriensystemekönnen(zumindest in ihrervorliegendenForm) denstrengenAnforderungenei-

ner quantitativ ausgerichteten Methodik der Inhaltsanalyse (z.B. Vollständigkeit und Unabhängig-

keit der Kategorien, exakte Definition und Operationalisierung) allerdings nicht genügen.

Dazu müßten alle strategischen Ziele genau einer Strategie und alle potentiell möglichen Maßnahmen

genaueinemstrategischenZielzugeordnetwerden.DiesevollständigeDurchdringungdesAnsatzes

konnte im Rahmen dieser Arbeit nicht geleistet werden.

Anstelleder methodischstrengenVorgehensweisewurdebei der Auswertungder Texte folgendermaßen

vorgegangen:

Bei jeder Kategorie (z.B. "Zusammenführen von Zielen") wurden die Texte nach entsprechenden

Formulierungen(z.B."StadtderkurzenWege,GVK89,S.7)abgesucht,wobeidieBeschreibungendes

theoretischen Teils zur Abgrenzung der jeweiligen Kategorien verwendet wurden.

Betontwerdenmuß,daß dabei eindeduktiver Ansatzverwendetwurde, indem die indenProgrammen

aufgeführtenZieleundMaßnahmennachdemtheoretischhergeleitetenAnalysekontextundnichtnach

dem sinnhaftenHintergrundder Textautoreneingestuftwurden.Vonbesonderer Bedeutung ist dies bei

denstrategischenZielen "OptimierungdesVerkehrsflusses"und "Abbau von Belastungsspitzen und

Engpässen"unddendazugehörigenMaßnahmebereichen.DieseZieleundMaßnahmenwerdenindieserAr-

beit als (nicht tiefgehende und ambivalente) Elemente einer umweltorientierten Verkehrskonzeption

betrachtet. IndenrealenVerkehrsprogrammenstehenhinter diesenElementenaber inerster Linie

nichtökologische,sondernVerkehrswachstums-Ziele(ErhöhungderMobilitätundErreichbarkeit).

Diese beiden Elemente spiegeln damit auch gleichzeitig die Gewichtigkeit nichtökologischer Ziele

in den Programmen wieder. Die Analysedimension der Raster bleibt aber einzig und allein die Umwelt-

orientierung der Ziele und Maßnahmen.

Bei den Ausprägungen der Kategorien wurden in beiden Rastern folgende Stufen unterschieden:

+++ = Schwerpunkt(e)desProgramms;beidenMaßnahmenbedeutetdies,daßhier diehäufigstenund

wichtigsten Maßnahmen zu finden sind, es bedeutet nicht, daß alle potentiellen (unter-

schiedlichen) Maßnahmen dieses Bereichs ausgeschöpft werden.
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++ = bedeutende Stellung innerhalb des Programms; bei den Zielen bedeutet dies, daß

entsprechendeZielaussagenanvorderer Stelleoder mehrfachvorhandensind;bei den

Maßnahmenbedeutetdies,daßmehrereentsprechendeMaßnahmenaufgeführtsindunddaß

sich diese Maßnahmen in der Realisierung bzw. kurz vor der Realisierung befinden.

+ = imProgrammaufgeführt,d.h.einzelneZielformulierungenundMaßnahmensindimPro-

grammvorzufinden,allerdingseher untergeordnetoder ohnekonkreteRealisierungs-

nähe.

(+) = marginaleErwähnung,d.h.entsprechendeAussagensindzwar zu finden,aber eher als

verbale Abrundung zu verstehen und ohne konkrete Handlungsempfehlung.

+/ - = zwiespältige Ausführungen im Programm, d.h. es finden sich entprechende Aussagen, aber

zugleich auch gegenteilige Ausführungen.

- = entsprechende Ziele und Maßnahmen sind im Programm nicht vorzufinden.

Die Wahl dieser Skalierung erfolgte im Hinblick auf dieanschließende verknüpfende Darstellung. So

ist auchzuerklären,warum bei denpositivenAusprägungendreifach differenziertwirdund bei den

negativenAusprägungenkeineDifferenzierungerfolgt,dadies inder verknüpfendenGraphiknicht

darzustellen ist.

UmeinengesamthaftenEindruckderUmweltorientierungderProgrammezugeben,wurden imVerknüp-

fungsschritt diebeiden Analyseergebnisse folgendermaßen zusammengefaßt und graphisch skizziert:

Die Ausprägungen der Kategorien werden nun graphisch durch die "Breite" symbolisiert, wobei "(+)"

und "+/ -" als halbe "+" gewertet wurden. Die Tabellen A und B wurden so in die Graphik C übertragen.

EinemathematischexakteVerknüpfungwarwegendernichtimmereindeutigenZuordnungderMaßnahmen-

bereichezudenstrategischenZielennichtmöglich. Statt dessen wurden beide Übertragungen quasi

übereinandergelegt und bei der zeichnerischen Linienverknüpfung der Übertragungspunkte bei

Nichtübereinstimmungder AusprägungenvonAundBeinDurchschnittspunktgewählt.Damitmuß deut-

lich betont werden, daß diese Ergebnisdarstellung nur das Niveau einer "skizzenartigen Symbolisie-

rung" besitzt. Trotzdem wird davon ausgegangen, daß die Darstellung sinnvoll und "wahr" ist.

7.2.4 Ergebnisse und Bewertungen

Zur Planungsphilosophie der Programme:

(a)ImGVPvon1969findenökologischeundsozialeBelastungenüberhauptkeineErwähnung(belastet

sind nur die Straßen) und verkehrssystemexterne Zielvorstellungen werden nicht formuliert. Auf die

Wechselwirkungen zwischen Siedlungsentwicklung und Verkehrsentwicklung wird hingewiesen, al-

lerdings nicht im Sinne der abgestimmten und zielgerichteten Steuerung der Entwicklungen. Dieser

GVPkannalseinklassischesBeispiel von "Anpassungsplanung" (ROßBERG1992,S. 27) bezeichnet

werden,derseineEmpfehlungenaufzahlengestütztePrognosenundnichtaufgesellschaftspolitische

Zielsetzungen stützt (vgl. die Kritik an solchen Plänen bei MONHEIM 1989, S. 695).

(b) Beim GVP 1979 findet eine dezidierte Darlegung der verkehrspolitischen Ziele nicht statt, sie

werden eher beiläufig in der Zusammenfassung aufgeführt. Dabei sind auch Zielsetzungen zur Ver-

minderungderverkehrsbedingtenStörungenfürAnwohnerenthalten,Umweltschutz imweiterenSinne

ist allerdings noch kein Thema.
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(c) DieGesamtverkehrskonzeption1989bedeutet invielerlei HinsichteinedeutlicheVeränderung:

Einemehr inkrementalistischeVorgehensweise löstdie "Großplanung"durchexterne Experten ab. Die

UmweltorientierungstehtbeidenZielen imVordergrundundes findeteineengeVerknüpfungzwischen

Stadtplanung und Verkehrsplanung statt.

Erkenntnisse,diesichausderEinordnungderProgrammeindasRasterderumweltorientierten
Verkehrsstrategien ablesen lassen:

(a) Hinsichtlich der Umweltorientierung der Programme fand ein radikaler Wandel innerhalb von 20

Jahrenstatt:Während 1969keinerlei Umweltorientierung festgestelltwurde (obwohl es auch damals

schonverkehrskritischeDiskussionengab,vgl.MONHEIM/MONHEIM-DANDORFER1990,S.52-65),stehen

umweltorientierte Zielsetzungen 1989 an erster Stelle.

(b) Die "Ansatztiefe" hat sich zwischen 1979 und 1989 deutlich verbessert. Während 1979 eine erste

zaghafte Zielorientierung in Richtung Verkehrsverlagerung festgestellt wurde, finden sich 1989

erste Ansätze Richtung Verkehrsvermeidung und -verminderung und die Strategie der Verlagerung ist

zumverkehrspolitischenHauptansatzpunktgeworden.Voneinemumfassendenundtiefgreifendenum-

weltorientierten Ansatzkann allerdings (insbesonderebei den vorgesehenen Maßnahmen) auch 1989

noch nicht die Rede sein.

(c)Es läßtsich inderGVK1989eineDiskrepanzzwischen den umweltorientierten Zielen undden
enthaltenenMaßnahmen feststellen.StehtbeidenZielendieReduktionundVerlagerungdesAuto-

Verkehrs imVordergrund,sowirdbeidenMaßnahmenderAusbauvonBündelungsstraßenzuerstaufge-

führtundkannwohlauchunter finanziell-investivenGesichtspunktenalsSchwerpunktderMaßnahmen

betrachtet werden. Daraus ergibt sich die These, daß die konkrete Verkehrspolitik den propagierten

ökologischen Zielen hinterherhinkt.

(d) InnerhalbderbeidenHauptstrategien "Verkehrsverlagerung"und"bessereVerteilungder Bela-

stung"isteinGefällevon"pull"-zu"push"-Ansätzenzuverzeichnen:EineVerkehrsverlagerungvom

AutozumUmweltverbundwirdinersterLiniedurchVerbesserungendesUmweltverbundesanvisiert,

Restriktionen und Belastungen des MIV werden nur sehr vorsichtig angedeutet, aber nicht konsequent

verfolgt (z.B. ruhender Verkehr)undMaßnahmen,diegleichzeitig fördernd für denUmweltverbundund

restriktiv für den MIV wirken, werden zwar aufgeführt, stellen aber keinen Schwerpunkt dar. Auch

dieBündelungdesAutoverkehrsalsStrategieder besseren Verteilung der Belastung wird in erster

Linie durch leistungsfähige Straßen und erst in zweiter Linie durch "weiche" Restriktionen (Tempo

30) indenWohngebietenangestrebt.DiesesGefällehatallerdings zwischen 1979 und 1989 deutlich

abgenommen: Inzwischen gewinnen bei der Verlagerungsstrategie die nichtmotorisierten Verkehre an

Bedeutung und erste restriktive Maßnahmen sind in der Umsetzung. Erstmals werden auch härtere

Schutzmaßnahmen für Wohnbereiche (Nachtfahrverbote/ Pförtnerampeln) in Erwägung gezogen.

(e) Alle Pläne und auch die GVK 89 beschränken sich in ihren Ansätzen fast ausschließlich auf die

VerkehrsinfrastrukturunddamitaufdasklassischeFeldderkommunalenVerkehrsplanung.Verkehrs-

verbesserungsmöglichkeiten,diebeiderVerkehrsorganisationoderdemFahrzeugansetzten, finden

keineErwähnung.Dieswird inFreiburgaugenscheinlichalszentralstaatlicheAufgabe(Normsetzung

bei Fahrzeugtechnik und Emissionen) oder als private Aufgabe (Organisation von Mitfahrmöglich-

keiten) angesehen.

(f)DeutlichaußerhalbdesengenverkehrspolitischenFeldesgelegeneMaßnahmenimBereichderUrsa-

chenundFolgendesVerkehrs(z.B.MaßnahmenimBereichderWirtschaftsförderung,derWohnungs-,

Sozial-undKulturpolitiksowieMaßnahmenzurSanierungvonUmweltschäden)sindauch inderKonzep-
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tion von 1989 nicht enthalten. Wenn es auch Argumente für diese Beschränkung gibt (Konzentration

auf das Wesentliche, Andeutungen bei den Zielen) so wird hier doch eine Konsequenz des sektoralen

Denkensdeutlich,danicht indasDezernatgehörigeMaßnahmennichtaufgeführtwerdenundsomitei-

nerseitsdieKonsequenzenundKostender Verkehrspolitiknicht transparent genug gemacht werden

(Abschiebungder Reparaturen in das Umweltressort) und andererseits keinumfassender Impuls für

eine verkehrsverträgliche Ausgestaltung anderer Politikbereiche erfolgt (vgl. ähnlich schon

BOSSOW 1980, S. 84).

7.3 Analyse Maßnahmebereich I: Parkraumpolitik

DieDarstellungundAnalyseder Freiburger Parkraumpolitikerfolgt invier Schritten:Zuerstwerden

Daten zur Entwicklung des Parkraum zusammengestellt und die wichtigsten Schritte der Parkraum-

politiknachgezeichnet.Dannerfolgteine Bewertung des aktuellen Standes der Freiburger Park-

raumpolitik, in dem diese mit den konzeptionellen Aussagen im theoretischen Teil verglichen wird.

Danach werden die beteiligten Akteure und die von ihnen vertretenen Interessen skizziert um im

letzten Schritt eine Analyse der Restriktionen für eine umweltorientierte Parkraumpolitik

durchzuführen.

7.3.1 Die Entwicklung des Parkraums und der Parkraumpolitik in Freiburg

Zur Entwicklung des Parkraums (vgl. Anlage 9)

Bei den Quellen zur Parkraumsituation in Freiburg wird zwischen den Bereichen Innenstadt, Innen-

stadtrandundsonstigenBereichen(Stadtteilzentren,Außenbereich)unterschiedenundjeweilsnur

die ersten beiden Bereiche behandelt.

In der Innenstadt stieg die Zahl der Stellplätze von 3.300 im Jahr 1966 auf 10.300 im Jahr 1987. Da-

vonwaren198746%inGaragenbautenundnoch13%unbewirtschaftet,nur4.300Parkplätze(PP)waren

öffentlich zugänglich, dagegen waren 6.000 PP privat.

ImInnenstadtrandbereichgabes198717.900PP,davon43%öffentlichzugänglicheund57%nurprivat

genutzte PP. Von den öffentlichen PP waren ca. 80% (6033 PP) nicht bewirtschaftet (vgl. RüFFER/

TIEFBAUAMT 1988, vgl. Anhang).

VomrestlichenGebietFreiburgs liegenkeineDatenzurParkraumsituationvor.Dadiestädtebauliche

Entwicklungvorallemam(westlichen)Stadtrandverlaufenist,mußmanvoneinermassivenExpansion

der Parkflächen in den Randbereichen von Freiburg ausgehen.

Seit 1987 ist die Zahl der Stellplätze in erster Linie durch private Tiefgaragen (vgl. z.B.

StadtratsbeschlußzurstädtebaulichenNeuordnungamRotteckringvom1.3.1988)weiterangewachsen

und die Zahl der unbewirtschafteten PP vor allem im Randbereich der Innenstadt deutlich gesenkt

worden (vgl. STADTNACHRICHTEN SONDERAUSGABE "PARKEN IN DER STADT", 1991).

Zur Entwicklung der Parkraumpolitik
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Auf den folgenden Seiten werden die wichtigsten Schritte der Freiburger Parkraumpolitik darge-

stellt, indem zentraleKonzeptionen und Entscheidungen skizziertwerden. Der Schwerpunkt der

Betrachtung liegt in dem Zeitraum von 1987-1992, da in diesem Zeitraum eine Neukonzeption der

Parkraumpolitik sowie erste Schritte zu deren Umsetzung erfolgten.

Im Jahr 1967 wurde der erste Generalparkhausplan aufgestellt. In ihm finden sich umfangreiche

Standortplanungen für neue Parkflächen (Interview RUMP).

In den siebziger Jahren wurde einerseits die Fußgängerzone eingerichtet und damit der ruhende

VerkehrauszentralenInnenstadtstraßenund-plätzenverdrängt,andererseitsdieAnzahlderPark-

plätze durch Parkhäuser und -garagen am Innenstadtrand deutlich erhöht (vgl. GVP 79).

Im GVPvon1979 isteineAusbauplanungder Parkhäuser um 3500 PP auf 14 200 Parkstände in der

Innenstadtenthalten,wobeinebendemzusätzlichenBauvonQuartiersgaragenundP+R-Plätzenauch

dieBewirtschaftung der innerstädtischen PP zur Kapazitätserweiterung gefordertwurde (GVP 1979,

S. 201 u. S. 234).

Als die Stadt Freiburg im Jahr 1982 die Gebühren an Parkuhren teilweise von 20 Pfennig auf 1 DM

erhöht, gibt es heftige Prosteste des ADAC und des Einzelhandels, in einem Bericht in der Lokal-

zeitung "Badische Zeitung" wurde diese Erhöhung als zusätzliche Steuer für den Autofahrer be-

zeichnet (BZ 16.11.82).

1983 wurde auf Initiative des örtlichen Lokalvereins (Quartiersverein) in einem begrenzten Gebiet

amwestlichen Innenstadtrand(Stadtteil "Stühlinger") eineZonemitParkbevorrechtigung für An-

wohner geschaffen.Einevonder CDU lancierte rechtliche Änderung mit dem Ziel der Ausdehnung der

Parkberechtigung auf Gewerbetreibende und Handwerker wurde vom Stuttgarter Innenministerium

abgelehnt, wobei das Innenministerium eine Rücknahme der Anwohnerbevorrechtigung für den Stüh-

lingerempfahl (BZ19.6.84).AucheinVorstoßderVerwaltungbeimStädtetag füreineentsprechende

Änderung blieb erfolglos (BZ 14.3.92).

Der Versuchder Stadt,Ende1984dieGebühren für dieParkplakettender Anwohner im Stühlinger von

20auf 60undspäter 100DM zuerhöhen, lösteProteste ("Wucher"),eineUnterschriftensammlungund

die Intervention des Lokalvereinsvorsitzenden aus, so daß die Stadtratsfraktionen (in der Zeitung

erwähntsindGRÜNEundSPD)undOBBöhmeihrePositionrevidiertenunddieErhöhungnichterfolgte

(BZ 20.11. und BZ 21.11.84).

DieGRÜNENbeantragtenimJanuar1986imFinanzausschuß,daßstädtischeBedienstete,dieaufeinem

stadteigenenStellplatzparken, inZukunft10DM/Monatzahlenmüssen, wobei man sich ungefähr

500.000 DM an Einnahmen pro Jahr versprach. Dieser Vorschlag stieß auf kontroverse Reaktionen, in

ersterLinieaberaufVerblüffungundOBBöhmeverwiesdiesesAnliegen indenPersonalausschuß(BZ

18.1.86),worauf eseinigeJahredauerte,bisdiesesThemawieder aufgegriffenwurde (vgl. unten).

Im Jahr 1987 wurde auf Eigeninitiativeder Stadtverwaltung eine umfangreiche Vorlage zum "ruhenden

Verkehr" erarbeitet. Mitarbeiter des Tiefbauamts und der Leitstelle für Stadtentwicklung (direkt

OB Böhme zugeordnet) verfaßten einen Bericht, der von OB Böhme als "richtungsweisend für die

mittel- und langfristige Lösung der Parkprobleme" bezeichnet wird (BZ 15.4.88). Neben einer

BestandsaufnahmeerfolgtevorallemeinenachVerkehrszweckendifferenzierteZielbestimmung.Die

zentralen Festlegungen dabei waren:

- DasinnenstadtnaheWohnensolldurchAnwohnerbevorrechtigungenunddurchdenBauvon

Quartiersgaragen gefördert werden.
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Abb. 16 Park+Ride-Anlagen im Freiburger Stadtgebiet (Quel-
le: Badische Zeitung 10.10.88)

- Für Kunden und Besucher sollen durch Bewirtschaftungsmaßnahmen zusätzliche Kapazitäten

geschaffen werden.

- DurchdenAbbauvonLangzeitparkmöglichkeitensollendiePendler (Beschäftigte, Schüler und

Studenten) auf den ÖPNV verlagert werden (TIEFBAUAMT 1988, S. 7-10).

In der Presse fanden vor allem die folgenden neuen Töne des Konzeptes Widerhall: "Parkraum ist ein

Steuerungsinstrument für den motorisierten Individualverkehr", "Parkraum ist ein sehr knappes Gut,

es muß vor allem für die Langzeitparker viel teurer werden" (BZ 26.9.87 und 15.4.88).

DieFreiburgerVerkehrsbetriebegabeneineeigeneStellungnahmezumThema"RuhenderVerkehrund

ÖPNV"ab, indembetontwird,daßderÖPNVdenWettbewerbnurbestehenkann, "wenndieVerkehrs-

qualität für den Pkw beschränkt wird." "Wichtigster Ansatzpunkt für die Beschränkung des

motorisierten Individualverkehrs ist das Parken" (VAG, Vorlage für den Stadtentwicklungsausschuß

am 13.10.87, S. 1 und S. 3).

ImOktober1987undApril1988

d i s k u t i e r t e d e r

Stadtentwicklungsausschuß

die Vorlage. Über den Stand

deralsSofortmaßnahmende-

klariertenPark+Ride-Anlagen

und eines Parkleitsystems

wurde von der Verwaltung im

Bauausschußam19.10.88be-

richtet (vgl. Ausschußproto-

kolle).

Nachdem seit 1983 einzelne

P+R-Anlagengeschaffenwurden

(BZ 18.10.83), startete die

Stadtverwaltung im Jahr 1988

einegroßangelegteKampagne

für dieNutzung der inzwischen

ausgebautenP+R-Anlagen(vgl.

Abb. 16). Der Erfolg wurde

sehrkontroversbeurteilt: Für dieCDU im Freiburger Ostenwar P+ReinFlop (BZ16.11.88),dieStadt

war zufrieden (BZ 20.12.88), von der BZ wurde 1989 noch konstatiert, daß sich das P+R-System noch

nichtdurchgesetzt habe(BZ3.4.89) und1990erfreute es sich schon "wachsender Beliebtheit" (BZ

18.12.90).

BeieinerDiskussiondesGemeinderateszurNeuordnungundNeubebauungeines Innenstadtareals

(BereichRotteckring/Unterlinden/Gauchstr.) kam eszuKontroversenüber dieDimensionierung der

dazugehörigenTiefgarage.Nebenden inder BauordnungvorgeschriebenenStellplätzenhattedie

Verwaltung den Bau von 64 Stellplätzen (Preis 2,4 Mio) für städtische Bedienstete vorgesehen. Die

GRÜNENbemängeltendiesePPundverlangtenimGegenzugdenAbbaudergleichenZahlvonStellplätzen

imRathaus-Innenhof,wozuderEBMUngern-SternbergauchgrundsätzlicheÜbereinstimmungsignali-

sierte. Daraufhin beantragte ein Stadtrat der Freien Wähler ein drittes Parkdeck mit weiteren 100

PP "als letzte Chance, das Stellplatzangebot in der Innenstadt zu erweitern." SPD und CDU unter-
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stütztendieVerwaltung,sodaßderenursprünglicherAntragunverändertbeschlossenwurde (GR-

Protokoll v. 1.3.88).

Als sich die CDU des Stadtteils Stühlinger und die CDU-Stadträtin Löwisch für neue Zonen mit Son-

derparkberechtigungen für Anwohner stark machten, wurde dies vom Lokalverein kritisiert, diese

Kritik durch Zitieren von schriftlichen Bedenken des Amts für öffentliche Ordnung untermauert und

zuerst eine grundlegende Analyse gefordert (BZ 21.9. u. 19.10. 88).

EineneuezusammenfassendeVorlagezumruhendenVerkehrwurdevomAbteilungsleiterVerkehrsplanung

für die Verkehrsausschußsitzung am 21.11. 88 erarbeitet. Als übergeordnete Zielsetzung wurde die

Verkehrsverlagerung auf umweltfreundliche Verkehrsmittel aufgeführt. Die verkehrszweckspezifi-

schen Zielsetzungen der ersten Vorlage blieben vollständigerhalten und bei den Maßnahmen standen

Erhöhungender ParkgebührenundVerkürzungender Parkdauer sowiedieParkbevorrechtigung für

AnwohnerimZentrum.BeiderpolitischkontroversenFragenachdemNeubauöffentlicherPPimInnen-

stadtbereichwurdevonderVerwaltungdiePositionvertreten,daß diesnur bei neuenNutzungenund

beimWegfallvorhandenerPPgeschehensoll.DerBauvonQuartiersgaragenfürAnwohnerwurdevonder

Verwaltung befürwortet, aber als kaum finanzierbar betrachtet (Vw-Vorlage für den Verkehrsausschuß

am21.11.1988).ImVerkehrsausschußstießdieVorlageaufZustimmung,SPDundGRÜNEfordertendie

Einbeziehung der Schulen, Behörden und städtischen PP in ein Bewirtschaftungskonzept (vgl.

PROTOKOLL über die Sitzung des Verkehrsausschusses am 21.11.88).

IHK und Einzelhandelsverband begrüßten ebenfalls die Strategie der Verdrängung der Langzeitparker

zugunstenderKurzzeitparker (BZ11.2.89). IneinerausführlichenStellungnahmeder IHKzumruhen-

denVerkehr wurden"alleMaßnahmen unterstützt, dieeine Verbesserung der Situation beim ruhenden

Verkehrbezwecken."GemeintsinddamitKapazitätsausweitungendurchBewirtschaftungundNeubauvon

PP(Anlage9derGVK89).Gleichzeitig thematisiertedie IHKdie festgelegtenAblösesummen,die für

vorgeschriebene, aber nicht gebaute Parkplätze zu zahlen sind. Sie forderte entweder die In-

vestition diese Gelder in eine neue Tiefgarage oder aber die Aufgabe der PP-Nachweispflicht bei

NeubauvorhabeninderInnenstadt,sodaßdannauchkeineAblösesummenmehrverlangtwerdenkönnen

(BZ 13.2.89).

Beider BeratungdesGemeinderateszur Gesamtverkehrskonzeptionam 11.4.89nahm dieParkraum-

politik breiten Raum ein. Kontrovers diskutiert wurde aber fast ausschließlich der Aspekt des

NeubausvonParkhäusern,dervonCDU,FDPundFWVgefordertundvonSPDundGRÜNENabgelehntwurde.

DiebeschlossenenGVKfaßteimBereichderParkraumpolitikdieindenAusschußvorlagenformulierten

Aussagenzusammenundwurde in breiter Übereinstimmung als "ausgewogene Vorlage" (StRin Gold-

schagg, FDP) bei GRÜNEN Gegenstimmen verabschiedet (vgl. GR-Protokoll vom 11.4.89).

DieFDPmachtesichMitte1989fürdieErhöhungderParkgebührenunddieVerkürzungderParkzeiten

stark. Gleichzeitigwurde der Bau von Quartiersgaragen und öffentlichen Garagen gefordert (BZ

21.7.89).

ImNovember89beschloßderGemeinderatgegendieStimmenderGRÜNENdieErhöhungderStellplatz-

ablösebeträge (BZ 30.11.89).

Ende1989stimmtederGemeinderathöherenGebühren(1DM/hinder Innenstadt)undkürzerenPark-

zeitenandenParkuhrenzu,wobeiSPDundGRÜNEihreForderungnachEinbeziehungvon"Behördenpark-

plätzen"erneuernundeineverstärkteÜberwachungforderten,währendFDPundFWVsozialeBedenken

äußerten und sich für neue PP einsetzten (BZ 1.12.89).
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GegendieStimmenderCDUstimmteEnde1989derVerkehrsausschuß der Erhöhungder Gebühr für

Anwohnerplaketten zu. Trotz langanhaltender Proteste des Lokalvereins, der CDU und von Leserbrief-

schreibernwurdedieseErhöhungnachdemScheiternvon1984auchumgesetzt (BZ10.1.,25.1.,27.1.,

31.1., 7.2., 8.3., 2.5. 1990).

Als imJanuar1990auchdieMietenfürDauerparker inder Innenstadtangehobenwurden(vonPrivaten

wie von stadteigenen Gesellschaften), gerieten die kostenlosen PP der Stadtverwaltung in die Kritik

(BZ 16.1.90).

Am 1.Januar 1990 tratdievom Bundesgesetzgeber beschlossene Erhöhung der Verwarnungs- und

Bußgelder inKraft,waszueiner deutlichenReaktionder Parker undzueinem schnellerenUmschlag

auf den PP führte (BZ 19.1. u. 2.2.90).

NachdemdiegemeinderätlichenGremiendiedeutlicheAusdehnungderZonenmitSonderparkberechti-

gungenbeschlossen(BZ9.10.90)undauchdenzeitlichenGeltungsbereichdieserBevorrechtigungauf

24Stundenausdehnten,gabesSorgender Geschäftsleutebezüglichausbleibender Kundschaft, dievon

Lokalvereinen und der Presse artikuliert wurden (BZ 11.10. u. 12.12. 90 sowie 2.10. 91).

InderNahverkehrskommissionderStadtundderUmlandkreisebeschloßman,dieMöglichkeitenfürP+R

vorallemimBereichderUmlandbahnhöfezuverbessern.DerGrundstücksbesitzerBundesbahnwurde

aufgefordert, Gelände zur Verfügung zu stellen (BZ 22.2.91).

Als zum 1.3.91 die städtische Garagenbetreibergesellschaft "Freiburger Kommunalbauten" die Ge-

bührenerhöhte,gabesProtesteausder Geschäftswelt undBeispiele für parkpreisbegründete Ab-

wanderungen von Unternehmen ins Umland wurden aufgeführt (BZ 1.u.5.3.91).

NacheinemlangenDiskussionsprozeßstimmtederGemeinderatam19.3.91einerVerwaltungsvorlage

zu, in der die Bewirtschaftung der Parkplätze für die städtischen Bediensteten geregelt wird. Ein

ersterVersuchderVerwaltungwargescheitertundesmußten inVerhandlungenmitdemPersonalrat

Kompromisse gesucht werden, was in erster Liniedurch diegleichzeitige Einführung einer Bezuschus-

sungderVAG-Umweltkarteerreichtwurde.StattEinnahmenergabensichnunallerdingsMehrkostenfür

die Stadtkasse (GR-Drucksache G 171.2 vom 11.3.91). Die Vorbildwirkung wurde von allen

Gemeinderatsfraktionenhervorgehoben (GR-Protokoll v. 19.3.91).DieeigentlichanvisierteEin-

beziehungderSchulparkplätzemußtevorerstausgeklammertwerden.DieLehrerverlangtenvonihrem

Dienstherren,demLand,ebenfallseinenZuschuß zur ÖPNV-Karte (BZ13.2.91). Inder Freiburger

ÖffentlichkeitwurdendieVergünstigungenfürdiestädtischenBedienstetenkritischkommentiert

(BZ 6.u.13. 10.90), während bundesweit dieser Durchbruch für ein positives Echo sorgte (BZ

19.10.90).

AlsPlanungenüber Neubautender UniklinikunddesArbeitsamtes ohne Tiefgaragen bekannt wurden,

intervenierte die örtliche CDU über den Freiburger Landtagsabgeordneten und Staatssekretär in

Stuttgart und erreichte eine Zusage für den Bau neuer PP (BZ 20.3.91).

Nachdem die Stadtverwaltung ein Konzept zur Bewirtschaftung der Schulparkplätze vorlegte, for-

miertesichbeidenBerufsschullehrernProtest.Begründung: IhreSchülerkommenausdemweiteren

UmfeldvonFreiburgundmüßtenmitdemAutopendeln.DanebenwurdeaufUngleichbehandlungenver-

wiesen, da Bedienstete der Landesbehörden nichts bezahlen müssen (BZ 5.7. und 29.10.91).

In einem Leserbrief wies dieBezirksleiterinder SüdbadenBus GmbH darauf hin, daß die Einrichtung

von P+R-Anlagen am Freiburger Stadtrand aus der Perspektive der regionalen Busbetreiber kon-

traproduktiv ist und nur dazu beiträgt, die "Nebenwirkungen des Individualverkehrs in die Umland-

gemeinden zu verlagern" (BZ 11.9.91).
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DieFraktionderFreienWähler (FWV) machtesichzumFürsprecherderGeschäftleute,diegegeneine

"Parkraumverknappung" protestieren. 170 Betriebe im Zentrum der Stadt unterschrieben eine Resolu-

tionundbeklagtenUmsatzeinbußen,weil die "zum überwiegendenTeil ausdem Umland stammenden

Kunden" an den Stadtrand abwandern würden. Auf Anfrage der FWV mußte der Finanzbürgermeister

Bernauer zugeben, daß sich inzwischen 5,7 Mio DM an Ablösesummen für nicht gebaute private PP

angesammelt hätten. Die Verwaltung plante, dieses Geld für neue Tiefgaragenplätze am Bahnhof und

fürP+R-PlätzeauszugebenundlehntedievonderFWVgeforderteFinanzierungeinesParkleitsystems

aufgrund rechtlicher Bedenken ab (BZ 25.10.91).

Der Gemeinderat setzte am 4.2.1992 mit dem Beschluß zum Bau einer weiteren Tiefgarage seine bis-

herige Linie fort, im Rahmen der Umgestaltung des Bahnhofsbereichs einen massiven Ausbau der

Parkplätzezubetreiben(insgesamt5neueTiefgaragenmitzusammen1050PP;GR-VorlageG412vom

15.1.92).Diesem"politischenSchlußstein" (OBBöhme) gingen jahrelangeAuseinandersetzungenum

das zentrale Gebäude dieses Bereichs, die Kultur- und Tagesstätte (KTS), voraus, bei dem ein

ablehnender Bürgerentscheidzwar dieMehrheit der Abstimmenden,aber nicht dieerforderliche

Anzahl der Stimmberechtigten erhielt. Als das Stadtplanungsamt im Vorfeld der Beschlüsse gegen die

MassierungneuerPPandiesermitÖPNVbestenserschlossenenStelleBedenkenäußerte,wurdedies

vonderVerwaltungsspitzeabgewehrt("vonderStadtspitzeeinenaufdenDeckelbekommen", Interview

Kemnitz).InderGemeinderatssitzungwurdediesePlanungvondenbürgerlichenParteiensehrbegrüßt

(CDU: "ausgezeichnete Vorlage"; FDP: "begeistert" und die Freien Wähler sprechen vom "kleinen

WunderwerkTiefgaragen"),dieSPDstimmte trotzBedenkenfastgeschlossendafür, auchdieÖDP81

befürwortetediePP am Bahnhof, selbst dieGRÜNEN konnten sich für einzelne Tiefgaragen "erwärmen"

und stimmten eher aus Opposition zur KTS gegen die Planung (GR-Protokoll v. 4.2.92).

MitBriefvom13.7.92beantragtendieGRÜNENdieErarbeitungeinerStellplatzbeschränkungssatzung

und die Überprüfung der Richtlinien für die Ablösung der Stellplatzverpflichtung.

Im September 1992wurde im Rahmender Umsetzungder Bewirtschaftungder Parkplätze für städtische

Angestelltedersehr innenstadtnahgelegenekostenloseP+R-PlatzamTechnischenRathausaufgelöst

und fortan bewirtschaftet. Die Gemeinschaft der Einzelhandelsbetriebe "z' Friburg in der Stadt"

protestierteheftiggegendieUmwandlung,auchCDU,FreieWählerundADACschließensichderKritik

an,sodaßEBMUngern-SternbergaufKompromißsuchegingundankündigte,dieParkzeitenauszuweiten

und an Samstagen den Parkplatzweiterhinkostenlos zur Verfügung zu stellen (BZ 13.10, 16.10. und

21.10. 92).

Um einAusweichen der städtischen Bediensteten von den jetzt bewirtschafteten PP auf die umlie-

genden Straßen zu vermeiden, sollte Ende 1992 auch in einem etwas weiter vom Stadtzentrum ent-

ferntenGebietdieAnwohnerbevorrechtigungeingeführtwerden.Gewerbetreibende,Lokalvereinund

FreieWähler lehnendiesab, so daß Tiefbauamtsleiter Göbel eine Verschiebung in Aussicht stellte

(BZ 19.11.92).

HitzigeDiskussionenundauchpersönlicheAnklagengegenTiefbauamtsleiterGöbelkennzeichneten

im Dezember 1992dieJahresversammlung der "Zierkommission", einer der ältesten Bürgerverei-

nigungen Freiburgs, als das Thema Verkehrspolitik auf der Tagesordnung stand. Klagen über

Existenzgefährdungen und der Verweis auf das höhere Wirtschaftswachstum in Umlandgemeinden

bestimmten das Bild. Diese Probleme wurden auf die kommunale Verkehrspolitik zurückgeführt (BZ

9.12.92, Interview GÖBEL).
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Neue PP Bestehende PP

Öffentliche PP teilweise umweltorientierte
Zielsetzungen, aber konträre
Umsetzung (z.B. Bahnhof)

Hauptaktionsfeld, nur
teilweise umweltorientierte
Zielsetzungen

Private PP Entscheidungsblockade Kaum Aktivitäten

Abb. 17 Aktivitäten in Feldern der Parkraumpolitik

7.3.2 BewertungderbisherigenParkraumpolitikunterdemGesichtspunkteinerumweltorientierten
Verkehrspolitik

DerbisherigeStandderFreiburgerParkraumpolitikwirdanhandderGliederungspunkte inKapitel4.2

eingeordnet und bewertet.

Zu den Zielen der Freiburger Parkraumpolitik

Bei den Zielen der Parkraumpolitik in Freiburg ist ein eher verschwommenes und widersprüchliches

Bild auszumachen:

Zwar wird in Programmen als übergeordnete Zielsetzung angestrebt, "Fahrten mit dem Kfz so weit wie

möglichaufdieumweltfreundlichenVerkehrsartenzuverlagern" (HUFBAUER/TIEFBAUAMT:Ruhender

Verkehr, Vorlage für den Verkehrsausschuß am 21.11. 1988, S. 1) und sogar die Reduzierung des

Autoverkehrs als wichtigstes Ziel der städtischen Verkehrspolitik bezeichnet (Tiefbauamtsleiter

Göbel),dieabgeleitetenZielsetzungen für dieParkraumpolitik sinddamitaber nur sehr beschränkt

inÜbereinstimmung:Propagiertwirddie"bedürfnisgerechteBewirtschaftungdesvorhandenenPark-

raums" (Stadtnachrichten-Sonderdruck: Parken in der Stadt). In erster Liniegeht es um die Stärkung

des innenstadtnahenWohnens,wobei dies inden Augen der Freiburger Verkehrsplaner bedeutet, daß

dieAnwohnermöglichstschnellundnaheeinenParkplatz findenundnichtetwa,daß Freiflächenund

autofreie Zonen zu schaffen wären. Als zweites Ziel wird die Erhaltung der Attraktivität für Kunden

und Besucher angesehen, wobei hier wiederum dieBereitstellung von ausreichend PP als zieladäquat

betrachtet wird und nur räumlich begrenzt die Steigerung der Aufenthaltsqualität im Straßenraum

Berücksichtigungfindet.DieParkraumpolitiksoll drittensder VerlagerungdesPendlerverkehrsauf

denÖPNVdienen,waseinerseitsmit einer Verteuerung der PP im Innenstadtbereich und andererseits

durch vermehrte P+R-Anlagen geschehen soll.

Insgesamtkann man dieFreiburger Parkraumpolitik wohl so beschreiben, daß eine effizientere Aus-

nutzungdesbeschränktenRaumesangestrebtwirdunddie formulierten umweltpolitischen Globalziele

schon bei der Zielkonkretisierung nurmehr am Rande verfolgt werden.

Aktivitäten in den verschiedenen Feldern der Parkraumpolitik

Bei den nach der Steuerungsfähigkeit der Stadt definierten Feldern der Parkraumpolitik kann man in

Freiburg das in Abb. 17 vorgestellte Bild ausmachen.
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unbewirtschafteten Parkplatz findet.
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WennOBBöhmevoneiner "rigorosenBewirtschaftungdes ruhendenVerkehrs" (BöHME 1992, S. 31) in

Freiburg spricht, ist damit das Feld der bestehenden öffentlichen Parkplätze im Innenstadtbereich

gemeint. Wenn er dies in den Kontext einer "Politik des Zurückdrängens des Individualverkehrs"

(ebenda) setzt, trifft dies wie oben dargestellt nur sehr beschränkt die Realität.

Der Bau neuer öffentlicher Parkplätze stellt - wie der Bau neuer Straßen - stets ein Politikum mit

großerÖffentlichkeitswirkungdar.DerMoratoriums-ähnlicheKompromißbeidenProgrammen(NeuePP

in der Innenstadt nur bei Neunutzungen und als Ersatz für wegfallende PP) führt in der Realisierung

zu einem deutlichen Anwachsen des Parkraumbestandes. Mit der Verbreitung von P+R-Anlagen ist

ebenfalls eine massive Parkplatzsteigerung verbunden, da nicht entsprechend Parkplätze in der In-

nenstadt abgebaut werden.

Mangelsgeeigneter InstrumentezurBeeinflussungderNutzungbestehenderParkplätze beiprivaten

UnternehmenundstaatlichenBehördenwirdüberAppelleundmitdemVorbildder Bewirtschaftungder

städtischenAngestellten-PPsowieüberdasAngeboteinesJob-Ticketsversucht,entsprechendeEin-

schränkungen bei Beschäftigten-PP zu erreichen (Interview Friedrich). Angesichts des deutlich

übergewichtigen privaten PP-Bestandes (vgl. vorne) wird hier relativ wenig Aktivität investiert.

Obwohl schon 1988 bei einer Difu-Umfrage die Stadt Freiburg angegeben hat, daß eine Beschrän-

kungssatzung für PP in der Planung ist (vgl. APEL/ LEHMBROCK1990, S. 239),gab es hierzu bis heute

keineVorlagederVerwaltung.StattdessenwurdedieAblösesumme1989erhöht,wasdenBauprivater

Stellplätze weiter stimuliert.

Zum Instrumenteneinsatz in der Freiburger Parkraumpolitik

Beim Einsatz der vorhandenen Instrumente (vgl. Kapitel 4.2.4) zeigt sich folgendes Bild:

(a)DieStadtalsTrägerinvon(Straßen-)BaumaßnahmenundStadtsanierungsmaßnahmenverfolgtbisher

eine Politik der Parkplatzexpansion. Nur im zentralen Innenstadtbereich sollen nach jetzigem

BeschlußstandkeineneuenParkhäusermehrgebautwerden.Auch imRahmenvonVerkehrsberuhigungs-

maßnahmenundWohnumfeldverbesserungenwirdkeineReduzierungderParkflächenangestrebt,hier

wurde statt dessen darauf geachtet, daß möglichst wenig Stellplätze verloren gehen (Interview

RUMP). Dagegen finden sich im Straßenbild zahlreiche bauliche Maßnahmen gegen Falschparker.

(b) Bei den rechtlichen Instrumentarien ist in den letzten Jahren das Anwohnerparken zum Hauptin-

strumentder Freiburger Parkraumpolitikgeworden. Bei der Verteilung der Parkflächen für Anwohner

und Kurzzeitparker wird differenziert und einzelfallorientiert vorgegangen, was dies trotz einem

pragmatischenAnsatzzueinersehraufwendigenAufgabemacht(InterviewRUMP)unddieUmsetzung

hinter der Planung zurückliegt (Interview GÖBEL). Ein flexibles Eingehen auf Wünsche der Anwohner

(einigePPwurdenunbewirtschaftet gelassen),der Handwerker (Gewährung von Ausnahmeregelungen)

und der Geschäftsinhaber (alteingesessene Geschäfte sollen gefördert werden) führen zu einer

Minimierung der Konflikte (Interviews Rump, Körschges) gleichzeitig aber auch zu einer Verwässe-

rungderLenkungsfunktion. InsbesonderedaßdemWunschnacheinzelnennichtbewirtschafteten

Parkplätzen indenbeplantenGebietennachgegeben wurde (Interview RUMP) ist als sehr problematisch

einzuschätzen, da hier eine Parksuchverkehr induziert wird (vgl. die Forderung nach konsequent

"dichten" Gebieten bei TOPP 1992, S. 12).82
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In Innenstadtrandgebietenwar 1991 jedessechsteFahrzeugordnungswidrigabgestellt und dadurch

eine 120prozentige Belegung der PP vorzufinden. Durch eine Aufstockung des Personals des 1973

gegründetenGemeindevollzugsdienstes (GVD)1991imZusammenhangmitderEinführungdesAnwoh-

nerparkens auf nun insgesamt 39 Personen im Außendienst konnte eine leichte Verbesserung der Si-

tuationerreichtwerden(InterviewReinhardt).DieseAufstockungdesGVDwarnachUNGERN-STERNBERG

(1992) mit politischenProblemenverbunden,wasdamit erklärtwird, daß eine "Überwachungsver-

waltung" dem in Freiburg gepflegten kooperativen Politikstil widerspricht (Interview RUMP).

Die rechtlichen Steuerungsmöglichkeiten zur Einschränkung des privaten Stellplatzneubaus wurden

bisher nicht genutzt.

(c) Die finanziellen Instrumentewurden bisher konsequent im Sinne einer Kapazitätserhöhung ge-

nutzt:

Im Innenstadt-undInnenstadtrandbereichwurdeeine fast flächendeckendeBewirtschaftungerreicht

und die Gebühren moderat, aber konsequent (auf 2 DM/ h im zentralsten Bereich) erhöht. Eine Ab-

stimmungderStraßenparkplätzemitdenParkhausplätzenwurdedurchParkzeiteinschränkungenim

Straßenraum erreicht.

DieHöhederStellplatzablösungwurdeandieKostensteigerungfürBaumaßnahmenangepaßtunddamit

der Bau privater Stellplätze wieder stärker angereizt.

BeidenGebührenfürAnwohnerparkberechtigungenerreichtemanimzweitenAnlaufeinewenigstensdem

VerwaltungsaufwandangemesseneHöhe(100DM/Jahr),wobeidiesnochkeineswegsdenwirklichenWert

der innerstädtischen Flächen verdeutlicht (so auch RUMP).

Nach zähem Ringen konnte eine Bewirtschaftung eines Großteils der städtischen Beschäftigten-Park-

plätze und eines Teils der Schulparkplätze erreicht werden.

Statt bisherige öffentliche Parkhäuser in zentraler Innenstadtlage in Quartiersgaragen umzuwan-

deln, fördert die Stadt Freiburg den Neubau von Quartiersgaragen mit erheblichen finanziellen

Mitteln (für 99 Stellplätze am Bahnhof werden von der Stadt ein Drittel der Kosten von 6,6 Mio DM

getragen),obwohlangesichtsderenormenKostenvonderStadtkaumInteressentengefundenwurden

(vgl. Vorlage an den GR vom 15.1.1992, DS G 412).

(d) Bei den kommunikativen Instrumenten ist in der Freiburger Parkraumpolitik der Einsatz von

Pressearbeit,Sonderdruckeder StadtNachrichten und eine umfangreiche Bürgeranhörung vor Einfüh-

rungderAnwohnerparkzonenzuverzeichnen.HauptfunktionkommunikativerInstrumentewardieall-

gemeine Informationder Freiburger Bevölkerungundder Austauschvon Detailinformationen bei der

konkreten Umsetzung des Anwohnerparkens (Interviews Rump, körschges). Ein strategischer Einsatz

zur Akzeptanzsicherung einer restriktiven Parkraumpolitik ist bisher nicht zu erkennen. Die

EinbindungderInteressensverbändegeschiehtüberderenTeilnahmeamVerkehrsausschußabernicht

wie in anderen Bereichen (Fahrradförderung, Verkehrsberuhigung) durch die Bildung spezieller

Kommissionen. Eine spezifische Informationspolitik für die eigentlich betroffenen Umlandpendler

findet nicht statt und auch die Nutzung des GVDs zur Information und Persuasion von Parksündern ist

nurzufälligangelegt(beiGesprächenmitdenBetroffenen) (InterviewsREINHARDT,FRIEBISundGÖ-

BEL).

Insgesamtüberwiegen bei der Freiburger Parkraumpolitik die Instrumententypen "eigene Leistungs-

erstellung" und "finanzielleSteuerung", wobei jeweils der Einsatz für expansive Zielsetzungen den

Einsatz für eine restriktive Politik deutlich übersteigt. Rechtliche Instrumente wurden in größe-



DieseBefürchtungenfindenaktuelleBestätigungausMünchen:NachAussagendesLandesverbandesdesBayerischenEinzelhandels(!)"profitierendieMünchner83

Geschäftsleute(vonderdrastischenParkgebührenerhöhung)ganzklar".DieFluktuationaufdenStellplätzenistgestiegenunddieZahlderKunden,diemit
demAutoindieStadtzumEinkaufenkommen,hatsichspürbarerhöht(vgl.SÜDDEUTSCHEZEITUNG27.4.93).DieseAussagensindumsobemerkenswerter,alsgerade
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abgebildeten Plakate bei R. MONHEIM 1992, S. 40 und H.MONHEIM/ MONHEIM-DANDORFER 1990, S. 123).
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rem Umfang erst in den letzten Jahren und nur für den öffentlichen Straßenraum eingesetzt. Der

Einsatz kommunikativer Instrumentarien ist eher im Sinne traditioneller Öffentlichkeitsarbeit

vorzufindenundnichtalsstrategischerAnsatz(imGegensatzzumBereichdesÖPNV,wodurchPublic-

Awareness-KampagnendieVerkehrspolitik"rübergebracht"undVerkehrsverhaltenoffensivgesteuert

werden soll).

Verkehrliche Wirkungen und zusammenfassende Bewertung

Bezüglich der verkehrlichen Wirkungen der bisherigen Parkraumpolitik wird festgestellt, daß nun

im Innenstadtrandgebiet wieder freie Parkplätze vorzufinden sind (Interview Reinhardt).Das redu-

zierteinerseitsdenParksuchverkehr,macht andererseits dieBenutzung des Autos wieder attrakti-

ver. Bei den Pendlern werden sowohl räumliche Ausweichreaktionen in die etwas weiter von der In-

nenstadtgelegenenundnochnichtmitAnwohnerparkenüberzogenenGebieteberichtet (Interview

LEIMGRUBER),alsaucheindurchdieverstärkteBewirtschaftungausgelöstesUmsteigenaufdenÖPNV

vermutet (Interview FRANZ). Allgemein wird damit ein Erfolg der Parkraumpolitik konstatiert, wobei

diesangesichtsderVerkehrsverlagerungseffekteauchbezüglichumweltorientierterZielsetzungen

gilt. Konkrete Daten sind allerdings nicht vorhanden und kausale Ursachenzuschreibungen sind ange-

sichts der parallelen Einführung verschiedenster Verkehrsmaßnahmen nicht möglich.

Mittel- und langfristig sind die Verkehrseffekte der bisherigen Parkraumpolitik allerdings eher

skeptischeinzuschätzen.BeieineranzunehmendenGewöhnungderAutofahreranParkgebührenundbei

einemangesichtssteigenderMotorisierungundsteigenderStadt-Umland-Verflechtungenanzu-

nehmendensteigendenParkdruckwirddieUmwandlungvonkostenlosenLangzeitparkplätzeninKurz-

zeitparkplätzezueinem erhöhtenVerkehrsaufkommen führen. DieStrategieder Verlagerungder83

langzeitparkendenPendler auf denÖPNVistgenerell äußerst zweifelhaft in ihren verkehrlichen Aus-

wirkungen:Wie eine neue SOCIALDATA-Untersuchung belegt, wirddas durch einen mit dem ÖPNVzur

Arbeit fahrenden Pendler frei werdende Auto nun intensiv durch die Familie genutzt. Die Fami-

lienmitglieder, diebisherigzu Fuß oder mit dem Fahrrad unterwegs waren, steuern nun mit dem vor-

handenen Auto die vielen freien Kurzzeitparkplätze an, wenn sie einkaufen, die Kinder abholen und

Freundebesuchen(vgl. taz2.3.1993).DieAuslastungsgangliniendesÖPNVwerdendadurchebenfalls

noch ungünstiger, da durch diese Effekte eine zunehmende Überfüllung zu den arbeitsbedingten

Stoßzeiten mit einer Entleerung der Zwischen- und Randzeiten einhergeht (vgl. BAUM 1991, S. 5).

VersuchtmandieFreiburgerParkraumpolitikanhandderKriterienvonAbschnitt4.1.5abschließend
zu bewerten, so ergeben sich folgende Aussagen:

- In Freiburg ist man trotz beachtlicher Fortschritte in den letzten Jahren von einer flächen-

deckenden Parkraumpolitik noch weit entfernt. Ein schrittweises Vorgehen ist bei einer

beschränktenBearbeitungskapazitätdeskPASauchunausweichlich.DievonTiefbauamtsleiter

Göbel erwähnte "systematische Weiterentwicklung" folgt allerdings nicht ökologischen

Zielen und Prioritäten, sondern dem situativen und örtlichen Handlungsdruck infolge des

NachfrageüberhangsbezüglichvorhandenerParkplätze.InsbesonderedasNachgebengegenüber

Anwohnerwünschen nach einzelnen noch völlig unbewirtschafteten PP ist sehr kritisch zu

bewerten, da damit die Grundlage für weiteren Parksuchverkehr gelegt wurde und damit ein



Angesichts der Feststellung, daß dieAkteure z.T. Positionen und Argumente je nach Adressat flexibel und instrumentell einsetzen, wird dieEinstufung der84

InteressenderAkteurenichtalleineanhandihrerÄußerungenvorgenommen.ErgänztwirddiesdurchÄußerungenvonAkteurenüberandereAkteureundderBe-
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Hauptziel der Parkraumbewirtschaftung verfehlt wird. Quantitativ stellt die mangelnde

Miteinbeziehung der privaten PP das Hauptmanko der bisherigen Parkraumpolitik unter dem

Gesichtspunkt der Flächendeckung dar.

- Der Einstieg in eine rationale Verteilung des Parkraums ist in Freiburg gelungen. Die

Ablösungdes "Windhundverfahrens" im innerstädtischenStraßenraum durch Priviligierung der

Anwohner und durch die Gebührenerhebung ist als Modernisierungsschritt im Sinne einer

Effizienzsteigerung (bessereAusnutzungdes Platzes) und im Hinblick auf die rationalere

Erfüllung gesellschaftlicher Ziele durch das vorhandene Infrastruktursystem (Stärkung der

Anwohner- und Einkaufsfunktion in der Innenstadt) zu bezeichnen.

- DieAblösungder AngebotsausweitungsstrategiedurcheineStrategieder Nachfragelenkung

und der Nachfragesenkung ist bisher nicht erreicht worden. Das Parkraumproblem wird weiter-

hin in erster Linie als Engpaßproblem definiert, das man sowohl durch Ausweitung der Park-

fläche als auch durch effizientere Nutzung lösen kann.

Insgesamt läßt sich festhalten, daß die Freiburger Parkraumpolitik konzeptionell hinsichtlich der

ZielsetzungeinerumweltorientiertenVerkehrspolitiknoch indenKinderschuhen(aufdemNiveauder

Fachkommission "Städtebau" von 1973, vgl. vorne S. 27) steckt. Der Einsatz des Parkraums als Stell-

schraube im Rahmen einer umweltorientierten Verkehrspolitik ist inzwischen in die Diskussion

eingeführt, aber als strategischer Ansatz kaum programmatisch formuliert und nicht umgesetzt. Die

Realisierung eines solchen Ansatzes würde eine vollständige Umkehrung der bis Anfang der achtziger

JahrebetriebenenWachstumspolitikbedeuten,wasrealistischerweiseinnerhalbvon10Jahrenkaum

zu erwarten ist.

7.3.3 Akteure, ihre Positionen und Interessen im Bereich der Parkraumpolitik

In diesem Kapitel werden die aktiven und potentiellen Akteure der Freiburger Parkraumpolitik vor-

gestellt, wobei insbesondere die von ihnen vertretenen Positionen und Interessen herausgearbeitet

werden sollen. Ihre Positionen und Interessen werden aus ihren (schriftlich vorliegenden und münd-

lich erhaltenen) Verlautbarungen und ihren Handlungen direkt abgeleitet sowieaus ihrer Stellung84

im Interaktionszusammenhang interpretiert.

Zur visuellen Darstellung der Ausführungen wurde Abb. 18 erstellt, die die Gesamtheit der be-

handeltenAkteureenthält, einigeAussagenzur Stellung dieser Akteureverdeutlicht, ohne einen

AnspruchaufumfassendeoderdetaillierteDarstellungdes Interaktionszusammenhangszwischenden

Akteuren zu erheben.
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Abb. 18 Akteure der Parkraumpolitik (eigene Darstellung)

Stadtspitze

Die politische Führung in der Parkraumpolitik wird in Freiburg in erster Linie vom Ersten Bürger-

meister v. Ungern-Sternberg (CDU) wahrgenommen, in dessen Ressort die zuständigen Ämter (v.a.

Tiefbauamt) liegen.AberauchOberbürgermeisterBöhme(SPD)alsderzentralekommunalpolitische

Akteur betont in seinen Äußerungen die Bedeutung der Parkraumpolitik.

Bei den Stadtspitzen wird die insgesamt festzustellende zwiespältige Haltung in der Parkraum-

politikbesondersdeutlich:Während OBBöHMEauf einem SPD-Kongreß betont,daß auch in deutschen

Städten die New Yorker Losung "Don't even think about parking" gelten sollte (vgl. BöHME 1992,

S. 31), setzte er sich massiv für die Bahnhofspläne mit den enormen Stellplatzzuwächsen in zentra-

ler Lage ein. Während bei OB Böhme ein besonders deutlicher Spagat zwischen umweltorientierter

ZielproklamierungundwachstumsorientiertemHandelnzukonstatierenist,machtUngern-Sternberg

aus seiner ideologisch motivierten Ablehnung einer restriktiven Verkehrspolitik keinen Hehl ("Wir

leben nicht in einer sozialistischen Massentransportgesellschaft"), was ihn aber nicht daran

hindert, seine Vorträge unter dem Titel "..Maßnahmen zur Realisierung sozial- und umweltverträgli-

cherVerkehrskonzepte..."zuhalten(vgl.UNGERN-STERNBERG1992,S.153).Problemthematisierung

("Verkehrsinfarkt") und primäre Zielsetzungen ("Stärkung der Wirtschaftskraft") führen bei ihm zu

einer Position der effizienzorientierten Parkraumpolitik, in der pragmatischer Parkraumausbau,

FörderungvonKurzzeitparkplätzenundVerkehrsleitsystemedieadäquatenInstrumentedarstellen

(vgl.UNGERN-STERNBERG1992,S.157-159undWIRTSCHAFTIMSÜDWESTEN4/93,S.51).Verzögerungenbei

derAnwendungbestimmter Instrumente(z.B.Beschränkungssatzung)müssenwohlauf Interventionen

derStadtspitzezurückgeführtwerden- inderVerwaltungwarennur vageAndeutungen("politische

Probleme", "Angst vor bürokratischem Aufwand") zu hören.



82 EURES

Kommunalverwaltung

Innerhalbder Kommunalverwaltung spielt das Tiefbauamtmit seinen Abteilungen für Verkehrsplanung

und Verkehrswegebau die zentrale Rolle bei der Programmformulierung und -umsetzung der Park-

raumpolitik.Tiefbauamtsleiter GÖBELverstehtVerkehrsplanungalsTeil der Stadtentwicklungund

erklärt zum Ziel der Freiburger Verkehrspolitik den Erhalt und die Verbesserung der Umwelt und des

Umfeldes. "ImKlartextheißtdas:Autoverkehr reduzieren,denGebrauchdesAutosminimieren" (GÖBEL

1991,S.55).Aus diesem Amt kamen dieHauptimpulse zur Innovation der Parkraumpolitik, anderer-

seits wurde aber auch der massive PP-Neubau am Bahnhof mitgetragen. "Ziel war bisher nicht Luft-

entlastung,sondernEntlastungder Innenstadtbewohner"(InterviewGÖBEL).AngesichtsderKon-

flikthaftigkeit der Parkplatzproblematik ist diese Zielpriorität nicht nur durch den Stand der ver-

kehrswissenschaftlichen Diskussion, sondern auch durch die Eigeninteressen der Planer vor Ort zu

erklären,diedamit indenBürgerversammlungendem Großteil der AnwesendenVorteileundnichtEin-

schränkungen"verkaufen"mußten.Diestetige"SuchenachderbadischenLösung" (d.h.eine für alle

tragbareLösung, InterviewKEMNITZ) führtwohldazu,daßdenMitarbeiterndesTiefbauamtsvonallen

Interviewpartnern eine gute Arbeit bescheinigt und Anerkennung gezollt wird. Weder die Agre-

ssivität der sich eingeschränkt fühlenden Bevölkerungsteile noch der angesichts knapper Finanzen

wachsendeDrucknachPersonaleinsparung(InterviewNOESKE) lasseneinebesondereMotivationfür

dieVerwaltungsmitarbeiter aufkommen,sich im Bereicheiner restriktivenParkraumpolitik zu profi-

lieren und zu engagieren.

Im Stadtplanungsamt ist eigentlich "keiner richtig für die Verkehrspolitik zuständig". Von diesem

Amt wird eine umweltorientierte Position in der Parkraumpolitik vertreten, ohne allerdings Einfluß

zu gewinnen (Interview KEMNITZ).

DasAmtfür öffentlicheOrdnung, das für denVollzugder verkehrsrechtlichenMaßnahmenzuständig

ist,undderzugeordneteGemeindevollzugsdienstvertretenaufgrunddersteigendenKonflikthaftig-

keit einer restriktiven Parkraumpolitik im Vollzug und einer ordnungsorientierten Aufgabende-

finition die Position der Bedenkenträger, wobei die Integration dieses Amtes in das Bau- und

OrdnungsdezernatdieAbstimmungmitdemTiefbauamtverbesserthatunddeswegenAuffassungsunter-

schiedebereitsaufuntererEbenebeigelegtwerden(InterviewsGÖBEL,REINHARDT,KEMNITZ).Als

"Oberbremser"wirddagegen der Vertreter der dem Land zugehörigen Verkehrspolizei bezeichnet

(Interviews NOESKE, KEMNITZ). Generell kann gesagt werden, daß die "Ordnungshüter" gegen eine

restriktive Verkehrspolitik opponieren, da damit mehr Ordnungsarbeit und mehr Konflikte verbunden

sind.

DasUmweltamt ist trotzder imOrganisationsplanaufgeführtenAufgabenbereicheImmissionsschutz

sowieUmweltplanung bezüglich Lärm und Luft (vgl. BLATTER/ KRAUSE/ FIEBIG 1990, S. 52) bei der

FormulierungderFreiburgerVerkehrspolitiknichtbeteiligt.DerWunschnacheinemGesprächwurde

dementsprechend auch abgelehnt und an die zuständigen Ämter verwiesen.

Die Verwaltung versteht sich als dienstleistende und bürgernahe Institution, d.h. Verkehrs-Verbes-

serungen (für denUmweltverbund) werdenstets indenVordergrundder Präsentationundder Auf-

gabenbeschreibunggestellt undeineBearbeitungder Parkraumproblematikerfolgt "im Interesseder

(jetzt lebenden; J.B.) Bürger und mit den (artikulationsfähigen; J.B.) Bürgern" (RUMP). Angesichts

der Konflikthaftigkeit der Parkplatzproblematik ("Die Verantwortlichen können einem ... beinahe

leid tun", BZ 14.3.92) ist oft eine legalistische Argumentationsweise (Verweis auf Bundesgesetze,

vgl. BZ 14.3.92 und auf die Landesbauordnung, Interview Rump) oder ein Verschieben eigentlich

beschlossener Maßnahmen vorzufinden (BZ 9.12.92), um sich von Angriffen zu entlasten.



DieSPD-GemeinderätinBaumwar20JahrebeimADACangestellt(BZ16.2.93)undvertrittdementsprechendebensowiederBürgervereinsvorsitzendeBergamelli85

einen autofreundlichen Kurs (Interview FRIEBIS/ BERGER)

In Freiburg redet man von den drei großen Fraktionen bzw. Parteien (Interview FRIEDRICH).86

Vgl. HALLER (1979, S. 361-368) zum politischen Standort und der Wählerschaft der FWV in Baden-Württemberg.87
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DieVerantwortlichenderFreiburgerVerkehrsbetriebe(VAG)wissenumdieBedeutungderParkraumpo-

litik für dieBenutzung des ÖPNV. Bei der Programmformulierung Ende der achtziger Jahreversuchten

sie ihre Position auch einzubringen, eine konsequente und offensive Interessenpolitik ist al-

lerdings nicht zu erkennen. Da man vom Wohlwollen der Politiker abhängt und unter der Kontrolle des

gemeinderätlich besetzten Ausichtsrates steht, kann man nicht offen für eine restriktive Politik

gegen das Auto eintreten, da man sonst befürchten muß, das erst langsam erhaltene und keineswegs

fundierteWohlwollenderbürgerlichenParteienzuverspielen.DieVerkehrsbetriebeausdemUmland

erkennendieUntergrabung ihresMarktesdurchdieP+R-Anlagenam Stadtrandund inder Stadt, können

dies aber nur marginal thematisieren und haben - soweit erkennbar - keinen Einfluß auf die Aus-

weisung dieser Plätze.

Parteien und Fraktionen

Die Freiburger CDU trägt die Verkehrspolitik mit, wie sie in der GVK 1989 formuliert wurde, vertritt

aber in der Parkraumpolitik einen uneingeschränkt expansiven Kurs ("Wenn wir die Mehrheit im Ge-

meinderathaben,werdenwiederParkhäuser inderInnenstadtgebaut",LEIMGRUBER).Mansiehtsich

in erster Linie als Vertreter der Stadtbewohner, für welche die Sicherung eines Stellplatzes Vor-

ranghatund setzte sich dementsprechend für das Anwohnerparken ein. Die unterschiedlichen Posi-

tionen zur Verkehrspolitik innerhalb der CDU generell (Förderung des Umweltverbundes wird von den

Frauen und den jüngeren Mitgliedern der Fraktion deutlich unterstützt, eine betont "konservative"

Position(Eigenbezeichnung)nimmtdagegenderverkehrspolitischeSprecherLeimgruberein)kommen

in der Parkraumpolitik nicht zum Tragen, hier herrscht Konsens (Interviews LEIMGRUBER, BREIT,

BERGER/ FRIEBIS).

Die SPD bietet in der Verkehrspolitik allgemein wie auch in der Parkraumpolitik ein sehr

zwiespältigesBild.EinersehrökologischorientiertenProgrammatik(SPD-ProgrammzurKommunal-

wahl 1989) steht eine unentschlossene Haltung in der Parkraumpolitik und eine bei zentralen

verkehrspolitischen Abstimmungen (B 31 Ost) zerissene Fraktion gegenüber.85

DieFraktionderGRÜNENvertritt eineökologischorientierteVerkehrspolitik,wobei der Kampf gegen

neueStraßen(B31Ost)unddasEngagement fürdieVerbesserungdesÖPNVimVordergrundderAktivitä-

ten stehen und dieParkraumpolitik kaum Beachtung fand. Die Freiburger GRÜNEN sind sehr realpoli-

tischorientiert, sie hatten mit ihrem Engagement für dieÖPNV-Förderung und dem dabei angewendeten

konsensorientierten Stil sehr viel Erfolg (Fraktionschef Breit konnte 1984 durch pragmatische,

ökonomisch fundierteArgumentationdieanderenFraktionendazubringen,gegendenWiderstand von

OBundVAGdieUmweltschutzkarteeinzuführen,vgl. Kapitel 7.3), dieBetonung von fundamentaleren,

restriktivenverkehrspolitischenMaßnahmen würde diegelungene Integration der GRÜNEN in die

"politische Klasse" gefährden.86

DieFreienWähler (FWV)sindkonsequenteVertreterder InteressendesmittelständischenHandelsund

Gewerbes und in der Parkraumpolitik der Antipol zu den GRÜNEN. Sie stellen das Sprachrohr der87

politischen Kräfte dar, die jegliche Einschränkung der automobilen Zugänglichkeit der Stadt ableh-



DasAbstimmungsverhaltenderBürgerunddamitauch dieParteienorientierung richten sich allerdings nicht nur nach direkten Vorteilen für den Einzelnen,88

sondernauchnachlängerfristigenGrundüberzeugungen,sodaßauchnichtdirektvorteilsbringendeMaßnahmentheoretischeineChanceimpolitischenSystem
haben.

Vgl.z.B.dieäußerstkonservativenStellungnahmenderIHKsinKarlsruheundUlm, indenendiestädtischenVersuchezurverkehrspolitischenUmsteuerung89

massiv attackiert werden (vgl. INDUSTIE- UND HANDESLKAMMER ULM 1992; IHK Karlsruhe 1992).
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nenunddieFraktionnimmt jedeGelegenheitwahr,sich füreinenmöglichstextensivenParkplatzaus-

bau einzusetzen (vgl. vorne).

Die FDP liegt auf einer Liniemit den anderen bürgerlichen Parteien (Brief vom 31.12.92), ohne ex-

poniert in Erscheinung zu treten.

Generell gilt für die Parteien, daß sie durch ihre Konkurrenz um Wählerstimmen ein Interesse daran

haben, den in der Stadt abstimmungsberechtigten Bürgern Vorteile zu verschaffen (d.h. Kinder und

Jugendliche sowie die Einpendler sind keine "dankbaren" Zielgruppen für Maßnahmen zu deren Gun-

sten).88

Verbände und Vereine

Lokalverein(e) und traditionelle Bürgervereinigungen (z.B. Zierkommission) spielen als stadt-

teilbezogene Honoratiorenorganisationen immer noch eine erhebliche Rolle und vertreten die

teilörtlichenBewohnerinteressen, inderDiskussionum dieParkraumpolitikaber auchund inerster

Liniedie Interessen des Handels und des Gewerbes (vgl. vorne). Die Besetzung der Vorstände v.a. mit

Geschäftsleuten und die personelle Verflechtung mit den Parteien erklären die Interessenposition

und die wichtige Stellung im politischen Prozeß (Interview BERGER/ FRIEBIS). Bei den

Einzelhandelsvereinigungen ist insbesondere die Werbegemeinschaft "z'Friburg in der Stadt" als

Zusammenschluß der innenstädtischen Geschäftsleute von Bedeutung, die als "zentrale Organisation

der Protestler gegen die städtische Verkehrspolitik" (KöRSCHGES) bezeichnet wird. Das Interesse

der Einzelhändler bezüglichdes Parkraums ist vollkommen auf dessen Bereitstellung für dieAuto-

Kunden gerichtet (also nicht etwa auf die Bereitstellung von Beschäftigten-PP oder auf die Schaf-

fung eines angenehmen Einkauf-Umfeldes). Der verkehrspolitische Referent der regionalen

Industrie-undHandelskammer (IHK),vorherbeimFreiburger Institut fürVerkehrswissenschaftenund

Regionalpolitikbeschäftigt, steht imGegensatzzudenmeisten IHKs einer Politikder Verlagerung89

desPersonennahverkehrsaufdenÖPNVsehraufgeschlossengegenüberundverteidigtdiestädtische

Verkehrspolitik innerhalbderKammer (vgl. z.B.WIRTSCHAFT IMSüDWESTEN 4/93,S.51). Inder

Stellungnahmezum ruhendenVerkehr für dieDiskussionzur GVK1989wirddieAbsicht zur rationel-

leren Ausnützung der innerstädtischen PP durch Bewirtschaftung begrüßt, aber auch der Neubau von

PP gefordert (vgl. IHK 1989, S. 6/7).

Die Gewerkschaften als potentielle Vertreter der Interessen der Berufspendler sind in der kom-

munalenverkehrspolitischenDiskussionnichtvertreten(InterviewKÖRSCHGES),erstbeikonkreten

Umsetzungsmaßnahmen(z.C.BewirtschaftungderstädtischenAngestellten-PP)trittderPersonalrat

aufdenPlanund lehntdierestriktivenMaßnahmenabbzw.versucht, imGegenzugeinenfinanziellen

Ausgleich bzw. Vorteile auszuhandeln.

DerBundfürUmwelt-undNaturschutzDeutschland(BUND)unddieumweltorientiertenVerkehrsver-

bändeVerkehrsclubDeutschland(VCD)undAllgemeinerDeutscherFahrradclub(ADFC)vertreteneine

PositionderReduzierungundVerteuerungderParkmöglichkeitenundproblematisierendiestadtnahen

P+R-Anlagen.UnterstütztwirddasAnwohnerparken,allerdingssollten ihrer Meinungnachhöhere



Informationen vom Freiburger Lokalradio wurden nicht gesammelt.90

Eine Analyse der Berichterstattung der BZ zur Freiburger Verkehrspolitik findet sich in VERKEHR & UMWELT, Nr.2, Juni 1992, S. 14/ 1591

BeidenAussagen indiesemKapitel wirdnur insoweitaufQuellenverwiesen,wiediedargestelltenBefunde indenvorangegangenen Kapitelnnicht belegt92

wurden.
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Gebührenverlangtwerden.ThematisiertwirdvondiesenGruppenv.a.dieBeeinträchtigungendes

Fußgänger-undRadverkehrsdurchFalschparkersowiedieenormekommunaleSubventionierungder

Autoparker (InterviewNOESKE).Aber auchbei denumweltorientiertenVerbänden ist (wiebei den

GRÜNEN)einerelativgeringeBeachtungderParkplatzthemasauszumachen(Interpretationnach

DurchsichteinigerAusgabenderVCD-ZeitschriftVERKEHR&UMWELT).ThematischstehtdieFörderung

des Umweltverbundes im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit. Aktivitäten und Zeitung sind stark dienst-

leistungsorientiert ausgerichtet. Diese Schwerpunktsetzung ist für Vereine, die auf zahlende

Mitglieder angewiesen sind, auch verständlich.

DerAllgemeineDeutscheAutomobilclub (ADAC)vertritteineeindeutigexpansiveParkraumpolitik,

erhöhteGebührenwerdenalsunsozialbezeichnet,neueunbewirtschaftetePPgefordert (Protokoll

Verkehrsausschuß v. 21.11.88, S. 5) und bei der Auflösung des innenstadtnahen P+R-Platzes am

Technischen Rathaus reiht sich der ADAC in die Reihe der Protestler ein. Insgesamt tritt der ADAC

als solcher nicht besonders stark in Erscheinung. Durch die Personalidentität des ADAC-Presse-

sprechersmit dem für dieParkplatzpolitik zuständigen Redakteur in der Monopolzeitung Badische

Zeitung hat er dies auch nicht nötig.

Presse90

Bei der Badischen Zeitung (BZ), der liberal orientierten Monopolzeitung in Freiburg, sind je nach

Redakteur unterschiedliche Positionen zur Verkehrspolitik auszumachen. Der für Parkraumfragen91

hauptsächlichzuständigeRedakteurPoppthematisiert inseinenKommentarenv.a.dieProblemefür

den Handel, die sich aus einer Bewirtschaftung der PP ergeben können (vgl. z.B. BZ 11.10.90,

2.10.91).PoppistgleichzeitigPressesprecherdesADACSüdbaden(vgl.VERKEHR&UMWELTNr.3,

September 92).

7.3.4 Restriktionen (und Hilfen) für eine umweltorientierte Parkraumpolitik

Anhand des im theoretischen Teil entworfenen Rasters der Einflußfaktoren bzw. potentiellen

Restriktionen werden im folgenden die empirisch erhobenen Tatbestände eingeordnet und

dargestellt.92

A. Faktoren außerhalb des Freiburger PAS

a. Naturräumliche, siedlungsgeographische und städtebauliche Faktoren

Die räumlicheNähe zum Schwarzwaldund diedamit verbundene direkte Konfrontation mit dem Wald-

sterben in den achtziger Jahren scheint in vielen Argumentationen als Impuls für eine Umweltorien-

tierung der Freiburger Verkehrspolitik immer wieder durch, ohne daß sich dies allerdings bei der

Parkraumpolitik konsequent durchgesetzt hätte.
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Entscheidende städtebauliche Vorraussetzung dafür, daß überhaupt das Parkplatzproblem in Freiburg

thematisiert und in Angriff genommen wurde, ist der Wiederaufbau nach dem Krieg nach dem alten

städtebaulichenGrundriß.ErstdurchdieengeInnenstadtbebauungentstandrelativbalddasProblem

desknappen(Park-)Raumes.Imneueren,nachWestenexpandierendenTeilvonFreiburgwirdangesichts

der angelegtengroßzügigenParkflächendas Instrumentder Parkraumpolitik als Möglichkeit zur

Steuerung des MIV überhaupt nicht thematisiert.

Diese physischen Rahmenbedingungen in Freiburgkönnen im Hinblick auf eine umweltorientierte

Parkraumpoltik also eher als Hilfen denn als Restriktionen gewertet werden.

b. Gesellschaftliche Werte und Einstellungen

Zur Parkraumpolitikgibtes für Freiburgkeine spezifischen empirischen Daten über dieEinstellung

derBevölkerung.AusdenumfangreichenErhebungen,dievonSOCIALDATAfürdieÖPNV-Betriebein

StadtundUmlanddurchgeführtwurden,sindallerdingseinige relevanteAussagenauch für diePark-

raumpolitikzuverwenden.SowirddieVerkehrsproblematik inStadtundUmlandvondenBürgernmit

AbstandalswichtigstekommunaleAufgabebezeichnet.DieZunahmedesPkw-Verkehrswirdvon96%der

Bürger alsnegativ bewertetund90%(Stadt) bzw.85%(Landkreise) der Bürger halten dieFolgeer-

scheinungen des Pkw-Verkehrs für "weniger gut erträglich" oder "nicht mehr erträglich". Bei

Konflikten(Konkurrenzsituationen) inderVerkehrsplanungzwischendenVerkehrsmittelndesUm-

weltverbundes(ÖPNV,FahrradundzuFuß)unddemPkwbefürworteninStadtundUmlandzwischen80und

90%dieBevorzugungdesUmweltverbundes(vgl.VerkehrsgemeinschaftFreiburg1990,S.5-13).Dies

entsprichtdembundesweitenTrendbeidiesenErhebungen(vgl.BRÖG1990nachBLATTER/FIEBIG1991,

S. 73).

Bei aktuellenbundesweitenUmfragen, diesich inder Tendenzauf Freiburgübertragen lassen müßten,

befürworten60%derWestdeutschendieAussage"DieVerkehrsplanersolltendenprivatenAutoverkehr

einschränken, wo es nur geht", 54% die Feststellung "Nur eine Verknappung der Parkmöglichkeiten in

den Innenstädten verringert dort die Verkehrsbelastung" und 58% stimmen der Aussage "Häufigere

KontrollendesruhendenVerkehrsdurchdiePolizeiwärenangebracht"zu(vgl.SPIEGEL-DOKUMENTA-

TION: AUTO, VERKEHR UND UMWELT 1993, S. 92-100).

DieseErhebungenkönnenalsdeutlicherWilleder (Freiburger)BevölkerungzuVeränderungen bei

verkehrspolitischen Rahmensetzungen gewertet werden, auch wenn das konkrete persönliche Verhalten

nurseltendengemachtenAussagenentspricht,wasangesichtsderbestehendenRahmenbedingungen

auch kein Widerspruch, sondern individuell rational ist (so auch JOOS, Vizedirektor der Verkehrs-

betriebe Zürich im direkten Gespräch). Restriktive Maßnahmen alleine haben allerdings nur eine

knappeundunsichereMehrheit,währenddieBevölkerungEinschränkungendesPkwsdurchFördermaß-

nahmen für den Umweltverbund (z.B. Busspur) sehr deutlich unterstützt.

DasWahlverhalten inFreiburg (DIE GRÜNEN erhielten bei der Gemeinderatswahl 1989 und bei der

Landtagswahl 1992 jeweils 20% der Stimmen) läßt eine gegenüber dem Bundesdurchschnitt ökolo-

gischere Orientierung der Bevölkerung erkennen, so daß dieser Einflußfaktor deutlich als Hilfe für

eine umweltorientierte Parkraumpolitik eingestuft wird.

c. Ökonomische Faktoren
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DieRegionFreiburgkannals relativ prosperierendeRegionbezeichnet werden (vgl. oben) und die

Zeit der zweiten Hälfte der achtziger Jahre und der Beginn der neunziger Jahre stellte eine konjuk-

turelleWachstumsphase dar. Die Frage, ob dadurch die Verteuerung des Parkraums in der Innenstadt

erleichtertwurde,kanndurchdieseFallanalysenicht eindeutigbeantwortet werden. Ökonomische

Prosperität könnte auf der einen Seite die finanzielle Belastung der Bürger erleichtern, auf der

anderenSeitedenDruckzueinemökonomischenUmgangderStadtmitdemknappenGut(Park-)Raumaber

auch reduzieren. Das Fallbeispiel unterstützt tendenziell die erstere These.

d. Normen und Programme auf staatlicher Ebene

Die Freiburger Parkraumpolitik wird sowohl durch bestehende gesetzliche Regelungen als auch durch

staatliche finanzielle Förderprogramme deutlich beeinflußt.

Das bestehende rechtliche Instrumentarium für die Parkraumpolitik ist durch das Bundesgesetz zur

ÄnderungdesStraßenverkehrsgesetzes(StVG)vom6.4.1980unddieentsprechendeÄnderungder

Straßenverkehrsordnung(StVO)indieserFormgeschaffenworden(vgl.FUGMANN-HEESING1984,S.9).

DasneueInstrumentariumdesAnwohnerparkenswurdeinFreiburgallerdingserst10Jahrespäter in

nennenswertem Umfang eingesetzt. Nach übereinstimmenden Aussagen der Interviewten konnten

konkreteAnwendungsproblemedergesetzlichenBestimmungen(ProblemefürHandwerkerundGeschäfts-

inhaber)durchflexiblesHandhabendurchdieStadtverwaltunggemindertwerden,womitallerdings

auchdieSteuerungswirkung reduziertwird.Dieam 1.1.1990 in Kraft getretene Rechtsverordnung über

dieBußgelder für Verstöße im ruhendenVerkehr verbessertedurcherhöhteSätze dieWirksamkeit der

Parkraumüberwachung,wobeiangesichtseinerdeutlichenZurückhaltungbeimPersonalbestanddas

Überwachungsinstrumentarium nicht ausgeschöpft wird.

Diebaden-württembergischeLandesbauordnungunddiedazugehörigenVerwaltungsvorschriftenlie-

ferndurchdieFestlegungvonnotwendigenStellplatzzahlenbei NeubebauungenundSanierungs-

gebietendieBegründungenfürdenNeubauvonprivatemundöffentlichemParkraum(vgl.GR-Drucksache

G412,S.28/29;soauchdieRechtfertigungvonRUMPfür dieneuenPPam Bahnhof).Die rechtlichen

Möglichkeiten zur Reduzierung dieser neuen PP werden in Freiburg nicht ausgeschöpft (z.B. Be-

schränkungssatzung). Die Festlegung in der LBO, daß die Stellplatzablösebeträge für neue PP

verwendetwerdenmüssen,gabangesichtsderangehäuftenSummeninFreiburgdenBefürworternneuer

PPeinDruckmittel indieHand,umdieStadtzumzentrumsnahenNeubauvonPPzudrängen.Nacheiner

Auskunftdesbaden-württembergischenVerkehrsministeriums istbei der aktuellenDiskussionum eine

NovellierungderLBOhiereineÄnderungvorgesehen,welchedieVerwendungderAblösemittel fürden

ÖPNV ermöglichen soll (Schreiben des Verkehrsministeriums vom 2.12.92).

Noch deutlicher als die (relativ viel Spielraum lassenden) rechtlichen Festlegungen von Bund und

Landführendie finanziellenstaatlichenAnreizezueinem AusbaudesFreiburger Parkraums.Der Bund

und das Land Baden-Württemberg fördern mit Städtebauförderungsmitteln den Bau von Tiefgaragen-

plätzen. InnerhalbvonstädtebaulichenSanierungsverfahrenwird jeweilseinDrittel der Kostenvon

Bund,LandundStadtgetragen.NachdemdasLand1990angekündigthat,die förderfähigenKosten für

Tiefgaragenauf20.000DMproPlatzzubegrenzen(tatsächlicheKostenüber60.000DM),bemühtesich

dieFreiburger Stadtverwaltung, die Tiefgaragen am Bahnhof möglichst schnell noch vor Inkraft-

tretendieser Änderung indieWegezu leiten (vgl. GR-DrucksacheG412,S. 5/ 6). Der Bau von P+R-

AnlagenundvonVerkehrsleitsystemenistnachdemGemeindefinanzierungsgesetzförderfähig(Brief



Verwiesen sei an dieser Stelleauch auf die vielen rechtlichen Regelungen imweiteren Umfeld der Parkraumpolitik, die die Autofixierung von Planern und93

Verkehrsteilnehmernstützen(z.B.dievonderSteuerabsetzbareKilometerpauschaleimBerufsverkehr).R.MONHEIM(1992,S.50)machtz.B.daraufaufmerksam,
daß für das Schwarzfahren im ÖPNV die Strafe früher viermal und heute immer noch doppelt so hoch ist wie für das Nichtzahlen der Parkgebühr.

InformationenwurdenobenalszentraleInputs indaskPASbezeichnet.AngesichtseinesmangelndenÜberblicksüberdengenauenInformationsstandund-fluß94

in Freiburg wird hier pragmatisch so verfahren, daß einige allgemeine Bemerkungen zum"Stand der Wissenschaft" zumThema (als potentieller externer
Restriktionsfaktor)gegebenwerden.MangelndeoderselektiveInformationsinputsindasFreiburgerkPASwerdendannbeiderAnalyseinternerFaktorendes
kPAS (nur noch) unter dem Blickpunkt der Interessen- oder institutionell bedingten Wahrnehmungsselektivitäten betrachtet.
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desVerkehrsministeriums),sodaßdieEinstiege indieseMaßnahmen inFreiburg finanziell erheblich

erleichtert wurden.93

InsgesamtwirkendiestaatlichengesetzlichenundfinanziellenRahmenbedingungeneherkonservativ

im Sinne einer Fortschreibung der bisherigen expansiven Parkraumpolitik und sind damit als

restriktive Faktoren für eine umweltorientierte Parkraumpoltik einzustufen. Diese Rahmenbedingun-

gen sind aber nicht zwingend (auch die juristischen), der verbleibende Handlungsspielraum wird von

der Stadt aber nicht in einem umweltorientierten Sinne ausgenutzt.

e. Informationen (Problem- und Problemlösungswissen)

Bei der folgenden Beschreibung der informatorischen Restriktionen wird zwischen (a) allgemeinem

Problem-undProblemlösungswissen(inder Verkehrswissenschaft) und (b) konkretenDatenund In-

formationsbeständen in Freiburg unterschieden.94

(a) EinewissenschaftlicheBehandlungder Parkraumpolitik kannman in intensiverem Maße seit den

siebzigerJahrenfeststellen(vgl.LINDENBLATT1977unddessenLiteraturliste).EineBetrachtung

unter dem Gesichtspunkt der umweltorientierten Verkehrssteuerung ist bereits Anfang der achtziger

Jahrenvorhanden(vgl.FUGMANN-HEESING1984undderenLiteraturliste).DezidierteKonzeptionenund

empirischeUntersuchungenzurWirkungvonParkraumpolitik sindallerdingserstEndeder achtziger

Jahre vorzufinden (vgl. APEL/ LEHMBROK 1990, VOGT U.A. 1989).

ZumZeitpunktderNeukonzeptionierung(1986-1988)derFreiburgerParkraumpolitik lagenalsoaus-
reichend konzeptionelle Informationen vor. Die entwickelten Vorlagen der Verwaltung orientieren

sich dann auch an den bereits 1973 von der Fachkommission "Städtebau" der zuständigen Landes-

minister aufgestellten Zielsetzungen für die einzelnen Verkehrszwecke (vgl. Kap. I.4.1.1.). Neuere

Erkenntnisseund Informationen,diedieproblematischenWirkungen einer Umwandlung von Langzeit-

inKurzzeitparkplätze thematisieren,warendamit zum Konzeptionszeitpunkt in Freiburgnoch nicht

vorhanden, wurden aber dort in der Zwischenzeit auch nicht aufgenommen.

Ein deutlicher Informations- und Erkenntnisschub in den letzten Jahren ergab sich auch in einem an-

derenwichtigenBereich:DieBedeutungderAutozugänglichkeit fürdieProsperitätdesstädtischen

Einzelhandelswarbisvorkurzemeigentlichunbestritten(vgl.z.B.ARBEITSGRUPPEINNENSTADTDER

KONFERENZVONDIENSTSTELLENDERSTADTENTWICKLUNGSPLANUNGDESDEUTSCHENSTÄDTETAGES1986,S.41u.

48).Untersuchungen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe (sic!) des Einzel-

handels(BAG)zumKundenverkehrbelegtendieAbhängigkeitdesHandelsvonPkw-Kundenunddamitvom

Stellplatzangebot, da zwischen 45% (in Städten über 500.000 Einwohnern) und 68% (in Städten unter

50.000Einwohnern)derEinkäufermitdemAutokommen(vgl.WERZ1991b,S.180).Desweiterenergaben

dieBAG-Untersuchungen,daß dieAutofahrer auchdiebesserenKundenseien,damit dem Auto die

KundenmithöheremEinkommeneinkaufen,der "höherwertigeBedarf"v.a. vonAutokundengekauftwird

(vgl. MORITZ in TOPP/ MORITZ 1991, S. 189) und sie rund einFünftel mehr an Umsatzpro Einkauf

bringen als Kunden ohne Auto (vgl. WERZ 1991b, S. 179). So ergibt sich folgende Position der
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Handels-Lobbyisten:"DieParkraumpolitikunddieParkraumbeschaffungsowieguteZufahrtsmöglich-

keiten sind das Wichtigste für den Einzelhandel. Es muß ausreichend Parkraum vorhanden sein"

(MORITZ in TOPP/ MORITZ 1991, S. 192).

InzwischengibteszahlreicheUntersuchungen,diedieAbhängigkeitdesHandelsvomAutokundenund
vom Stellplatzangebot relativieren bzw. verneinen:

TOPP(1989,S.332-337) weistanhandder BAG-Zahlennach,daß dieKlagendes Einzelhandels über

zuwenigParkplätzealsUrsacheihrerProblemenichtbelegtwerdenkönnen.APELverglich1990 inden

westdeutschenGroßstädtendieEinzelhandelsentwicklung inden Innenstädtenmit derenParkraum-

angebotundkamzumErgebnis,daß"dasParkraumangebot inder Innenstadtoffenbarkeinebedeutende

Rolle für dieEinzelhandelsentwicklungspielt.AndereFaktorenmüssenerheblichbedeutsamer sein"

(APEL 1990, S. 77).

ErhebungeninDelft(Holland),ZürichundMünsterhabenergeben,daßRadfahrerundFußgängerhäufi-

ger einkaufen als Autofahrer und damit den im Einzelfall höheren Einkaufswert der Autofahrer über-

kompensieren. Rolf MONHEIM (1992, S. 92/ 93) macht darüber hinaus deutlich, daß der von der BAG

erhobene größere Einkauf durch Autofahrer (im Sinne von mehr Ausgaben) z.T. durch die Datener-

hebungsmethodik bedingt ist. Desweiteren wurde festgestellt, daß der Einzelhandelsumsatz in

signifikantem Zusammenhangmit Bewohnerdichte im Umfeld und der Haltestellennähe des ÖPNVsteht

(vgl.MONHEIM,H./MONHEIM-DANDORFER1990,S.123-127;BOESCH1986;FAIRKEHR1/93,S.5).Rolf

MONHEIM (1992, S. 46-52) ermittelte in vielen Erhebungen auch in kleineren Städten, daß die

Parkplatzfixierung des Einzelhandels sich nicht mit den Wünschen der Kunden nach einem attraktiven

Einkaufsstandort deckt.

Insgesamt läßt sich festhalten, daß sich erst Ende der achtziger JahreeinWissensstand bezüglich

der Wirkungen von Parkraumpolitik herauszukristallisieren beginnt, der dem konzeptionellen

BewertungsrahmendieserArbeitentspricht.DadieKonzeptionderFreiburgerParkraumpolitikvorher

oder zu Beginn dieses wissenschaftlichen Entwicklungsstandes erfolgte, kann nicht-vorhandenes

(gesamtgesellschaftlich, nicht nur im Freiburger PAS) Problemlösungswissen als externe Restrik-

tion für eine umweltorientierte Parkraumpolitik ausgemacht werden.

(b) Sachinformationenzur Parkraumsituationsind für den Innenstadtbereichhinreichendvorhanden,

während eine umfassende Parkraumbilanz für das gesamte Stadtgebiet aussteht.

Dieser Mangel an flächendeckendem Wissen kann auf eine beschränkte Betrachtung und Konzeptionie-

rungderParkraumpolitikzurückgeführtwerden, führt inderRückkoppelungandererseitswiederzu

einer beschränkten Problemwahrnehmung.

B. Einflußfaktoren innerhalb des Freiburger PAS

a. Funktionale Partikularinteressen

AufdenParkraum sindverschiedeneNutzerinteressengerichtet.Hierbei kannzwischenden Inter-

essen der Anwohner, der Berufs- und Ausbildungspendler, der Einkäufer und der Besucher unter-

schieden werden. Hinzu kommt der Wirtschaftsverkehr (Güterverkehr und Fahrten in Ausübung der
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Berufe).DieseInteressenkönnenumweltpolitischauchalsVerursacherinteressenbezeichnetwerden

(vgl. PRITTWITZ, S. 116).

Neben den Nutzer- bzw. Verursacherinteressen ergeben sich auch spezifische Betroffeneninteressen,

dieausdennegativenWirkungen der Parkraumnutzungoder des Parkraumbaus resultieren. Hier ist

zwischen dem Interesse der direkt Betroffenen (Anwohner, Nichtautofahrer) und dem ökologischen

"Überlebensinteresse" (vgl. ZILLESSEN 1992, S. 23 in Anlehnung an BECK) als gesamtgesellschaftli-

ches Gemeinschaftsinteresse zu unterscheiden.

Um den restriktiven Einfluß der Partikularinteressen auf die Verwirklichung des ökologischen Ge-

meinschaftsinteresses (kurz Umweltinteresse) herauszuarbeiten, wird in einem ersten Schritt die

Stellung dieser Partikularinteressen bezüglich des Allgemeinwohlziels beschrieben. Danach wird

dargestellt,vonwelchenAkteurendieseInteressenwahrgenommenwerdenundwassichdarausfürdie

Artikulationsfähigkeit und Durchsetzungsfähigkeit dieser Interessen ergibt.

Die aufgeführten Nutzerinteressen stehen generell dem Umweltinteresse entgegen, wobei sich spe-

zifische Nuancen feststellen lassen:

- Parkplatzbereitstellung für Innenstadtbewohner kann als Steigerung der Wohnattraktivität

beurteiltwerdenundwirkt damit dem Suburbanisierungsprozeß und der Verkehrsentstehung

entgegen.

- Pendlerverkehr istobjektivamleichtestenaufdenÖPNVzuverlagern,dabeidiesem Verkehr

dieFreiheitsgradebezüglichZiel-undZeitwahlamgeringstensind.Parkplatznutzungdurch

Pendlerverkehr ist in erster Linie ein räumliches und zeitliches Engpaßproblem.

- Eine Verlagerung des Einkaufsverkehrs auf den ÖPNV ist schwerer möglich, da hier örtliche

Ausweichreaktionenmöglichsind.DieökologischeZielerreichungdurchParkraumpolitik in

der Innenstadt ist damit weniger gesichert.

DieNutzerinteressenkonkurrierenbezüglichderParkraumnutzungmiteinanderundsinddamit jeweils

potentielle Verbündete des Umweltinteresses zur Zurückdrängung der anderen Nutzerinteressen.

DieseKonkurrenzbestehtnurbeibegrenztemParkraumundläßtsichdurchParkraumexpansionabschwä-

chen bzw. aufheben.

DieProduzenteninteressen (Automobilindustrie,Straßenbauer,Ölindustrie)stehendemUmweltin-

teresse eindeutig entgegen.

DieBetroffeneninteressen decken sich mit dem Umweltinteresse, sind aber meist räumlich (auf das

persönliche Umfeld) begrenzt.

Als nächster Schritt wird dargestellt, wie sich diese Interessen in Freiburg artikuliert und

organisiert haben, bzw. von welchen Akteuren sie vertreten wurden.

Bei den Nutzerinteressen ergibt sich folgendes Bild:

- Das Interesse der Anwohner an Parkraum artikuliert sich in der Öffentlichkeit z.T. spontan

beiÜberlastungserscheinungen,wurdeanfangsvonLokalvereinen(z.B.Stühlinger)vertreten

und auch stets von den großen Parteien (vermittelt über ihre Ortsgruppen) getragen. Die

planendeVerwaltungbegriffdiesesInteressealsHauptzielderParkraumkonzeptionundlegte

dementsprechenddasSchwergewichtaufdasInstrumentdesAnwohnerparkens.DieAnwohner

reagiertenaber gespaltenauf dieEinführungdesAnwohnerparkens, inder Pressewurdev.a.



Die Fraktion der FWV besteht aus einer Hausfrau, einem Bäcker- und einem Zimmermeister (vgl. STADT FREIBURG VON A BIS Z 1992, S. 3/ 4).95

Damit ist hier einzentraler Unterschied zumpolitischen Prozeß in der nationalen Verkehrspolitik und zur Situation in Städten, die Standorte der96

Automobilindustriedarstellen.IndiesenStädtenexistiertquasieineparalleleStadtverkehrsplanungsinstitutionindenZentralenderAutomobilkonzerne,
diegesamthaftePlänefürdieStädteproduziert(vgl."City-KonzeptBlaueZoneMünchen"vonBMW,vorgestelltin:InternationalesVerkehrswesen4/93,S.196-
203).
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die Reglementierung ("Schilderwald") und die Gebühr für den Parkschein thematisiert (vgl.

oben).

- Die Pendlerinteressen wurden im Prozeß der Parkraumkonzeptionierung überhaupt nicht

vertreten. Erst in der Phase der konkreten Umsetzung ergaben sich nun einzelne Proteste und

Blockaden. Diese Proteste sind in organisierter Form bei den größeren restriktiven Projek-

ten (Kommunalbedienstete und Schulen) vorzufinden, während Beschäftigte der kleineren Ge-

schäfte und Betriebe nur vereinzelt ihrem Unmut Luft machen (vgl. BZ 14.3.92) und die

Großzahl der Beschäftigten (v.a. der größeren Betriebe) sich nicht betroffen fühlt, da genü-

gendprivateParkplätzezurVerfügungstehenbzw.dieParkraumbewirtschaftungnichtaufdie

Gewerbegebiete ausgedehnt wird (Interview Körschges).

- Die InteressenderEinkäufer werdenalsgleichgerichtete InteressendesEinzelhandelsvon

diesem in hochorganisierter Form vertreten. Neben der spezifischen Interessenorganisation

der Händler inder Innenstadt "z'Friburg in der Stadt" werden diese Interessen vom regiona-

lenEinzelhandelsverbandund der IHK wahrgenommen. Der Parkraum ist das zentraleverkehrs-

politische Thema dieser Interessenorganisationen (vgl. IHK 1989). Außerdem besitzt dieses

InteressepraktischeineeigeneFraktion im Gemeinderat, dadieFreienWähler sichvor allem

aus Handel und Gewerbe rekrutieren und bei diesem Thema sehr aktiv sind. Auch von der95

Stadtspitze und der Verwaltung wird die Bedeutung der Stadt Freiburg als Einkaufsstadt be-

tont. Ebenso findet dieses Interesse in den Kommentaren der Badischen Zeitung besonders

deutlichen Ausdruck (vgl. oben).

- BesucherundTouristenwerdenalspotentielleEinkäuferundDienstleistungsnehmerbetrach-

tetunddementsprechendwerdenderenInteressenanParkmöglichkeitenwiedieInteressender

Einkäufer vertreten.

Produzenteninteressen sind im Prozeß der Freiburger Verkehrspolitik nicht festzustellen.96

Die Betroffeneninteressen äußern sich spontan in Leserbriefen (vgl. BZ 12.8.86) und werden von

Umweltverbänden,denalternativenVerkehrsverbänden und den links-ökologischen Parteien the-

matisiert. Sowohl bei den ökologischen Verbänden als auch bei den GRÜNEN ist allerdings festzu-

stellen, daß sie ihre (begrenzten) Kapazitäten vor allem gegen Straßenbauprojekte und für die

Förderung des Umweltverbundes einsetzen und die Parkraumpolitik vergleichsweise wenig thema-

tisieren.

BeidenAnwohnern istdasBetroffeneninteressedurchdasNutzerinteresseüberlagert.Hier wird in

erster Linie gegen die Parkplatznutzung durch Pendler und Einkäufer argumentiert, um den eigenen

Platzzu sichern, das Interesse an einer wohnlicheren und "blechfreieren" Umgebung tritt dagegen

zurück.

Insgesamt läßt sich im Bereich der Parkraumpolitik eine deutliche Dominanzder Nutzerinteressen

konstatieren. Dies ergibt sich zum einen aus der besseren Organisiertheit der partikularen

Nutzerinteressen, zum andern aus der Wichtigkeit, die die jeweiligen "Advokaten" von Verursacher-

und Betroffeneninteressen dem Thema Parkraum zumessen. Die restriktive Bedeutung dieses Ein-



Die Zentralitätsziffer ist der Quotient aus Umsatz- und Kaufkraftkennziffer, d.h. liegt die Zentralitätsziffer über 100, so fließt diesem Gebiet Kaufkraft97

zu,liegtsieunter100,soistvoneinemKaufkraftabflußauszugehen.DieZentralitätszifferdesOberzentrumsFreiburgwar1984mit172diehöchsteinBaden-
Württemberg und ist dann auf ein Niveau von 147 im Jahr 1987 abgefallen, womit sie immer noch die höchste in Ba.-Wü. ist (vgl. IHK 1989, S. 1/ 2).

InderArgumentationundpolitischenAuseinandersetzungwerdenVerlagerungenvonKaufströmeninEinrichtungenaufdergrünenWiese(verkehrspolitisch98

negativ) und in die Mittel- und Kleinzentren (verkehrspoltisch sinnvoll) nicht unterschieden und Abwanderungen vom Oberzentrum generell beklagt.
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flußfaktors für eine umweltorientierte Parkraumpolitik wird nur dadurch etwas gemildert, daß auch

innerhalb der Nutzerinteressen ein starkes Organisations- und Artikulationsgefälle auszumachen

ist und dadurch die teilweise ökologisch sinnvolle Umverteilung des Parkraums (zu den Anwohnern)

erreicht werden kann.

Die größte Wirksamkeit gewinnt der Aspekt der besseren Organisiertheit der Partikularinteressen

insbesonderedadurch,daß durcheinseitgeThematisierung (zuwenigPP) eineselektiveund kurz-

fristig orientierte Problemdefinition (Engpaßproblem) erfolgt und das weitergehende Umweltziel

völlig an den Rand gedrängt wird. Eine direkte Einflußnahme auf die Programmformulierung (Ver-

waltung)unddieEntscheidungen(Gemeinderat)durchdieorganisierten Interessenkonnte imRahmen

dieser Untersuchung dagegen kaum festgestellt werden.

b. Territoriale Partikularinteressen

Innenstädte und ihre wirtschaftlichen Einrichtungen stehen insbesondere hinsichtlich der Kunden

und Besucher in Konkurrenz zum Stadtrandgebiet und zum Umland.

Da die Freiburger Parkraumkonzeption (wie in allen Städten) nur auf das innerstädtische Gebiet be-

schränkt ist,ergebensichVeränderungenderWettbewerbsbedingungenzwischendenTeilräumen(die

(Auto-)Zugänglichkeit der Innenstadt wird relativ schwerer oder teurer). Die territorialen

Partialinteressen der Innenstadt werden in allen Funktionsbereichen gut vertreten. Beim Handel ge-

schiehtdiesdurcheineeigeneOrganisation(Werbegemeinschaft "z`Friburg inderStadt"),aber auch

bei allen anderen Akteuren genießt die Innenstadt besondere Aufmerksamkeit. So z.B. bei der IHK,

die als regionale Institution eine Vertretung aller (Handels-)Unternehmen der Region darstellt,

aber beklagt, daß die Zentralitätsziffer der Stadt Freiburg abnimmt, obwohl dies auch bedeuten97

könnte, daß die regionalen Mittelzentren (sinnvollerweise) gestärkt werden (vgl. IHK 1989, S. 1).98

Die innenstadtbezogene Parkraumpolik stößt damit auf besonders stark vertretende territoriale

Partialinteressen.

Eine restriktive Parkraumpolitik, die auf Innenstadtbereiche beschränkt ist, könnte diesen

Teilraum benachteiligen und führt dementsprechend zur Mobilisierung von Widerstand. Dabei orien-

tieren sich die Akteure (aus der Wirtschaft und Politik) nicht an einer mit dem Gemeinwohlinteresse

zu vereinbarenden Offensivstrategie und fordern die flächendeckende Parkraumsteuerung und -be-

wirtschaftung, sondern verteidigen strukturkonservativ den bisherigen Zustand.

Der teilräumliche Ansatz der Parkraumpolitik resultiert bisher aus der spezifischen Problemdefini-

tion. Aber selbst wenn eine flächendeckende (regionale) Parkraumpolitik anvisiert wäre, stünden

derUmsetzungerheblicheHindernisseimWege(mangelnderZugriffaufPPderSB-MärkteundEinkaufs-

zentren, sowie schwierige Koordination der einzelnen kommunalen Parkraumpolitiken).

Insgesamt ergeben sich damit aus teilräumlichen Interessen erhebliche Hindernisse für eine

umweltorientierte Parkraumpolitik.



DiedarausabgeleiteteSchlußfolgerungderWichtigkeitder inneradministrativenStrukturenundProzessewirdallerdingsdeutlich relativiertdurchdie99

Feststellung,daßdieProblemthematisierunginderÖffentlichkeitdieProblemdefinitiondurchdieVerwaltungunddamitzumerheblichenTeilauchschondie
ergriffenenProblemlösungsmöglichkeitenstarkmitbestimmte(vgl.RüFFER/TIEFBAUAMT1988).EinenweiterenHinweis,daßeinereineBetrachtungderHandlungen
einer"Kurzschlußinterpretation"gleichkommenkönnte,gabenBemerkungenderinterviewtenVerwaltungsmitglieder,daßman"diePolitikjakenntundabschätzen
kann,wasmandurchbekommt"(InterviewGöBEL).DiesbedeuteteineAntizipierungderpoltischenMachtverhältnissedurchdieVerwaltung,wasimpolitischen
ProzeßeineVorselektierungderpotentiellenProblemlösungsmöglichkeitenundfürdiewissenschaftlicheInterpretationeineveränderteWahrnehmungder
Einflußgewichte im politischen Prozeß bedeutet.
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c. Institutionelle Faktoren

Die Analyse der institutionellen Einflußfaktoren auf die Parkraumpolitik erfolgt unter zweierlei

Gesichtspunkten: (a) generelle Problemverarbeitungsfähigkeit (reibungsloser Prozeß oder

Blockadesituationen) und (b) ökologische Orientierung. Erst die Kombination beider Faktoren läßt

auf dieEffektivität oder dasRestriktionspotential des Institutionenrahmens für eine umweltorien-

tierte Parkraumpolitik schließen.

In der Freiburger Parkraumpolitik läßt sich eine starke Dominanz der Verwaltung bei der Politikfor-

mulierung und -umsetzung feststellen: Die in der ersten Verwaltungsvorlage aufgestellten Zielset-

zungenund Instrumentewurden im politischenProzeß kaum nochverändert.DieFreiburger Park-

raumpolitikentsprichtdamitdemallgemeinenkommunalenPolitikmuster(vgl.HOLLER/NAßMACHER

1979) bzw. den Erkenntnissen zur kommunalen Umweltpolitik (vgl. WOLLMANN 1990).99

Die Verwaltungsstrukturen stehen damit im Mittelpunkt der Betrachtung der institutionellen Fakto-

ren im Prozeß der Parkraumpolitik.

Seit 1988 waren im Dezernat für Bauwesen und öffentliche Ordnung die an der Parkraumpolitik be-

teiligten Ämter Tiefbauamt (Planung) und Amt für öffentliche Ordnung (rechtlicher Vollzug) sowie

dieam Randebeteiligten Ämter Stadtplanungsamtund Gartenamt integriert. Das neu gegründete Um-

weltschutzamtwarimSozial-undGesundheitsdezernateingegliedert(vgl.BLATTER/KRAUSE/FIEBIG

1990,S.51).BeiderNeugründungdesUmweltdezernatsnachderKommunalwahl imJahr1990wurdedas

UmweltschutzamtunddasGartenamtdiesemDezernatzugeordnet(vgl.FREIBURGVONA-Z1992,S.9).

DemEBMUngern-Sternberggelanges,dasVerlangenderGRÜNENnachverkehrspolitischerZuständig-

keitdesUmweltdezernatsabzuwehrenunddiebisherigenÄmterseinesDezernats (bisaufdasGarten-

amt) zu behalten (Interview NOESKE). Die Integration des planenden Tiefbauamtes und des voll-

ziehenden Ordnungsamtes wird von Tiefbauamtsleiter Göbel als gewichtiger Faktor für eine rei-

bungsarmeParkraumpolitikeingestuft.VorhandeneKontroversenwerdenaufderEbenederAmtsleiter

geklärt und führen nicht zu politischen Auseinandersetzungen und Blockadesituationen (Interview

GöBEL).Das"Störpotential"desAmtes füröffentlicheOrdnungwurde impolitischenProzeßdadurch

deutlich,daßderLokalvereinmitschriftlichenUnterlagendesOrdnungsamtesgegendieAusweitung

desAnwohnerparkensFrontmachenkonnte(vgl. vorne).Die IntegrationdesStadtplanungsamtes führt

ebenfalls zur Konfliktentschärfung durch interne Meinungskoordination. Das Umweltschutzamt ist

im Prozeß der Parkraumpolitik nicht beteiligt. Damit gibt es im verwaltungsinternen Prozeß der

Konzeption und Implementation der Parkraumpolitik keinen Akteur, der qua Amt die Umweltinteressen

vertritt.

DieVerwaltungsstrukturbesitztnichtnurAuswirkungenhinsichtlichder Informations-,Kommunika-

tions- und Beteiligungsbeziehungen zwischen den Ämtern, dieämterspezifischen Aufgaben- und In-

strumentenzuweisungenkönnenauchdazu führen,daßder InstrumenteneinsatznichtnachderProblem-

adäquanz,sondernnachderämterspezifischenProblemsichterfolgt.DieskönnteeineErklärungsein

für diespäteundzögerlicheAnwendung rechtlicher Instrumente zur Regelung der Parkraumnachfrage

(durch das konservativere Ordnungsamt) und zur mangelhaften Wahrnehmung kommunikativer In-

strumente (Kompetenz in einem anderen Dezernat) in der Parkraumpolitik.
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Abb. 19 VerkehrsmittelwahlnachBevölkerungsseg-
menten(Quelle:BRÖG1990nachBLATTER/
FIEBIG 1991, S. 66)

Die bestehende Verwaltungstruktur trägt damit einerseits zu einer reibungslosen und effizienten

Parkraumpolitik bei, andererseits gibt es keine strukturellen Impulse für eine Ökologisierung

dieser Politik.

NebenderVerwaltungsorganisationkönnenalsweitereinstitutionelleRahmensetzungendieStruktu-

ren und Regeln der Entscheidungsfindung im Gemeinderat sowie die politische Kultur in der Stadt

aufgefasst werden. Ohne hierzu eine detaillierte Analyse über diese Bereiche liefern zu können,

lassen sich doch folgende Hypothesen bilden:

DiePositiondesdirektgewähltenOBs(unddiedamitzusammenhängendeUnabhängigkeit, aber auch

populistischeOrientierung),dieVerteilung der Dezernatsposten nach Parteienproporz (dadurch

erfolgt eine Einbindung der Fraktionen in die "Gesamtpolitik", was sich insbesondere bei der CDU

auswirkt) und ein situatives Abstimmungsverhalten im Gemeinderat (also keine festen Regie-

rungskoalitionsfraktionen und Oppositionsfraktionen) fördern einen konsensorientierten Poli-

tikstil. Dies führt einerseits dazu, daß sich keine strukturkonservativen Blockadesituationen

ergeben,zumanderenaberauchdazu,daßMaßnahmenmitökologischenZielsetzungen(Bewirtschaftung

derPP)nurdannund ineinerArtundWeiseumgesetztwerden,wenndamitauchandere,breitgetragene

Zielsetzungen (Stärkung der Wohnfunktion, Wirtschaftsförderung) verfolgt werden können.

Insgesamt läßt sich feststellen, daß institutionelle Faktoren in Freiburg eine innovations-

orientierte Parkraumpolitik fördern, diese Innovation allerdings nicht unbedingt in eine umwelt-

orientierte Richtung lenken.

d. Personelle (individuelle) Faktoren

BRÖG(1990nachBLATTER/FIEBIG1991,S.65/66)machtdaraufaufmerksam,daßdieEntscheidungs-

träger in der Verkehrspolitik einem

Bevölkerungssegmentmitspezifisch

autoorientierter Verkehrsmittelwahl

angehören (vgl. Abb. 19): Es sind

fast ausschließlich Männer im Alter

zwischen 20 und 59 Jahren.

Diese eigene Verkehrsmittelwahl

führt zu verkehrspolitischen Wahr-

nehmungen und Positionen, die nicht

mit denen der Mehrzahl der Bürger

übereinstimmen. Die Bereitschaft der

BürgerzurEinschränkungdesMIVwird

vonden Entscheiderndeutlich unter-

schätzt (vgl. Abb. 20). Die Vermutung

liegt nahe, daß sie ihre eigenen

Positionen auf die Bürger projizie-

ren.

Auch in Freiburg sind fast alle der

mit der Parkraumpolitik beschäftigen

EntscheidungsträgerMännerzwischen

20und59Jahren(Ausnahmen:dieCDU-



DaßerdamitdiewirtschaftlichenInteressenseinerKlientelbesservertrittalsseinestrukturkonservativenKollegen,seihiernuramRandeerwähnt(vgl.100

Kapitel 7.3.2).
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Abb. 20 Konflikte in der Verkehrsplanung (Quelle:
BRÖG 1990 nach BLATTER/ FIEBIG 1991, S. 65)

Stadträtin und jetzige Bundestags-

abgeordneteLöwischunddiehinsicht

l ich der Stellplatzbe

schränkungssatzungaktivgewordene,

grüne Fraktionsassistentin Berger).

Dieser Erklärungsansatz für die Pro-

blemdefinition aus der "Wind-

schutzscheibenperspektive" (fehlen-

derParkraum)kanndeswegenauchfür

die Freiburger Parkraumpolitik als

zutreffend bezeichnet werden (ins-

besondere für die Presse, die Ver-

kehrsbetriebe, deren Zentrale ideal

mitdemAuto,aberkaummitdemÖPNV

angeschlossen ist, und die

Verwaltungsspitze), muß aber anhand

der vorliegenden Informationen zu

Einzelpersonenabgeschwächtwerden:

Der Verfasser der ersten Verwaltungs-

vorlage zur Parkraumpolitik, Rüffer,

war imVCD-Vorstandunddamitaktiver

Lobbyist für umweltfreundliche

Verkehrsmittel und auch die anderen beteiligten Verwaltungsmitglieder werden als aktive Radfahrer

bezeichnet (Interview NOESKE). Dies gilt auch für die männlichen Akteure der links-ökologischen

GruppenundParteienundselbstCDU-StadtratLeimgruber istnacheigenenAngabenein"Wenigautofah-

rer". Aber alle sind entsprechend ihrer ökonomischen und altersspezifischen Situation potentielle

AutonutzerundwahrscheinlichauchAutobesitzer,sodaßselbstbeieinerAblehnungeiner intensiven

AutonutzungundeinerdementsprechendenVerkehrspolitikeigeneErfahrungendieStellplatzfrage

als Engpaßproblem erscheinen lassen.

Alsauffälligste individuelleErscheinungmußderVerkehrsreferentder IHK,Körschges,bezeichnet

werden,dermitseinenverkehrspolitischenPositionenpraktisch "ausder Rolle" fällt. Im Gegensatz

zu vielen anderen Städten, in denen die IHK den Organisator des Widerstandes gegen eine umwelt-

orientiertere Verkehrspolitik darstellt, vertritt er auch innerhalb seiner Kammer eine Strategie

der Verkehrsverlagerung und warnt vor dem drastischen Anstieg des Autoverkehrs. Er verteidigt die

Politik der Stadt gegenüber Angriffen aus der Wirtschaft und organisiert die Meinungsbildung inner-

halbder Kammer indiesem Sinne (Interviews KÖRSCHGES, GÖBEL, vgl. vorne). Diese generell pro-

gressive Einstellung tritt allerdings in der Parkraumpolitik nicht so deutlich in Erscheinung, da

er hier in den öffentlichen Stellungnahmen einen eindeutig expansiven - im Vergleich zu den Einzel-

händlern aber moderaten - Kurs vertritt (vgl. IHK 1989).100

Diesozio-demographischeZusammensetzungderEntscheidungsträgerinderFreiburgerParkraum-

politik kann als Erklärungsfaktor für eine Problemdefinition aus der Windschutzscheibenperspek-

tiveaufgefaßtwerden,wobeieinzelneindividuelleBetrachtungendiesenZusammenhangnurnochin

abgeschwächter Form als relevant erscheinen lassen.



QualitativeAussagenzumPersonalkönnenimRahmendieserArbeitaufgrundmangelnderInformationnichterfolgen.Vermutetwird,daßdieselektive101

Instrumentenanwendung auch auf die spezifische Qualifikation der Mitarbeiter zurückzuführen ist.
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e. Finanzielle und personelle Ressourcenbeanspruchung und -verteilung

Nach wie vor gibt die Stadt Freiburg erhebliche finanzielle Mittel für den Bau von Parkraum aus

(z.B.Bahnhof),einenochdeutlichereParkraumausweitung (Quartiersgaragen) wirdaber insbe-

sondere aus Kostengründen verhindert. Begrenzte Finanzen wirken damit in erster Linie restriktiv

hinsichtlich einer expansiven, nicht umweltorientierten Parkraumpolitik. Maßnahmen in Richtung

einer umweltorientierteren Parkraumpolitik wie Nutzungszuweisungen und Bewirtschaftung werden

finanziell nicht eingeschränkt, da durch Gebühren Einnahmen erwirtschaftet werden, die die Inve-

stitionen überschreiten und auch der kontrollierende Gemeindevollzugsdienst kostendeckend

arbeitet (InterviewReinhardt).Dagegenbedeutetder Einstieg ineineumfassende Parkraumpolitik

einen erheblichen personellen Aufwand (Interview RUMP). Personelle Knappheit stellt dementspre-

chend auch eine Ursache für eine verzögerte Umsetzung des Anwohnerparkens in den Innenstadt-

randgebietendar(InterviewGöBEL).GöBELstelltdasPersonalproblemalsArbeitsmarktproblemdar,

dakeine "qualifiziertenPlaner"zubekommenseien. Inwieweitdie restriktiveWirkung desknappen

Faktors Personal in der Parkraumpolitik durch die interne Arbeitsverteilung (indem z.B. immer noch

deutlichmehrPlanerdenNeubauvonStraßenplanen)verursachtsind,konntenichtermitteltwerden,

da es hierzu auch auf dezidierte Nachfrage keine Auskunft gab.101

Insgesamt wirken begrenzte finanzielle Mittel eher positiv hinsichtlich einer umweltorientierten

Parkraumpolitik,währendknappesPersonaldiearbeitsintensivenumweltorientiertenMaßnahmen

verzögert.

Eine Zusammenfassung der festgestellten Restriktionen und Hilfen für eine ökologisch orientierte

ParkraumpolitikerfolgtzusammenmitdenErkenntnissenzur regionalenÖPNV-Politik inKapitel 8.

7.4 Analyse Maßnahmebereich II: Regionale Zusammenarbeit im ÖPNV

7.4.1 Die Entwicklung der regionalen Zusammenarbeit im ÖPNV in der Region Freiburg

AufdennächstenSeitenwerdendiewichtigstenSchritteder regionalenÖPNV-Kooperationbis1991

dargestellt, wobei nur der Entstehungsprozeß der REGIO-Karte detaillierter nachgezeichnet wird,

während bei den vorausgehenden Schritten eine reine Ergebnisdarstellung erfolgt.

Ende1976verabschiedetdieLandesregierungBaden-WürttembergeinProgrammzurVerbesserungdes

öffentlichen Personennahverkehrs. Dabei ist vorgesehen, daß für Räume, in denen verkehrs- und

raumordnungsrelevanteBeziehungenundVerflechtungenbestehen,Nahverkehrsprogrammeaufgestellt

werden,die"insbesondereaufeineandenVerkehrsbedürfnissenausgerichtetebestmöglicheGestal-

tungderNahverkehrsbedienungunddiedazuerforderlicheZusammenarbeitderNahverkehrsunterneh-

men hinwirken (sollen)" (Zitat nach RAPIOR 1984, S. 134). Diese Programme sollen von regionalen

Nahverkehrskommissionen aufgestellt werden.

Am 7.7.1977 fand diekonstituierende Sitzung der Nahverkehrskommission (NVK) für den Raum Stadt

Freiburg,LandkreisEmmendingenundLandkreisBreisgau-Hochschwarzwaldstatt,wobeidieMit-

gliedschaften der Gebietskörperschaften, Behörden, Verkehrsunternehmen und Verbände (Mitglieder-
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liste vgl. Anlage 10) und die ersten Aufgabenschritte geklärt wurden (vgl. RAPIOR 1984, S. 135-

137).

EineerstevorläufigeBestandsaufnahme(Ende1977)understepragmatischeVerbesserungsversuche

durchgegenseitigeAbsprachenderVerkehrsunternehmenführtennurzugeringemErfolg(RAPIOR1984,

S. 137). Im Dezember 1980 wurde daraufhin ein Gutachten für 400.000 DM bei der Rhein-Consult

Düsseldorf inAuftraggegeben,dasMöglichkeitender besserenVerkehrsbeziehungen inder Region

aufzeigen sollte (BZ 25.3.1981).

NachgutzweijährigerBearbeitungszeitwurde im Februar 1983dasGutachtendurchdenVorsitzenden

derNVK,LandratSchill,vorgestellt.NebeneinerBestandsaufnahmederVerkehrsverflechtungen,die

eineBestätigungdererfolgtenAbgrenzungdesNahverkehrsraumesbrachte,wurdendreigrundsätz-

liche Lösungsmöglichkeiten für die bessere regionale ÖPNV-Kooperation unterbreitet:

- WährendderamwenigstenweitgehendeVorschlag1aufeinenMischverkehrderRegionalbus-

linien und der Linien der Freiburger Verkehrs AG setzt,

- wird in Vorschlag 2 die Verknüpfung der Regionalbuslinien mit den Stadtbahnlinien am

Freiburger Stadtrand gefordert.

- Der offensivste Vorschlag 3 enthält die Möglichkeit der Verknüpfung der regionalen Busli-

nien mit den Bahnlinien außerhalb von Freiburg.

DieNVKunddiepolitischenGremiender Stadt und der Landkreise sprachen sich für dieUmsetzung des

Vorschlags2 aus (vgl. SCHROFF 1992, S. 4). Unabhängigvon diesen Vorschlägen wirdder Ausbau der

Freiburger Stadtbahn, die Integration des Schülerverkehrs und eine erste Stufe der Tarifintegra-

tion (Übergangstarife) empfohlen.AlsweitereAufgabender zugründendenTarif- undVerkehrsge-

meinschaftwirddieBeseitigungvonBedienungsverboten,dieAbschaffungunwirtschaftlicher Par-

allelverkehresowiedieAbstimmungder FahrpläneundBeförderungsbedingungenaufgeführt (BZ

8.2.1983).

Mitte 1983 delegierte das Land die Zuständigkeit für den Schülerverkehr und für die Vergabe von

Linienkonzessionen an die Stadt- und Landkreise. Dies stellte den eigentlichen Beginn einer ÖPNV-

Politik in den Landkreisen dar, was auch zu einer personellen Besetzung in den Landkreisverwal-

tungen führte. Die Integration des Schülerverkehrs in den normalen ÖPNV-Linienverkehr war in den

ersten Jahren die Hauptaufgabe in den Landkreisen, da der ländliche ÖPNV fast ausschließlich aus

Schülerverkehr bestand und besteht (Interview SCHROFF).

Am1.1.1984schlossendieLandkreiseEmmendingenundBreisgau-HochschwarzwaldsowiedieStadt

Freiburg einen öffentlich-rechtlichen Vertrag, in welchem sich die Vertragspartner zur Zusammen-

arbeit verpflichten, um die öffentlichen Verkehrsverbindungen zwischen den Gebietskörperschaften

"inderzweckmäßigstenWeisesicherzustellen,dasStraßennetzzuentlasten,denÖPNVzustärkenund

den Übergang zwischen den Verkehrsmitteln zu erleichtern" (vgl. SCHROFF 1992, S. 5).

Im Juli 1984 beschloß der Stadtrat von Freiburg - gegen den Widerstand von Stadtführung und Ver-

kehrsbetrieben - die Einführung der ersten stark verbilligten Umweltschutzkarte (Monatskarte) in

Deutschland. Vorbild war die ein Jahr zuvor in Basel erstmalig eingeführte Umweltschutzkarte

(InterviewsRUFF,BREIT).DerGemeinderatsetztesichdamitauchüberWarnungenderNVKhinweg,die

dieübertragbareUmweltschutzkartealsGefährdungder beabsichtigtenGründungeiner Tarif- und

Verkehrsgemeinschaft bezeichnete (vgl. GR-Protokoll v. 12.11.1984).
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Die Verkehrsunternehmen im Nahverkehrsraum Freiburg schlossen sich am 1.1.1985 zu einer Ver-

kehrsgemeinschaft(VG)zusammen;Zum(ehrenamtlichen)GeschäftsführerwurdederBetriebsleiter

der Freiburger Verkehrsbetriebe (VAG), Ruff, bestellt (Mitglieder vgl. Anlage 10).

1985 wurden mit der "Kombi-Karte Freiburg-Umland" und der "Breisgau-Karte" die ersten Übergangs-

tarife eingeführt, wobei damit verbundene deutliche Tarifverbilligungen zu "erfreulichen Fahr-

gastzuwächsen" führten. Die daraus erwachsenen, relativ geringen Durchtarifierungsdefizite trugen

die Gebietskörperschaften (Interview SCHROFF).

IndenLandkreisenwurde(nachdemErfolgderUmweltschutzkarte inFreiburg,BZ12.12.85)1986eine

übertragbare, stark rabattierte Mehrfahrtenkarte für nicht regelmäßige ÖPNV-Benutzer ("Um-

weltpunkte-Karte") eingeführt (vgl. SCHROFF 1992, S. 6). Dabei mußte der Einführungstermin ver-

schobenwerden,dadieBundesbahndieBezahlungundInstallationdernotwendigenEntwerter anden

Bahnhöfen nicht bezahlen wollte und die Gebietskörperschaften dies dann trotz massiven Protestes

übernehmenmußten(vgl.BZ18.12.85).WährenddasErgebnisderUmweltpunkte-KarteimFebruar1987

im Landkreis Emmendingen noch negativ bewertet wurde (vgl. BZ 26.2.87), vermerkte der Geschäfts-

bericht der VG für 1988 eine Verkaufszahl, die deutlich über den Erwartungen lag.

IndenfolgendenJahrenbemühtemansichinderNVKumeineVerbesserungdesLeistungsangebotes,

insbesondere eine Taktverdichtung auf der Bundesbahnstrecke durch das Höllental (Interview

SCHROFF).

Kurz nach der Einführung des Tarifverbundes Nordwest-Schweiz (Billiger Einheitstarif für den ge-

samtenRegionalverkehr)am 1.6.1987wurde ineiner Aufsichtsratssitzungder VAGüber diesesModell

diskutiert und dann beschlossen, eine von den Verkehrsbetrieben angestrebte Erhöhung des Tarifes

der Umweltschutzkarte inFreiburgzu verschieben, bis dieVerkehrsbetriebe einumsetzungsreifes

Konzept analog dem Nordwest-Schweizer Modell vorlegten (Interview BREIT).

VG-GeschäftsführerRuffwar "vom Nordwest-Schweizer Modell fasziniert,währenddieanderenMit-

glieder nicht so viel davon gehalten haben" (Interview RUFF). Er mußte die Idee deswegen erst

"langsamzumGärenbringen"(RUFF)bis1989dieNahverkehrskommissionnacheinerBesuchsfahrtnach

BaseleinGutachtenbeiSOCIALDATA,München,inAuftraggab,vondemAufschlüsseübererwartbare

Fahrgastzuwächse durch einen "Zeitkarten-Einheitstarif in Gestalt einer Umweltkarte" (Regio-

Umweltschutzkarte, kurz Regio-Karte) erwartet wurden (BZ 15.11.89).

BeieinemGesprächdesOBBöhmemitdemPräsidentenderBundesbahndirektionKarlsruhe,Lammers,

vereinbartemaneinegemeinsameArbeitsgruppevonStadtundBahn,umv.a.dieEinrichtungvonP+R-

Anlagen im Umland voranzubringen, wobei die Stadt die Bereitschaft zur Mitfinanzierung

signalisierte (BZ 7.9.90).

Im März1990wurdevonder Freiburger VAGeinMitarbeiter für Aufgabender Verkehrsgemeinschaft und

dieRealisierungderRegio-Karteeingestellt,nachdembisherdieAufgabenreinehrenamtlichvonden

Mitgliedern der größeren Verkehrsbetriebe erledigt wurden (Interview AMELUNG, RUFF).

ImHerbst1990unterrichtetederSOCIALDATA-ChefBrögdieNVK,denFreiburgerGemeinderatundden

Emmendinger Kreistag über die Ergebnisse des Gutachtens. Die SPD forderte diese "interessanten

Ergebnisse" auch dem Kreistag Breisgau-Hochschwarzwald vorzustellen (BZ 30.11.90). Die Studie

lieferte vielfältige Informationen zum Mobilitätsverhalten und zur Einstellung der Bürger (vgl.

Kapitel 7.4.4) und ermittelte erhebliche Fahrgast-Potentiale für den ÖPNV in der Region bei

bestehendem Leistungsangebot. Als Strategie zur Erschließung dieser Potentiale wurde ein inte-

griertesÜberzeugungs-undDurchsetzungsprogrammnachdemsogenanntenPublic-Awareness-Konzept



EURES 99

vorgeschlagen, mit dem zentralen "Aufhänger" einer übertragbaren (nicht personengebundenen)

Regio-Umweltkarte mit billigem und einheitlichem Tarif für die gesamte Region (vgl. RUFF 1991,

S. 4).

ImNovember1990beschloßdieNahverkehrskommission,denGebietskörperschaftenzuempfehlen,die

Regio-Umweltschutzkarte einzuführen (GR-Drucksache G 189 v. 6.3.91).

Erste Berechnungen der VG über den Zuschußbedarf der Regio-Karte (erste Preisvorstellung: 45 DM/

Monat) ergaben eine Netto-Neubelastung für die Gebietskörperschaften von 8,6 Mio DM pro Jahr (BZ

15.11.90).

Als imNovember90ausFreiburgGerüchteauftauchten,daßEmmendingenwegendenKostenkein

Interesse an einer Regio-Karte besitze, gab es heftige Proteste vom Emmendinger Landrat und den

großen Kreistagsfraktionen, die sich "nicht den schwarzen Peter zuschieben lassen wollen, wenn es

zuVerzögerungenkommt".Watzkabetonteallerdings "dieschwierigenVerhandlungenmit Freiburg"

und erklärte, daß nach dem aktuellen Stand der Verhandlungen eine finanzielle Belastung von

jährlich 2 Mio. DM auf den Kreis Emmendingen zukomme, was "unweigerlich zu einer Erhöhung der

KreisumlageführenwürdeunddamitinmancheneherabgelegenenKreisgemeindenaufWiderstandstoßen

könnte". Die SPD-Fraktion stellte den Antrag auf finanzielle Beteiligung des Landkreises an der

Regio-Karte,mitderBegründung,dieFreiburgerVerdächtigungenentkräftenzuwollen.VonderCDU

wurde dies als parteipolitische Profilierung bezeichnet (BZ 15.11.90).

DieCDU-KreistagsfraktionBreisgau-HochschwarzwaldunternahmEndeNovember1990einenVorstoß,

um einerseits die Beteiligung des Landkreises haushaltsrechtlich bereits festzulegen und an-

dererseitsdenLandrataufzufordern, "aufeinemaßgeblicheFörderungdurchdasLandhinzuwirken",

dadieGebietskörperschaftenalleinedasDefizitnichtaufbringenkönnenunddasLandsich im Raum

MittlererNeckaramDefizitdesdortigenöffentlichenPersonennahverkehrs"inerheblicherGrößen-

ordnung" beteilige (BZ 30.11.90).

AuchdieCDU-FraktionimEmmendingerKreistagbrachteAnfangJanuar1991einenAntragein, indem

das Land aufgefordert wird, eine "verbindliche Erklärung über die Höhe der Defizitbeteiligung, die

mindestens zwei Drittel des ungedeckten Aufwandes betragen muß, abzugeben" (BZ 11.1.91).

Mitte Januar 1991 ging OB Böhme mit der Ankündigung an die Presse, daß der Durchbruch bei den

VerhandlungenzurRegio-Kartegeschafftsei.BeidenLandratsämternindenUmlandkreisenzeigteman

sich aufgrund dieses Vorstoßes pikiert, da die beiden Landräte erst kurz vor der Pressekonferenz

informiert wurden. Die öffentlichkeitswirksame Vermarktung der Regio-Karte durch den OB wurde von

den Landräten als "nicht gerade glücklich" bezeichnet, da weder die Zuschüsse vom Land, noch der

Verteilungsschlüssel fürdieZuschüssezwischendenGebietskörperschaftengeklärtseienunddie

Darstellung der Regio-Karte als "eigenes Baby" des OB "unkorrekt" sei (BZ 18.1.91).

Am24.1.91verkündetendieLandräteundderOB,daßsiesichauf eineAufschlüsselungdesDefizits

auf die drei Gebietskörperschaften geeinigt hätten. Die Kosten sollten auf der Basis der Ein-

wohnerzahlen aufgeteilt werden. Das inzwischen bei 10 Mio DM angesetzte Defizit verteilte sich

damitzu39,5%aufdenLandkreisBreisgau-Hochschwarzwald,zu35%aufdenStadtkreisFreiburgund

zu25,5%aufdenLandkreisEmmendingen.DerPreisderRegio-Kartewurdenunauf49DMfestgelegt.

DesweiterenwurdenweitereP+R-AnlagenandenBahnhöfenderUmlandgemeindenvereinbart (BZ

25.1.91).

ImKreistagBreisgau-HochschwarzwaldgabesheftigeAuseinandersetzungenzwischenderCDUunddem

Landrat einerseits und der SPD andererseits. Während erstere eine Resolution verabschiedeten, in
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der das Land zur finanziellen Beteiligung an der Regio-Karte aufgefordert wird, verlangte die SPD

dieBereitstellungder fehlendenGelder im Kreishaushalt,wasvom Landratmit dem Argument abge-

wehrtwurde, daß dies "diePosition des Landkreises gegenüber dem Land nur schwächen" würde (BZ

31.1.91).

Mitte Februar fuhren die drei Verwaltungsspitzen gemeinsam nach Stuttgart, wo ihnen das Ver-

kehrsministerium die grundsätzliche Bereitschaft zu Landeszuschüssen signalisierte, wobei nach

MeinungdesOBeine"OrientierungderTarifverbandRhein-Neckargebenkönnte,dervomLandaufdie

Dauer von 5 Jahren mit 50 Prozent bezuschußt wird" (BZ 22.2.91).

Ende Februar stimmte der Kreistag Emmendingen der Einführung der Regio-Karte zu, wobei alle

Fraktionen sich dafür aussprachen und nur ein Kreistagsmitglied, der Bürgermeister der Gemeinde

Freiamt, sie ablehnte, weil er dadurch keine Verbesserung der Bussituation im ländlichen Raum

sieht. Landrat Watzka erklärte, daß das Modell des Einheitstarifes bundesweit einmalig sei und des-

wegenderLandesverkehrsministerSchäubleseineBereitschafterklärthabe, für zunächstdrei Jahre

dieses Modell mit jährlich 3 Mio. DM zu unterstützen. Die CDU befristete ihre Zustimmung auf den

Zeitraum, in dem die Landeszuschüsse fließen (BZ 2.3.91).

Am 19.3.91 fand im Freiburger Gemeinderat die "Generaldebatte" zur Regio-Karte statt, wobei der

GemeinderatmitüberwältigenderMehrheitdemKonzeptderRegio-KartezustimmteundauchdenAntrag

auf Tariferhöhung der Freiburger Umweltschutzkarte von 39 auf 45 DM als Zwischenschritt bis zur

EinführungderRegio-Karteannahm.DieseKarteentfiel beiEinführungderRegio-Karte.Stadträtin

Löwisch als Vertreterin der Mehrheit der CDU-Fraktion bezeichnete die Regio-Karte als "Hoffnungs-

träger, fürdieeskeineAlternativegibt."DieZustimmungwurdesowohlmitUmweltschutzargumenten

als auch damit begründet, daß "das Freiburger Umland und die Stadt Freiburg in einem Boot sitzen."

Auchder SPD-Vertreter Friedrich betonte dieZusammengehörigkeit von Stadt und Landkreisen und

verdeutlichte die individuellen Vorteile auch für die Freiburger Bürger durch den enormen räumli-

chenGeltungsbereich.DerGRÜNEFraktionsvorsitzendeBreitbetontedenErfolgderFreiburgerÖPNV-

Politik, indem er den 70%igen Fahrgastzuwachs in Freiburg mit dem durchschnittlichen 6%-igen

Fahrgastverlust aller städtischen ÖV-Betriebe in Deutschland in den vergangenen 10 Jahren ver-

glich,wobeiderKostendeckungsgradderVAGvon61%gehaltenwerdenkonnte."DerGrundgedankeder

Regio-Karte ist die Absicht, den Freiburger Erfolg in das Umland zu tragen; dabei muß das Eigen-

interessederStadt imgemeinsamenInteressevonStadtundUmlandgebrochenwerden"(BREIT).Die

Freien Wähler betonten, daß sie in den letzten 6 Jahren viel dazugelernt hätten und unterstützten

die Verwaltungsvorlage ebenso wie die FDP-Fraktion, die erklärte, daß damit die Stadt Freiburg

"erneut bundesweit eine Vorreiterfunktion" übernehme. Die einzige Stadträtin der linksgerichteten

Friedensliste lehnte die Regio-Karte mit einer detaillierten Kosten-Nutzen-Betrachtung ab. Die

FreiburgerBürgermüßtendurcheine fast30%igePreiserhöhungdenPendelverkehr ausdem Umland

finanzieren, wobei die Vorteile in Freiburg bei den Betrieben und Handelshäusern lägen, die

BeschäftigteundKunden"geliefert"bekämen.AuchimUmlandseienVorteileundKostensehrungleich

verteilt, danur "füreinigewenige"GemeindenLeistungsverbesserungvorgesehensind, "sichaber

fürdiegroßeZahlderBewohnerderschlechtangebundenenGebietenichtsändernwerde."OBBöhme

reagierte äußerst scharf auf diese ausführliche Zurechnung der Kosten und Nutzen, indem er diese

Position als "verkehrspolitischer Rückschritt", "Antiposition" und "Salto mortale" stigmatisierte

und seinerseits betonte, daß mit der Einführung der Regio-Karte "ein bedeutsamer Strukturschritt

vollzogenwerde,der insgesamtdieBeziehungenzwischenStadtundUmlandtiefergestaltenwerde."

Er bettetedieRegio-Karte ineinenReigenvonBeispielen für bestehende Stadt-Umland-Kooperatio-

neneinunderklärte,daß dieKommunalpolitik immer weniger in der Lage sei, ihre eigenen Probleme

in der früheren Form einer Kirchtumspolitik zu lösen. Die CDU-Stadträte Thomann und Leimgruber
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erklärten, daß sie gegen dieRegio-Karte stimmen, da die "Vorteile eindeutig bei den Bewohnern des

Umlandeslägen,währenddieFreiburgerBevölkerungnichtunerheblicheMehrbelastungenzutragen

habe" (GR-Protokoll zur Sitzung am 19.3.91).

NachdemsichmehrereLandtagsabgeordnetefürdieBezuschussungderRegio-Kartestarkgemachthaben

(BZ 22.2.91), vorübergehende der Zuschuß wieder infrage gestellt wurde (Schäuble: "Der Finanz-

minister ist sehr streng", BZ, 11.4.91), gab Verkehrsminister Schäuble Anfang Mai im Freiburger

Rathaus grünes Licht für die finanzielle Beteiligung des Landes (BZ 4.5.91).

Am2.5.91stimmtederKreistagBreisgau-Hochschwarzwald"einmütig"derRegio-Umweltkartezu.

Landrat Schill betonte, daß mit diesem Modell der Fahrgast bezuschußt werde und nicht die Ver-

kehrsunternehmen.DieeinzelnenFraktionenrangeltenumdas"Vaterschaftsrecht"hinsichtlichder

Regio-Karte und forderten weitere Schritte zur Tarifintegration und Leistungsverbesserungen. Die

CDU-Fraktion übte Kritik am "Stil der Häuptlinge": Die Landräte und der OB hätten den Verteilungs-

schlüsselfestgelegt,ohnevorhermitdenRätenzureden.AußerdembeschloßderKreistagaufWunsch

derCDU,dieMöglichkeitzurRevisiondesKostenverteilungsschlüssels indieVerträgeaufzunehmen

(BZ 3.5.91).

MitteMai1991 legtedieBundesbahnneueZahlenalsGrundlage für denZuschußbedarfder Regio-Karte

vor.DasberechneteDefizit stieg nunmehr auf 12,5 Mio DM pro Jahr. Das Land hatte zu diesem Zeipunkt

nun endgültig den Zuschuß von 3 Mio beschlossen, aber auch deutlich gemacht, daß mit höheren

Zuschüssen nicht gerechnet werden könne (BZ 18.5.91).

DieBundesbahnverdichtete im Sommer 1991dieLiniedurchdasHöllental aufgrundverstärkter Nach-

frage auf einen Halbstundentakt (Interview Amelung, KUNZ 1992, S. 20).

Begleitet von einem großen Werbeaufwand und ausführlicher Berichterstattung in der regionalen

Pressewirdam1.9.91dieRegio-Karte eingeführt.WährendeinesFestesamEmmendingerBahnhof102

unterzeichneten OB Böhme und die Landräte Schill und Watzka die Rahmenverträge für die Regio-

Umweltkarte (BZ 2.9.91).

In den folgenden Wochen wird in den Medien von "berstend vollen" Zügen berichtet (BZ 17.11.91) und

indererstenVerkaufbilanzeinhalbesJahrnachEinführungder Regio-Kartewirddavongesprochen,

daß dieden Finanzberechnungen zugrundeliegenden Prognosen deutlich übertroffen wurden (BZ

12.5.92),was angesichts notwendiger Kapazitätsausdehnungen und aufgrund des Finanzmodus zu

deutlich höheren Zuschüssen der Gebietskörperschaften führte (16 Mio im ersten Jahr, Interview

RUFF).

7.4.2 BewertungderbisherigenregionalenÖPNV-ZusammenarbeitunterdemGesichtspunkteiner
umweltorientierten Verkehrspolitik

IndiesemKapitelwirdderStanddesregionalenÖPNVimRaumFreiburg(Bezugspunkt:September1991,

EinführungderRegio-Karte)anhandder imtheoretischenTeilaufgeführtenAspekteeingeordnetund

bewertet.DabeierfolgtzuersteineBewertungaufderEbenedes"Politik-Outputs" (bearbeitete103

FelderderÖPNV-KooperationunderreichteAttraktivitätssteigerungen) (a),bevordanndie"Tar-104



DieAspekteundKriterienausdenAbschnitten4.2.2-4.2.5werdenindennachfolgendenAusführungenalleaufgegriffen,aberineineranderenReihenfolgeals105

dort, da mir hier die Strukturierung nach demdargestellten Muster aus der politikwissenschaftlichen Forschung für die Ergebnisse aussagekräftiger
erscheint.

So eine Bewohnerin aus dem Freiburger Umland bei einem Seminar am 4.1.1993 in Radolfszell.106
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get-reaction", d.h. dieReaktion der Verkehrsteilnehmer und damit die realen Veränderungen des

VerkehrssystemssowiederUmweltbelastungenbetrachtetwerden(b).Ergänzt wirddieBetrachtung

durcheinigeAussagenzum"Outcome",d.h.zuVeränderungendesGesamtsystems(kPAS),welcheausden

Maßnahmen und Prozessen resultier(t)en (c).105

(a)DieEinführungder Regio-KarteunddiedamiteinhergehendePublic-Awareness-Kampagnestellen

wichtige Schritte zur Tarif- und Werbekooperation dar. Die Tarifintegration ist damit nach den

ersten kleinen Schritten (Breisgau-Karte und Kombi-Karte) zu einem beträchtlichen Teil realisiert,

eine Integration bei den Einzelfahrscheinen steht aber noch aus. Eine große Bedeutung ist der

verstärktenWerbekooperationnachdem Public-Awareness-Konzept zuzuschreiben (Kosten bis zur

Einführung der Regio-Karte 800.000 DM, vgl. RUFF 1991, S. 5). Die große publizistische Begleitung

der Einführung der Regio-Karte brachte einen Bekanntheitsgrad, der weit über die Geltungsgrenzen

hinausreichtund inder Regioneine "Aufbruchsstimmung für eineVerkehrswende" hervorrief. Im106

Bereich der Angebotskooperation sind dagegen kaum Fortschritte erzielt worden. Die im RHEIN-

CONSULT-GutachtenvorgeschlagenenVerknüpfungenvonRegionalbussen,BahnundStadtbahnistnur

marginalverwirklichtworden:NachAuskunftderVGist inzwischeneineZubringerliniederSüdbaden-

Bus Gesellschaft zur Bahn eingerichtet worden. Bei der Frage nach weiteren Integrationsschritten

wird das einheitliche Design der noch unternehmensspezifisch seperaten Fahrpläne genannt (Inter-

view AMELUNG).

Bei den Ansatzpunkten für eine Attraktivitätssteigerung ist mit der Regio-Karte der "Freiburger

Weg" der Niedrig-Preis-Politik fortgesetzt worden (Interview BREIT). Als ebenso bedeutende

Faktoren können die bessere Handhabbarkeit ("Trivialsystem", RUFF) und die durch die Öffentlich-

keitsarbeit erreichte "informatorische Durchdringung des Marktes" angesehen werden. Bei den

anderen Verkehrsqualitätskriterien sind nur wenige (z.B. Taktverdichtung der DB) bzw. keine (z.B.

Haltestellenoptimierung, Umwegfahrten) Verbesserungen erreicht worden, sie haben sich z.T. sogar

verschlechtert (z.B. Komfort).

ErreichtwerdenkonntediegeforderteDeckungdesAngebotesdes Verkehrsverbundes mit den realen

Verkehrsverflechtungen. Die Eingrenzung des Geltungsbereiches der Regio-Karte wie auch die räum-

licheZuständigkeitsdefinitionder Verkehrsgemeinschaftauf dasGebietder Stadtundder zwei Land-

kreise führt zwar zu einzelnen Detailproblemen (z.B. Nichteinbindung der Freiburg-orientierten,

aber nicht kreiszugehörigen Gemeinde Schliengen, vgl. BZ 31.81991), entspricht aber wie die

AbgrenzungdesNahverkehrsraumes1977denvorhandenenVerkehrsverflechtungen(soRHEIN-CONSULT

imGutachtenvon1983,BZ18.2.1993).Gehtder Suburbanisierungsprozeß allerdingsweiter, sosind

hier in Zukunft Anpassungen notwendig.

(b) Inwieweit das Ziel einer Verkehrsverlagerung vom MIV auf den ÖPNV gelungen ist, kann leider bis

zum Abschluß dieser Arbeit nicht gesichert beantwortet werden, da eine Begleituntersuchung zur

Regio-Karte mit genau dieser Fragestellung nicht wie angekündigt im April, sondern erst im Juni '93

fertiggestellt sein wird (Auskunft der VG Ende April 93).
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Zahlen gibt es bisher nur zu den verkauften Fahrkarten und zur Zunahme der Fahrgäste durch die

Regio-Karte.Indenersten12Monatenwurden367.966Monatskartenund91.144Jahreskartenverkauft

(vgl. Anlage13),womiteine20%ige Steigerung bei den Zeitfahrausweisen erreicht werden konnte

(vgl.KUNZ1992,S.62undBZ19.11.92).KUNZ(1992,S.65) nenntunter Berufungauf Angabender

VerkehrsgemeinschaftfolgendeZahlenzumFahrgastaufkommen:200%SteigerungbeimWochenendaus-

flugsverkehr,ca.10%Zuwachs imBerufsverkehrund3-5%mehrFahrgäste indenSchwachlastzeiten.

Unsicher und umstritten ist allerdings, woher dieser Mehrverkehr im regionalen ÖPNV kommt:

SubjektiveEindrückeder Interviewpartner (übereinstimmend:RUFF,AMELUNG,FRANZ,BREIT,

SCHROFF), Stichproben auf der Einfallsstraße B 31 Ost (BZ 9.7.92) und Aussagen von Polizei,

Straßenbaubehörden, Stadtverwaltung und Tankstellenpächtern (BZ 10.1.92) vermitteln das Bild

eines reduzierten Pkw-Pendlerverkehrs. Eine Diplomarbeit am Institut für Verkehrswissenschaft und

Regionalpolitikder Uni Freiburgzur Regio-Karte bewertet den Umsteigeeffekt dagegen geringer und

betont die verkehrsinduzierende Wirkung der billigen Karte (vgl. KUNZ 1992, S. 64). Dabei stützt

sichKUNZauf Zahlen und Schätzungen zu den verkauften Fahrkarten, wobei er vorrechnet, daß nur 5%

derverkauftenRegio-KarteneineNeunachfragedarstellen,währenddieanderen95%ausFahrkarten-

verlagerungen von bisher schon ÖPNV nutzenden Kunden resultieren, in erster Linie also bisherige

ÖPNV-Kundenmehrfahren(S.63).SeineÜberlegungenwerdendurchErfahrungenundUntersuchungenaus

derSchweizgestützt: INFRASuntersuchtedieWirkungenvonpreisgünstigenUmweltabonnements in15

SchweizerAgglomerationenundkamzufolgendemErgebnis:"Ca.60%derUmweltaboswerdenvonÖV-Kun-

den benutzt, die bisher mit anderen Tickets gefahren sind, 40% ist Mehrverkehr. Von diesem ÖV-

Mehrverkehrsindetwa70-80%Neuverkehr (erhöhteMobilität) undetwa20-30%Umsteiger,dasheisst

umgelagerterStraßenverkehr" (INFRAS1989,S.23).Sowohl INFRASalsauchKUNZweisendarüber

hinausauchaufSekundäreffektehin:WennalleinedurchVerbesserungendesÖPNV-SystemsUmsteiger

gewonnen werden, so ist einerseits die Straße dadurch weniger belastet und deswegen wieder attrak-

tiver und andererseits das Auto für Andere (Familienmitglieder) verfügbar, so daß "im Extremfall

derNeuverkehraufderStraßedenumgelagertenVerkehrnochübertreffenkönnte"(INFRAS-Hauptbe-

richt nach KUNZ 1992, S. 55).

Der Umweltentlastungseffekt durch die Regio-Karte ist also als fragwürdig einzustufen, insbeson-

dereda dieStadt Freiburg (Verwaltung und Gemeinderatsmehrheit) und die Landkreise immer noch

massivdenAusbaudesregionalenStraßennetzes(z.B.B31Ost) fordernundfördern(vgl.STADTNACH-

RICHTEN-SONDERDRUCK1992: B 31 Ost) und damit eine konsequente verkehrsträgerübergreifende

Verlagerungsstrategie im Freiburger Regionalverkehr nicht zu erkennen ist.

(c) Der Prozeß der Entwicklung und Umsetzung der Regio-Karte führte zu einem Innovationsschub für

dieStrukturderregionalenÖPNV-Kooperation,wobeieinigeVeränderungenbereitsumgesetztwurden,

über andere erst eine intensive Diskussion eingesetzt hat.

DieFormder Zusammenarbeit (vgl. zum folgendendasKapitel 4.2.4) der Verkehrsbetriebeentwickelte

sich von der tariflichen Zusammenarbeit hin zu einer verkehrsverbundsnahen Struktur, da die

Dachorganisation der Betriebe, die Verkehrsgemeinschaft, inzwischen mit einem eigenen Ver-

waltungsapparat ausgerüstet ist (3 Personen, Interview RUFF) und sich dadurch eine eigenständige

integrative Institution herausbildet. Die Entscheidungsfindung in der Verkehrsgemeinschaft wurde

erleichtert, indem dieVereinbarungvon 1985 am 1.1.1992 durch eine neue Satzung abgelöst wurde.

Dabei wurde das Einstimmigkeitsprinzip bei jeweils einer Stimme pro Verkehrsbetrieb dahingehend

geändert,daßnundieStimmanteiledenGrößenordnungendereinzelnenBetriebeangenähertwurdenund

eine 80%-Zustimmungsregel eingeführt wurde (vgl. die "Vereinbarungen über die Verkehrsgemein-
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schaftFreiburg"vom1.1.85und1.1.92).DieBeteiligungderGebietskörperschaften findetauchbei

der Regio-Karte noch in Form der zweiseitigen Kooperation statt. Der Aufsichtsrat der VAG hatte

bereits1988ein(WIBERA-)GutachtenzurinstitutionellenStrukturentwicklungdesregionalenÖPNVs

inAuftraggegeben,darinwurdedieGründungeinesZweckverbandesangeregt.NachAuskunftvonRUFF

war damals "die Politik dagegen", mit der Begründung, "nicht schon wieder eine neue Institution"

schaffen zu wollen. Inzwischen gibt es aus den Reihen der Gemeinderäte und Kreistagsmitglieder

massive Kritik an den Entscheidungsstrukturen (Interview BREIT) und die Forderung, die

Nahverkehrskommission, den "Club der Honoratioren" (FRANZ nach BZ 30.9.92) durch einen Zweck-

verband zu ersetzen. Die VG möchte hierzu ein weiteres WIBERA-Gutachten einholen (Interview

AMELUNG).

Die Einführung der Regio-Karte führte also bei der Verkehrsgemeinschaft bereits zu institutionel-

len Innovationen.Diesscheintauchaufder politischenEbeneabsehbar.Der Verlaufder Entwicklung

und Umsetzung der Regio-Karte hat die Politiker auf allen Seiten sensibilisiert, so daß der Druck

zurRealisierungeinerVerbundstrukturnachdemModelldes3-Ebenen-Kommunalverbandes(vgl.Anlage

5) zunimmt.

Beim Finanzierungsmodus ist ein deutlicher Übergang von der Eigentümerverantwortung zur Nutznie-

ßerverantwortung zu verzeichnen, da die Defizite durch die Regio-Karte voll von den Gebietskörper-

schaftengetragenwerden,wasfürdieLandkreiseohneeigeneVerkehrsbetriebeeinengravierenden

Schritt bedeutete. Nachdem die Zuschüsse für die vorangegangenen Karten in "überschaubaren Grö-

ßenordnungen" blieben (Interview SCHROFF), werden nun jährlich Millionenbeträge für dieses

Aufgabenfeld bereitgestellt werden müssen. Bei der Regelung, was von den Gebietskörperschaften

finanziertwird, einigte man sich darauf, fixe Zuschüsse von 15 DM pro normaler Regio-Karte (KUNZ

1992,S.29) zugeben,wasbei dengegenüber der PrognoseerhöhtenAbsatzzahlen zu deutlich höheren

Einnahmen der Verkehrsbetriebe (im Vergleich zu dem Fall ohne Regio-Karte) führte (Interview

AMELUNG). Die gefundenen Finanzierungsmodi können als innovationsorientiert bezeichnet werden,

da damit jeweils Anreize zur Leistungsverbesserung geschaffen wurden.

DieErlöseausdemVerkaufderRegio-Karte,diemitdenGebietskörperschaftenausgehandeltenZu-

schüsse und auch dieAusgleichsleistungen für gemeinwirtschaftliche Leistungen, welche die Ver-

kehrsbetriebe fürVerbilligungenv.a.beimSchülerverkehrerhalten, fließen ineinenEinnahmepool.

Ebenso auch die Erlöse aus der Umweltpunktekarte, da hier deutliche Verlagerungen zur Regio-Karte

erwartetwurdenundaufgetretensind.ErlöseausEinzelfahrscheinenundWochenkarten fließenwei-

terhin direkt zu den einzelnen Verkehrsbetrieben. Für die Aufteilung der gepoolten Einnahmen auf

dieVerkehrsunternehmenwurdefürdieEinführungsphaseeinVerteilungsschlüsselvereinbart,der

sich an den bisherigen Einnahmen orientiert. Durch Zählungen soll dieser Schlüssel den tatsächli-

chenLeistungendereinzelnenVerkehrsunternehmenangepaßtwerden(InterviewRUFF u.vgl. KUNZ

1992,S.27-30).DieMischungzwischenweiterhindirektenEinnahmedereinzelnenVerkehrsbetriebe

undalteinnahmeorientierter Verteilungder gepooltenEinnahmenwirktauf zweifacheWeise struktur-

konservativ undverhindertnachfrageorientierteLeistungsanpassungen:DadieeinzelnenUnterneh-

mennochdirekteEinnahmenhaben,wehrensiesichgegenLinienverknüpfungenund-optimierungen,die

fürsiewenigerFahrstreckeunddamitwenigerEinnahmenbedeutenwürden.Andererseitshabensie

auchkein Interesseander Leistungsausdehnung,daeinerheblicher Teil der zusätzlich gewonnenen

Einnahmengepooltunddamitnur nochzueinem geringen Anteil bei ihnen ankommen wird, während sie

dievollenKostender Leistungsausdehnungzu tragenhaben(soauchRUFF im Interview; vgl. zu diesem

Dilemma grundsätzlich VAUBEL 1989, S. 22-27).
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Durch dieArt der Einnahmenzuteilung wirdalso die Innovationsorientierung der Verkehrsunternehmen

wieder reduziert.

Insgesamt ergaben sich damit durch die Vorbereitung und Einführung der Regio-Karte erhebliche

strukturelle Impulse und Innovationen, womit neue (und verbesserte) Rahmenbedingungen für Ent-

scheidungen zur regionalen ÖPNV-Politik geschaffen wurden. Der regionale ÖPNV konnte damit in

seiner politischenBedeutungundseiner institutionellenVerankerunganGewichtgewinnen.Ange-

sichtseinesAusgangspunktesanfangsderachtzigerJahre, indemderÖPNVimländlichenUmland"als

praktischnichtexistent" (InterviewBREIT)undpolitischeAussagenzuseiner Bedeutungals "reine

Lippenbekenntnisse" (RAPIOR 1984, S. 204) eingestuftwerden können, ist dies im Hinblick auf eine

umweltorientierteverkehrspolitischeVerlagerungsstrategiealsFortschrittzuwerten.Angesichts

der weiterenExpansion im Straßenbaukannallerdings nicht von einer echten Verlagerungsstrategie

gesprochen werden, anvisiert und erreicht wird höchstens eine Umschichtung der Verkehrszuwächse,

die nicht mehr nur zugunsten des motorisierten Individualverkehrs gehen.

7.4.3 Die Akteure, ihre Positionen und Interessen

ZurVerdeutlichungdernachfolgendenAusführungenzudenAkteuren, ihrenPositionenundInteressen

in der regionalen ÖPNV-Politik sind diese Akteure und ihre institutionellen Verflechtungen in Abb.
21 dargestellt.
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Abb. 21 Akteure und Institutionen in der regionalen ÖPNV-Politik (eigene Darstellung)

Als zentrale Akteure in der regionalen ÖPNV-Politik sind die Betriebe des öffentlichen Personen-
verkehrs zu identifizieren. Deren Besitz- und Entscheidungsstrukturen sowie die von ihnen ver-

folgten Interessen werden deswegen zuerst dargestellt.

Die Freiburger Verkehrs AG (VAG) ist ein städtischer Eigenbetrieb, bei dem (im Gegensatz zu den

meistenkommunalenVerkehrsbetrieben)derausGemeinderatsmitgliedernunddemOBzusammengesetzte

Aufsichtsrat die Tarife festsetzt (Interview RUFF). Der Ausgleich des jährlichen Defizits (1982:

17Mio.;1989:25Mio.;vgl.GR-DRUCKSACHEG189,S.3) wirdwie in fastallenStädtendadurcher-

reicht,daßdieVAGmitdenBetriebenderEnergie-undWasserversorgungunterdemDachderStadtwer-

ke zusammengeschlossen ist und deren Gewinne die Defizite im städtischen ÖPNV ausgleichen, was

allerdings in den letzten Jahren nicht mehr vollständig erreicht werden konnte (vgl. GR-Drucksache

G 189, S. 5). Seit 1984 in Freiburg als erster deutschen Stadt eine billige Umweltschutzkarte

eingeführtwurde,befindetsichdieVAGinnerhalbdesVerbandsöffentlicherVerkehrsunternehmen

(VÖV) unter Rechtfertigungszwang. Die Niedrigpreis-Politik wird unter Fachleuten als nicht erfolg-

versprechendangesehenunddieEinführungderUmweltschutzkartehatte inanderendeutschenStädten

zu finanziellen Einbrüchen geführt (vgl. TOPP 1986 nach KUNZ 1992, S. 16). In Freiburg konnte die
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Umweltschutzkarte in Verbindung mit Leistungsverbesserungen einen deutlichen Anstieg der Fahr-

gästebewirken - undder Kostendeckungsgradkonntegehaltenwerden (vgl. RUFF 1991, S. 2/ 3). Dieser

verkehrspolitischeErfolg(dessenDatengrundlagenimmerwiederangezweifeltwurden,vgl.KUNZ

1992, S. 16) und die Außenseiterposition ("enfant terrible", BREIT) innerhalb der "Nahverkehrs-

society" führten zu einer starken Identifikation von Betriebsleitung und OB mit dieser Niedrig-

Preis-Philosophie,obwohl diese 1984 gegen dieEinführung der Umweltschutzkarte waren. Dies führte

aber auch dazu, daß in Freiburgniemand wagte, die eigentlich notwendigen Tariferhöhungen (ange-

sichts gestiegener Kosten) durchzusetzen und dieBereitschaft zu dieser Tariferhöhung politisch

mit einer deutlichen Leistungsverbesserung verknüpft wurde (Interiew BREIT). Die ebenfalls (wie

die Umweltschutzkarte) aus der Schweiz erhaltene Idee der Regio-Karte bot nun die Möglichkeit zu

dieser Tariferhöhung und führte mit den Zuschüssen der Gebietskörperschaften zu einem erheblich

verbesserten Betriebsergebnis (Interview RUFF). Obwohl die gebietskörperschaftlichen Zuschüsse

auchzueinem Teil vonder StadtFreiburggetragenwerden müssen, stellen diese für diestadteigene

VAG nun Einnahmen und nicht mehr nachträglich auszugleichende Defizite dar.

Verkehrspolitisch vertritt die VAG einen sehr integrativen Kurs, da eine besser abgestimmte Zubrin-

gerfunktion der Regionalverkehre zur Stadtbahn vorteilhaft für sie wäre.

Neben finanz- und verkehrspolitischen Interessen sind bei der VAG auch strategische machtpoliti-

sche Interessenfestzustellen. ImGegensatzzudenvorangegangenenAusführungenmuß hier zwischen

GeschäftsführungundAufsichtsrat (Politiker)unterschiedenwerden. Die Verkehrsgemeinschaft

wurdevondenVerkehrsunternehmen"alsGegenpolzudenAktivitätenderNahverkehrskommission"

(RUFF), inderdieSpitzenderGebietskörperschaftendasSagenhaben,gegründet.Mitderdamitge-

einten und verstärkten Position konnte erreicht werden, daß "regionale Tarife grundsätzlich erst

dannangebotenwerden,wenndieGebietskörperschaftendieVerlusteausgleichen" (RUFF). Innerhalb

der Verkehrsgemeinschaft spielte die VAG die mit Abstand führende Rolle (z.B. Geschäftsführer-

schaft,PersonalderVGzuerstvonderVAGbezahlt).Das"GroßprojektRegio-Karte"konnteauchdazu

genutzt werden,diezögerlichenanderen (kleineren) Verkehrsbetriebe stärker einzubinden und dann

auchdieEntscheidungsstrukturen innerhalbder VG zugunsten der VAG zu ändern. Für dieGemein-

deratspolitiker imAufsichtsratderVAG(insbesonderederGRÜNENundderSPD)wardiesesGremium

die einzige Interventionsstelle zur Gestaltung der regionalen Verkehrspolitik, da die Nahver-

kehrskommission als reine Exekutivenorganisation installiert wurde und sie damit ausschloß

(Interview BREIT).

DieDeutscheBundesbahn (DB) fährt indemfürsiehochdefizitärenBereichdesPersonennahverkehrs

einen strikt konservativen Kurs und hat seit 1983 festgelegt, daß Angebotsausweitungen nur noch

stattfinden dürfen, wenn sich dadurch das Betriebsergebnis nicht verschlechtert (vgl. KIRCHNER

1990, S. 214). Wie die anderen Verkehrsbetriebe auch, verlangt die DB, daß auftretende Kosten bei

AngebotsverbesserungenimregionalenÖPNVdurchdieGebietskörperschaftenzudeckensind(vgl.

KUNZ 1992, S. 20).

DielandeseigeneSüdwestdeutscheVerkehrsAG (SWEG)betreibtkleineBahnnebenstreckenimMün-

stertal und im Kaiserstuhl und vertrat ebenso wie die SüdbadenBus GmbH (SBG), eine rechtlich und

organisatorischselbstständigeTocherderDB,unddiezehnprivatenBusunternehmen inder Region

eine Position der Besitzstandswahrung. Der Besitzvon Konzessionen für die Bedienung bestimmter

Linien, die damit nicht von anderen Verkehrsbetrieben bedient werden dürfen, gibt den einzelnen

Verkehrsbetrieben eine starke Stellung, da eine Linien- und Angebotsabstimmung nur auf frei-

williger Basis erfolgen kann (vgl. BUNDESMINISTER FüR VERKEHR 1988, S. 53).



108 EURES

DieseBetriebeunterhalteneinnachfrageorientiertesLeistungsangebot (d.h. sehr ausgedünntes und

aufdiePersonen,diedenÖPNVbenützenmüssen,zugeschnittenesAngebot)undarbeitenkostendeckend

bzw. gewinnbringend (vgl. KUNZ 1992, S. 13). Diese im Vergleich zur VAG sehr viel kleineren

Verkehrsbetriebe standen einer regionalen ÖPNV-Integration skeptisch gegenüber ("Angst vor dem

großen Bruder", RUFF) und fürchte(te)n um ihre Eigenständigkeit und Existenz.

Als zweite Akteuersgruppe werden nun die Gebietsköperschaften (vertreten durch die Stadt- bzw.

Landkreisspitzen und die Verwaltung) dargestellt.

Die Freiburger Stadtspitze verfolgt eine Politik, bei der gleichzeitig die Stärkung der Wirt-

schaftskraft(vgl.WIRTSCHAFTIMSüDWESTEN1993,S.51)unddieKonstanthaltungundlangfristige

ZurückführungdesmotorisiertenIndividualverkehrs(GR-DrucksacheG189,S.10)alsZieleangegeben

werden. Mit beiden Zielen besonders gut zu vereinbaren ist die Stärkung des regionalen ÖPNV, der

zentral auf die Freiburger Innenstadt ausgerichtet ist. Die Schwächung, die der Zentralort durch

denSuburbanisierungsprozeßhinnehmenmußte,wirddadurchgemildert,daßdurchdieVerbesserung

und Verbilligung der Mobilität der Raum praktisch komprimiert und auf das Zentrum ausgerichtet

wird. Dem OB ist die Maßstabsvergrößerung von der Stadt zur Region, die im wirtschaftlichen

Standortwettbewerbstattgefundenhat,sehr bewußt.Regionale Integrationwirdvon ihm alsstrate-

gisch wichtiger Ansatzpunkt für die zukünftige Entwicklung der Stadt betrachtet (vgl. Gemeinde-

ratsdebatte vom 19.3.91). Er war deswegen wohl auch bereit, mit der Regio-Karte ein Projekt zu

unterstützen, dessen Vorteilestärker bei den Umlandbewohnernzu verorten sind. Das wohl auch im

Blickauf andereProjekte,bei denen dieUmlandbewohner eher "eine Kröte schlucken" müssen (z.B.

Abfallentsorgung).Die von allen wichtigen Gruppierungen getragene Grundstimmung für die Regio-

Kartemachteesihmauchmöglich,diesesThemaimWahlkampfzurOB-Wahleinzusetzen,wasauchdas

besondereEngagementvonBöhmeunddessen "Vorpreschen" erklärt. Böhmemachte sich auch immer

wieder für die damals in der Landesregierung diskutierte Nahverkehrsabgabe stark, da er den Ausbau

des ÖPNVnur durch neue Finanzierungsinstrumente für machbar hält (vgl. BÖHME 1992, S. 33) (und

nicht durch Umschichtungen vom Straßenbau).

DieLandkreise, verkörpertdurchderenLandräte, standenVerbesserungendes regionalenÖPNVlange

Zeitskeptischgegenüber.ZumeinenbesaßendieLandkreisebis1983keinedirektenAufgabenimÖPNV

undrissensichverständlicherweiseauchnicht um diese kostenträchtige Aufgabe. Zum anderen war

imkonservativenUmlandaucheineklarePräferenzfürdenStraßenbauvorhandenundder ÖPNVwar

keine relevante verkehrspolitische Alternative (Interview FRANZ). Erst Ende der achtziger Jahre

änderte sich diese Situation: Die Landkreise waren nun bereits - auf kleiner Stufe - mit der Aufga-

benstellungÖPNVbetrautundstanden angesichts der Regionalisierungsdiskussion bei der Bundesbahn

grundsätzlichvorderFragenacheinemverstärktenEngagementimÖPNV.Undauchdieideologischen

Barrierenwaren insoweitgefallen,daß angesichtsder Diskussionum dasWaldsterben und angesichts

der größer werdenden Hindernisse beim Straßenausbau der ÖPNV als Möglichkeit zur Entlastung der

StraßenimmermehranGewichtgewann(vgl.SCHROFF1992,S.5;InterviewFRANZ).Beeindrucktwardie

konservativeMehrheitvondenSOCIALDATA-Ergebnissen,dieeineüberwältigendePräferenzauchder

Umlandbewohner fürdenÖPNVzulastendesMIVergaben(InterviewFRANZ).Trotzdemstelltendienot-

wendigen Zuschüsse zur Regio-Karte eine neue Dimension des finanziellen Engagements für die

Landkreisedar undwaren für dieLandräte angesichts der notwendigen Erhöhung der Kreisumlage ein

brisantes Thema. Die finanzielle Sensibilität war somit im Umland auch deutlich höher. Dement-

prechend stark wurde hier immer wieder die Beteiligung durch das Land gefordert. Eine spezifische

Finanzkonstellation im Schülerverkehr trug nun allerdings dazu bei, daß die Landkreise auch

finanziell ein Interesse an den Gemeinschaftstarifen besaßen: Als 1983 die Zuständigkeiten für den

Schülerverkehr auf die Kommunen übergingen, wurde im Finanzausgleichsgesetz ein finanzieller
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Ausgleich inFormpauschalierterZuwendungenfürdieKommunenverankert. IndenLandkreisen im

FreiburgerUmlandüberstiegdiesePauschaledereneffektiveAusgabenfürdenSchülerverkehrunddie

Gelderwurdendortanderweitigeingesetzt.NachdemderLandesrechnungshofdiesmonierthatte,

vereinbarten Kommunen und Land, daß diese Gelder nicht zurückzuzahlen sind, wenn sie in die

Verbesserung des ÖPNV fließen (Interview BREIT).

Bei den Umlandgemeinden, die zu einem großen Teil durch ihre Bürgermeister im Kreistag vertreten

sind,müssenzwei Gruppenunterschiedenwerden: Umlandgemeinden, diedirekt am Stadtrand von

Freiburg oder an den Bahnlinien liegen und deren Bürger damit deutlich von der Regio-Karte

profitieren und Umlandgemeinden, bei denen dies nicht der Fall ist. Da erstere im Kreistag, in der

NVK und in den Fraktionen deutlich besser vertreten sind, gab es im Vorfeld der Einführung der

Regio-Karte wenigOpposition, dieschlecht angebundenen Gemeinden "sind erst nach der Einführung

der Regio-Karte auf den Plan getreten und haben gemerkt, daß sie mitfinanzieren, aber kaum

profitieren" (AMELUNG).

Als weitere relevante Akteure werden die Parteien und das Land dargestellt.

Die Parteien bzw. Fraktionen der Stadt Freiburg stehen alle hinter einer Politik der Förderung des

ÖPNV,wobeidiesdurchdieSOCIALDATA-ErhebungenauchunterwahltaktischenGesichtspunktennoch

verstärkt wurde. Dies ist allerdings bei den bürgerlichen Parteien nicht mit dem gleichen En-

gagement und der Geschlossenheit wie bei den links-ökologischen Parteien zu erkennen.

Im Umland ist vor allem einseitAnfangder achtziger Jahrebestehender Arbeitskreisder SPD zum Re-

gionalverkehr der Initiator und die aktivste Kraft zur Förderung des regionalen ÖPNV. Dieser

Arbeitskreis forderte 1983 die Verwirklichung des integrativsten Vorschlags des Rhein-Consult-

GutachtensundsofortnachderEinführungdesTarifverbundsNordwest-SchweizdieRegio-Karte im

RaumFreiburg.DiebürgerlichenParteienhattendagegenkaumSympathienfürdenÖPNVundbeäugten

mißtrauisch dieangebotsorientierte ÖPNV-Politik in Freiburg ("die werden Schiffbruch erleiden"

nachFRANZ).DieSOCIALDATA-ErhebungführtezueinemUmschwungzugunstenderRegio-Karte,wobei

stetsversuchtwurde,sicheineHintertürzumWiederausstiegausdemÖPNVoffenzuhalten.Diebür-

gerlichen Parteien unterstützten die privaten Unternehmer in ihren Besitzstandsrechten

(Konzessionsfrage) und treten für den Verkauf der SBG an private Unternehmer ein (statt an die

Kreise, wie von SPD, GRÜNEN und den Landräten befürwortet) (Interview FRANZ).

Stadt-Umland-übergreifende Strukturen besitzt alleine die SPD mit ihrem Arbeitskreis zur Verkehrs-

politik. Bei der CDU laufen diese Kontakte über ihre Funktionsträger in den Exekutiven, während die

kleinerenParteiennur sporadischeKontaktebesitzen (Interviews FRANZ,LEIMGRUBER, BREIT). Im

GegensatzzuSPDundGRÜNENhatdieCDUauchkeinbesonderes InteresseanverändertenStrukturen,

da ihre Mitglieder qua Amt sehr gut in der NVK vertreten sind.

DasLandBaden-WürttembergwaralsAufsichtsbehörde(Regierungspräsidium),diedieGenehmigungfür

die ÖPNV-Tarife erteilt, und über die finanzielle Verflechtung als Akteur bei der regionalen ÖPNV-

Kooperationbeteiligt.DasRegierungspräsidium(RP) istnachdemPersonenbeförderungsgesetzals

Aufsichtsbehördedafürzuständig,dieWirtschaftlichkeitderÖPNV-Unternehmensicherzustellenund

dementsprechenddieTarifederUnternehmenzuüberprüfen.ImGegensatzzu1984beiderEinführung

der billigen (nicht kostendeckenden) Umweltschutzkarte in der Stadt Freiburg genehmigte das RP den

billigen Tarif für die Regio-Karte. Diese Genehmigung hat nicht nur eine rechtliche Seite sondern

auchfinanzielleKonsequenzenfürdasLand:Nach§45aPBefGzahltdasLandAusgleichszahlungenfür

denverbilligtenSchülerverkehr.DieseAusgleichszahlungenwerdenausderDifferenzdeserhobenen

Tarifes und der realen Kosten dieser Verkehre berechnet. Mit der Tarifsenkung durch die (Schüler-



110 EURES

)Regio-KarteerhaltendieVerkehrsbetriebe5Mio.DMmehrAusgleichszahlungendesLandesnach§45a

PBefG (Interview RUFF).

Die Landesregierung durfte nach eigener Beschlußlage keine direkten Subventionen für Tarifverbil-

ligungenverteilen.UmflächendeckendeForderungennachsolchenSubventionenzuvermeiden,mußte

dieser Grundsatzaufrechterhaltenbleiben.Auf der anderenSeitenahm der politische Druck durch

dieAbgeordnetenaus der Region, den Verweis auf dieUnterstützung der anderen Ballungsräumeund

aufgrund der sehr guten Kontakte des Landkreistagspräsidenten Schill zur CDU-geführten Landes-

regierung zu. Deswegen verknüpfte das Land seine Beteiligung an die Bedingung, daß die Tarifin-

tegration in Form eines flächendeckenden Einheitstarifes erreicht werden soll, um die Regio-Karte

alsModellprojekt zudeklarierenundbezuschussenzu können. Außerdem beschränkte es seine Be-

teiligung auf 3 Jahre, verknüpft mit dem Hinweis auf die geplante (inzwischen aber politisch

"gestorbene") Nahverkehrsabgabe.

GesellschaftlicheGruppen,VerbändeunddieWirtschaftwaren inder regionalenÖPNV-Politik kaum

involviert, bei Stellungnahmen sprachen sich alle Organisationen für Verbesserungen im regionalen

ÖPNVundfürdieRegio-Karteaus(InterviewKÖRSCHGES,NOESKE).RelevanteorganisierteOpposition

zur Regio-Karte (z.B. der Steuerzahler, Einzelhandel aus dem Umland) ist nicht bekannt.

7.4.4 Restriktionen und Hilfen für eine umweltorientierte regionale ÖPNV-Kooperation

A Einflußfaktoren außerhalb des Freiburger PAS

a. Naturräumliche, siedlungsgeographische und städtebauliche Faktoren

DieChancen,einenattraktivenÖPNVbereitzustellen,beruhenzueinem Großteil auf der Bevölke-

rungsdichte und der Kompaktheit der Siedlungsstruktur sowie darauf, wie sich die Besiedlung in Be-

zugzuden(konstanten)Schienenwegenentwickelthat.DieseFaktorenwerdenwiederum z.T.vonden

naturräumlichen Gegebenheit bestimmt.

"DerRaumFreiburg isteinerder am wenigstendichtbesiedelten inBaden-Württemberg" (AMT FÜR

STATISTIK UND EINWOHNERWESEN 1991, S. 15).

Großräumig hat sich die Siedlungsentwicklung entlang der Rheinachse und damit positiv für die Er-

schließung durch die dort liegenden Eisenbahnlinien entwickelt, kleinräumig haben sich aber oft die

SiedlungenvomBahnhofwegausgedehnt. InFreiburgistderBahnhofdurchdieWestenwicklungder

Stadtmehr insZentrumgerücktundbietetdeswegenein idealesUmschlagszentrum für denÖPNV.Aber

auchhiersindSiedlungsschwerpunkteundGewerbegebieterelativweitwegvondenSchienenangelegt

worden, was langwierige und teure Stadtbahninvestitionen notwendig macht, um diese wieder at-

traktiv anzubinden.

Insgesamt macht die dünne Besiedlung des Freiburger Raums den Aufbau eines attraktiven ÖPNV

schwierig,wasweiter dadurchverstärktwird,daß dieSiedlungsausweisungweniger aufdas Schienen-

als auf das Straßennetz ausgerichtet war (Interpretation aufgrund eigener Anschauung).

b. Gesellschaftliche Werte und Einstellungen

Die Bevölkerung im Freiburger Raum befürwortet ganzüberwältigend (jeweil ungefähr 90%) weitere

Verbesserungen im ÖPNV,den Einsatzvon mehr Mittelnund verlangt, daß sich diePolitiker darum mehr
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kümmern sollen. Dabei ist dieses Votum in den Landkreisen noch deutlicher als in der Stadt (vgl.

VERKEHRSGEMEINSCHAFTFREIBURG1990,S.10/11).BeibundesweitenUmfragenstimmten92%der

Forderung zu: Ein einziger Fahrschein für alle Nahverkehrsmittel (Verkehrsverbund) sollte überall

selbstverständlichsein.Dabei gehtdieBevölkerungwohl davonaus,daß dieAllgemeinheit undnicht

die ÖPNV-Benutzer die Kosten der Verbesserungen zu tragen hat, da als mit Abstand wichtigster

NachteildieteurenPreisedesÖPNVgenanntwerden(vgl.SPIEGEL-DOKUMENTATION1993,S.94/98).107

Die Erwartungshaltung der Bevölkerung ist sehr deutlich ausgeprägt und macht die (tarifliche)

Verbesserung des regionalen ÖPNV zu einem attraktiven politischen Thema.

c. Ökonomische Faktoren

Esistzuvermuten,daßdieökonomischenRahmenbedingungendazubeigetragenhaben,denKommunal-

politikern die Beschlüsse zur Regio-Karte mit erheblichen finanziellen Belastungen für die Ge-

bietskörperschaften zu erleichtern. Sowohl zeitlich (wirtschaftliche Prosperität Ende der

achtziger Jahre in der BRD) als auch räumlich (dynamischer Verdichtungsraum) herrschte ein gün-

stiges wirtschaftliches Klima, was die Ausgabebereitschaft wohl positiv beeinflußt hat.

d. Normen und Programme auf staatlicher Ebene

Zuerstwerden Hindernisse für die regionaleÖPNV-Kooperation aufgrund ordnungsrechtlicher Rah-
menbedingugen geschildert (a), danach der Einfluß der vertikalen finanziellen Verflechtungen (b).

(a)NachdemPersonenbefördeungsgesetzwerdenvonderAufsichtsbehördeKonzessionenfürdieLinien

desÖPNVvergeben,diedieBedienungdieserLinieausschließlicheinemUnternehmenzuordnen.Diese

Regelung verhindert sowohl den Wettbewerb (vgl. KNIEPS 1992, S. 8) als auch eine verstärkte

Angebotskoordination inKooperationen.BeiderNovellierungdesPBefG1969wareineUmwandlungder

Linienkonzessionen in Gebietskonzessionen (Zulassung mehrerer Unternehmen in einem Gebiet) am

Widerstand der privaten Unternehmen gescheitert und die Bundesregierung setzte statt dessen auf

eineVerstärkungderfreiwilligenZusammenarbeitnach§8PBefG(vgl.BUNDESMINISTERFüRVERKEHR

1988, S. 122/ 123).Nachdem Vorstößezur Veränderung dieser antiquierten Gesetzeslage bis heute

nicht erfolgreich waren, kann hier ein ganz zentrales Hindernis für eine bessere Leistungs-

koordination (in Freiburg) verortet werden. Dies sieht man auch bei der VG so ("schön wäre die

Flächenkonzession",AMELUNG),angesichtsdergesetzlichenLagemachtmansichnunaufden(müh-

samen)WegderSchaffungeinesKonzessionspoolsbeiderVerkehrsgemeinschaft,wobeiangesichtsder

Freiwilligkeit ein Besitzstandsausgleich für die einzelnen Unternehmen gesichert sein muß (vgl.

WENZEL 1992, S. 40). Es bleibt festzuhalten, daß durch die Verteidigung des Prinzips des privaten

UnternehmertumsimGesetzgebungsprozeß(unddahinterstehtimmerdieideologischeVorstellungder

höheren Effizienz) einstrukturkonservatives Element im ÖPNV verankert wurde, so daß heute die

AnpassungundUmorientierungdesÖPNVangesellschaftlicheErfordernissenurgelingt, indemden

Unternehmen ihre Kooperationsbereitschaft teuer abgekauft wird.

Als eine gesetzliche Beschränkung für eine angebotsorientierte ÖPNV-Politik, die durch niedrige

Preise eine verstärkte Nachfrage induzieren will, muß das im PBefG verankerte Prinzip der Eigen-

wirtschaftlichkeit angesehenwerden.Danachsoll einVerkehrsunternehmenseineAusgaben grund-
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sätzlichdurchselbsterwirtschafteteEinnahmendecken.GesetzlicheAusnahmengelten imAusbil-

dungsverkehr, wobei hier Ausgleichsverpflichtungen durch die öffentliche Hand vorgegeben sind

(vgl. GROß 1989, S. 374).Diese rechtlichen Regelungen haben sich in Freiburg als "besonders ausle-

gungsfähig"erwiesen ("Das Land setzte sich über den Wortlaut des Gesetzes hinweg", SCHROFF).

Politische Interessenwarenausschlaggebend,ob diese Normen von der Ausichtsbehörde (RP) zur In-

terventiongegeneinekommunaleTarifpolitikgenutzt wurde (z.B.Umweltschutzkarte) oder nicht

(Regio-Karte).

(b)NebendiesenordnungsrechtlichmotiviertengesetzlichenRahmensetzungenbeeinflußtenauchdie

(z.T. gesetzlich normierten) finanziellen Programme die konkrete Ausgestaltung der regionalen

ÖPNV-Kooperation.

Der"Zuschußdschungel"(RUFF)imÖPNVmachtediefinanzielleAbsicherungderGemeinschaftstarife

undinsbesonderederRegio-Karteerstmöglich,diekonkreteHandhabungunddieZuordnungderKosten

und Nutzen auf die Verkehrsbetriebe und Gebietskörperschaften gleichzeitig aber auch sehr kom-

pliziert.

NebendenVerbilligungenfürFahrkarten imAusbildungsverkehr,diedurchdasLandnach§45aPBefG

ausgeglichen werden, reduzieren auch die Schulträger nocheinmal die von den Schülern selbst

aufzubringenden Eigenanteile für die ÖPNV-Benutzung. Die Gebietskörperschaften hatten dafür 1983

parallel zur Kompetenzverlagerung für den Schülerverkehr auch Finanzmittel nach dem Finanzaus-

gleichsgesetzinpauschalierterFormzugesprochenbekommen.DieseGelderkonntennachdem"Deal"

mit der Landesregierung nun für die regionalen Gemeinschaftstarife verwendet werden (vgl. oben).

Neben der Erhöhung der §45a-Mittel (5 Mio/ Jahr) trug auch dieser "Deal" mit der Landesregierung

dazu bei, daß die Finanzbelastung vor Ort reduziert werden konnte. Neben diesen erheblichen

Landesmitteln, die eher still in die Regio-Karte flossen, waren die vieldiskutierten 3 mal 3

Millionen DM Sonderzuschüsse für das Modellprojekt eher symbolischer Natur, um den Einstieg zu

erleichtern und die ÖPNV-Unterstützung der Landesregierung zu signalisieren.

AuchhierkonntenalsobestehendeFinanzausgleichsmodalitätenundbestehendeRegierungsbeschlüsse

so interpretiert bzw. umgangen werden, um das profilierungsträchtige Projekt finanziell nicht

scheitern zu lassen.

Insgesamtkannmanfeststellen,daß aufstaatlicher Ebeneversuchtwird,dasProblem desantiquier-

tengesetzlichenOrdnungsrahmensfürdenÖPNValsHindernisfürVerbesserungendesregionalenÖPNV

durch finanzielle Belohnungen für Kooperationen auszugleichen.

f. Information (Problem- und Problemlösungswissen)

Unterschiedenwirdzwischen(a)allgemeinemProblem-undProblemlösungswissenund(b)demnot-

wendigen Datenwissen für die konkrete Umsetzung vor Ort.

(a)DerSuburbanisierungprozeßunddiedamitverbundenenVerkehrsproblemewarenbereits inden

sechziger und siebziger Jahren ein deutlich erkanntes und stark thematisiertes Problem (vgl. RAPIOR

1984,S.127).BeiderFragenachdemvorhandenenProblemlösungswissenmußzwischenKonzeptenfür

eine verbesserte regionale ÖPNV-Kooperation und dem Wissen über ökologische Effekte dieser

Kooperation unterschieden werden.

AlsdieregionaleÖPNV-Kooperation im Freiburger Raum intensiviertwurde, lagen jahrelangeErfah-

rungenundausreichendInformationenzudenMöglichkeitenzurVerbesserungdesregionalenÖPNVaus
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den deutschen Großagglomerationen vor. Diese wurden durch das Rhein-Consult-Gutachten in das

FreiburgerPASeingebracht.AnallgemeinemProblemlösungswissenherrschtedamitkeinMangel.Diese

bekannten Ansätze zur Steigerung der Attraktivität des regionalen ÖPNV wurden in den achtziger

Jahren unter nunmehr ökologischen Zielsetzungen diskutiert und insbesondere der Ansatz der

Niedrig-Preis-Politik gewann wieder stärkere Beachtung und wurde zuerst in der Schweiz auch umge-

setzt. Das konzeptionelle Vorbild der Nordwest-Schweiz wird von allen Akteuren in Freiburg betont.

UmfangreicherewissenschaftlicheErkenntnisseüberdie-unterökologischenGesichtpunkten-zwie-

spältige Wirkung (stärkere Verkehrsinduktion als Verkehrsverlagerung) eines flächendeckend

einheitlichen und niedrigen Tarifs lagen Ende der achtziger Jahre vor (vgl. INFRAS 1989).

Damit stellt mangelndes Wissen keinen restriktiven Faktor für die regionale ÖPNV-Kooperation dar.

Dieses Wissen wird aber in Freiburg selektiv wahrgenommen und interpretiert.

(b) Die Gewinnung der notwendigen Daten vor Ort stellte dagegen ein Problem dar, das zum lang-

wierigen Prozeß der Umsetzung der Regio-Karte beitrug: Bei der Feststellung der garantierten

AlteinnahmenderVerkehrsbetriebesowiebeiderPrognosederVeränderungenbeidenFahrscheinenund

bezüglicheventueller Sprungkosten gab es langwierige Festsetzungsprobleme(Interview RUFF).

InsbesonderedieDeutsche Bundesbahn hatte keine regionalisierten Daten und konnte deswegen erst

relativ spät konkrete Zahlen auf den Tisch legen, was angesichts der über den Erwartungen liegenden

HöhederDB-ForderungenzuerheblichenKontroversen führte,vondenGebietskörperschaftenaber

angesichtsderbereitsbeschlossenenEinführungderRegio-Karteundderdamitverbundenenhohen

Erwartungshaltung in der Bevölkerung geschluckt werden mußte (Interview AMELUNG).

B Einflußfaktoren innerhalb des Freiburger PAS

a. Funktionale bzw. gruppenspezifische Partikularinteressen

Auchder öffentlicheNahverkehr dientder Verknüpfungder räumlichsegmentierten,gesellschaftli-

chenGrundfunktionenWohnen,Arbeiten,VersorgenundErholen.BestimmteMaßnahmenzurVerbesserung

des ÖPNVkönnten bevorzugt einer Funktion dienen oder negative Auswirkungen für andere Gruppen

besitzen (z.B. Verlagerung einer Linie oder einer Haltestelle).

Bei den in erster Linie tariflichen Maßnahmen zur Steigerung der Attraktivität des regionalen ÖPNV

sind solche funktionalen Partikularinteressen kaum zum Vorschein gekommen. Einzig die Stadträtin

der Friedensliste thematisierte gruppenspezifische Kosten und Nutzen der Regio-Karte: In der Stadt

Freiburg profitierten in erster Linie die Unternehmen und der Handel dadurch, daß die Umlandbe-

wohner nun näher an dieStadt herangerückt sind, während die restlichen Freiburger in erster Linie

höhereFahrpreisezubezahlenhaben.DieserArgumentationwurdederFreizeitwertderRegio-Karte

fürdieFreiburgerBürgerentgegengehaltenaberauchgrundsätzlichdiegruppenspezifischeBetrach-

tungsweise stigmatisiert. Daß dieser Gesichtspunkt nicht als klassenkämpferische bzw. links-

radikale Eskapade betrachtet werden sollte, kann damit belegt werden, daß in anderen Ländern der

NutzendesÖPNVfürdieWirtschaftdeutlichgesehenwirdunddementsprechenddieArbeitgeberzur

Finanzierungherangezogenwerden(so inEngland,Frankreich,Österreich,JapanunddenUSA,vgl.

STADTFRANKFURT1990,S.145-148).IndengrößerenlinkenParteien(SPD,GRÜNE)gabesdieDiskus-

sionum diespezifischenNutzender Regio-Kartedurchausauch,hier überwog aber der Gesichtspunkt

der verkehrspolitischen und ökologischen Sinnhaftigkeit deutlich die Problematik der sozial-

politisch bedenklichen Kosten-Nutzen-Verteilung (Interviews BREIT, FRIEDRICH).
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Überhaupt nicht thematisiert wurden potentielle Interessengegensätze im Umland. Dabei gibt es im

Umland durchaus gesellschaftliche Gruppen, für die negative Effekte aus der Reduzierung des

Raumwiderstandes durch die Tarifverbilligungen zu erwarten sind: Zum einen die sozial Schwachen

(Mieter)entlangder HauptachsendesÖPNV,diedurch insUmlandziehendeFreiburger verdrängt

werden.ZumanderendieEinzelhändlerdesUmlandes,derenKunden(insbesonderedieNichtautomobi-

len) verstärkt ins Zentrum abwandern könnten. Ob diese Probleme von den Betroffenen nicht wahr-

genommenwurden, ob sie als nicht besonders relevant angesehen wurden oder ob sie mangels Organi-

siertheit nicht artikuliert werden konnten - darüber kann nur spekuliert werden. Bei der Gruppe der

sozial Schwächeren im Umland ist der Mobilitätsgewinn durch die Regio-Karte schneller und of-

fensichtlicher als der eher schleichende Prozeß der räumlichen Verdrängung.

Insgesamtkannfestgehaltenwerden,daßentgegenstehendefunktionaleodergruppenspezifische

Interessendurchdie tariflichen IntegrationsmaßnahmenimÖPNVnichtaufdenPlangerufenbzw. im

Vergleich zu dem erwarteten Nutzen von den Akteuren als gering erachtet wurden.

b. Territoriale Partikularinteressen und Interaktionsorientierung der politischen Akteure

MaßnahmenzurVerbesserungdesÖPNV,dienichtnur eineGebietskörperschaftbetreffen,bedürfender

AbstimmungzwischenundderZustimmungvondiesenGebietskörperschaften.SinddieseMaßnahmen

zuschußbedürftig, so muß eine Verständigung der politischen Akteure über die Kostenzuteilung

erreichtwerden.AngesichtsderFreiwilligkeitderZusammenarbeit imÖPNVkönnensolcheEinigungen

nur über Verhandlungsprozesseerreichtwerden.SolcheEinigungenkönnennun dadurch erschwert

werden, daß Maßnahmen unterschiedliche (negative und positive) Auswirkungen auf die beteiligten

Gebietskörperschaften haben bzw. dadurch, daß diese Nutzen nicht objektivierbar sind und unter-

schiedlich bewertet werden (vgl. SCHARPF 1992, S. 53). Desweitern können parteipolitische Rivali-

täten,unterschiedlicheMentalitäten,unterschiedlicheideologischePositionenzumProblemund

generelleVerteilungskonfliktezwischendenGebietskörperschafteneineEinigungerschweren(vgl.

BENZ1992a,S.147).JenachAusformungdieserFaktorenergebensichunterschiedlicheEinstellungen

der Beteiligten zueinander, die sich in ihrer Interaktionsorientierung auswirken. SCHARPF (1992,

S. 53/ 54) unterscheidet grundsätzlich drei Interaktionsorientierungen: Eine "egozentrische"

OrientierungkümmertsichausschließlichumdieeigenenVor-undNachteile,Akteuremit "kooperati-

ver"Orientierungstrebennachdem gemeinsamenNutzenoptimum,währendeine "kompetitive"Orientie-

rung den eigenen Vorteil im Vergleich zum Ergebnis des Partners definiert (typisch für Parteienkon-

kurrenz).

Im folgenden sollen die Einflüsse dieser Faktoren auf die ÖPNV-Kooperation in Freiburg und die In-

teraktionsorientierungen der zentralen politischen Akteure dargestellt werden.

AlsentscheidenderFaktor,warumlangeZeitdenBemühungenumeineVerbesserungdesregionalenÖPNV

wenigErfolgbeschiedenwar, kanndieunterschiedliche ideologischePosition inStadtundUmland

zumÖPNVausgemachtwerden.WährendinderStadteineangebotsorientierteÖPNV-Politikbetrieben

wurde, setzte man auf dem Land keine Hoffnung auf den öffentlichen Verkehr und betrachtete die

Verkehrspolitik der Stadt mit Mißtrauen ("autofeindlich", Abgrenzung von den hohen Defiziten;

InterviewFRANZ).ErstnachdemdiestädtischePolitikalsErfolgausgewiesenwurdeunddieerhobene

Bürgermeinungsichklar fürdenÖPNVaussprach,orientiertensichauchdiebürgerlichenMehrheiten

imUmlandaneinerÖPNV-Förderpolitik,sodaßdamitgrundsätzlicheÜbereinstimmungzwischenStadt

und Umland bestand. Nach wievor behindert allerdings die Abneigung der bürgerlichen Mehrheit im
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UmlandgegenöffentlicheVerkehrsunternehmen(z.B.:aktuelleVerhandlungenüberdenSBG-Verkauf)

eine stärkere Integration des regionalen ÖPNVs.

AusdemUmstand,daßderOBderSPDunddieLandräteundUmlandbürgermeisterderCDUangehören,

resultierteeine latenteSpannung(vgl. z.B.dieAttackendesCDU-KreisvorsitzendenFleischer,der

OB Böhme vorwarf, er spiele sich als "Oberregierungspräsident von Südbaden" auf, BZ 14.3.86), was

aber bei den Amtsträgern nicht in Erscheinung tritt, so daß dieser Aspekt nicht als Hindernis der

Kooperationbewertetwerdenkann.Die "kompetitiveOrientierung"der parteipolitischenAkteure

führte im Fall der Regio-Karte angesichts der hohen politischen Akzeptanz in der Bevölkerung nicht

zur Blockade, sondern eher zu einem Wettlauf der Akteure.

Von den erreichten Tarifintegrationen und den damit verbundenen Preisreduktionen profitieren in

ersterLinieBewohnerdesUmlandes,die indieStadtpendeln.Entscheidend für dieWahrnehmungder

Nutzendieser Tarife ist nun, daß diese Pendler sowohl als Bewohner des Umlandes als auch als Be-

schäftigteder Stadt wahrgenommen werden können, dies von den politischen Spitzen auch so geschieht

und damit der Pendler-Vorteil nicht als eindeutiges Nutzengefälle wahrgenommen wird. Da die

MehrzahlderStadtbewohner vondeneinpendelndenArbeitnehmernaber keinenNutzenhabenund in

erster Linie durch Preiserhöhungen belastet werden, wurde in der Stadt in erster Linie mit dem Frei-

zeit- und dem Umweltnutzen argumentiert. Beim Versuch einer objektiven Betrachtung kann gesagt

werden,daßdieRegio-KartefürdieUmlandbevölkerungeinebessereKosten-Nutzen-Relationaufweist

als für dieStadtbevölkerung. Dies wird im Prinzip in der Region auch so gesehen: So meinte Landrat

Schill: "Wenn die Stadt Freiburg mitmacht, ist dies sehr honorabel" (BZ 15.11.89). Dieser "Nutzen-

Vorteil", verstärkt durch dieMöglichkeit, Zuschüsse des Landes in dieRegion zu bekommen, war ein

weiterer Aspekt, der die Zustimmung in den Landkreisen sicherte.

Daß trotz des Kosten-Nutzen-Gefälles eine Einigung zustande kam, ist in erster Linie einer

"problem-solving"-Orientierung der wichtigsten politischen Akteure in Freiburg in dieser Frage

zuzuschreiben. Alle Fraktionssprecher und insbesondereder OB betonten das gemeinsame Interesse

vonStadtund Umland an der Lösung der Verkehrsproblematik. Während diese Verkehrsproblem-

Orientierung bei SPD und GRÜNEN dievorhandenen sozialen Bedenken überwog, führte dies bei der

Mehrheit der Bürgerlichen dazu, dievorhandenen territorialen Partialinteressen hintenanstehen

zu lassen.Nur bei einer Minderheit der CDU überwogder Gesichtspunkt der Benachteiligung der Stadt

gegenüberdemUmland,wobeidasnegativeVotumdieserStadträtemehralsallgemeinerAusdruckeiner

Unzufriedenheit mit der allgemeinen Belastungsverteilung zwischen Stadt und Umland zu werten ist

(Interview LEIMGRUBER). Daneben kann ein weiterer Aspekt herauskristallisiert werden, der zur

Zustimmung inFreiburgbeitrug:DieFreiburger erwarten vom Umland dieAnlage von P+R-Plätzen als

weiterenBeitragzur Lösungder Verkehrsprobleme, so daß man diegroßzügige Haltung in der Frage der

Regio-KartealserstenSchrittwertenkann,dervomUmlanddurchnachfolgendeAktivitätenausgegli-

chen werden soll (sog. "Koppelgeschäfte" nach SCHARPF 1992, S. 69ff).

UnterschiedlicheKosten-Nutzen-Relationen bei Maßnahmen im regionalen ÖPNVkönnen nicht nur

zwischenStadtundUmland,sondernauchzwischendenGemeinden imUmlandfestgestelltwerden:Von

Tarifintegrationund-verbilligungprofitierendieGemeindenmitgutemÖPNV-Anschlußdeutlichmehr

als die anderen. Die Zuschüsse zum ÖPNV, die durch die Umlandkreise geleistet werden, führen zu

einerErhöhungderKreisumlage(InteriewSCHROFF),werdenalsovonallenGemeindengleichgewichtig

getragen.DarausresultierendeBlockadenimUmlandkonntenausmehrerenGründenvermiedenwerden:

ZumeinenkönnentariflicheMaßnahmenimVergleichzuanderenMaßnahmen(z.B.Streckenneubau)doch

relativ flächendeckendinAnspruchgenommenwerden,fürschlechterangebundeneUmlandbewohner

bietet sich B+R oder P+R als Nutzungsmöglichkeit an. Zum anderen wurde im Umland die Tarifin-
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tegration immer alserster Schritt bezeichnet, dem Leistungsverbesserungen, insbesonderebessere

Anschlüsse der Dörfer, folgen sollen (vgl. z.B. BZ 3.5.91).

c. Institutionelle Faktoren

DieBemühungenum dieRealisierungvon Verbesserungen im regionalen ÖPNVfanden vor einem in-

stitutionellen Hintergrund statt, dessen Einfluß nun beleuchtet werden soll. Formelle Kooperati-

onsstrukturenbestandenseit1977inderNahverkehrskommission(dominiertvondenGebietskörper-

schaften) und seit 1984 in der Verkehrsgemeinschaft (Verkehrsunternehmen).

Beide Gremien sind reine Koordinationsgremien, in denen keine verbindlichen Beschlüsse gefaßt

werden können. Damit kann die regionale ÖPNV-Politik nicht hierarchisch durch Mehrheitsent-

scheidungenineinemübergeordnetenGremium(z.B.Verkehrsverband)erfolgen,sonderngeschieht

überVerhandlungsprozessezwischendenUnternehmenunddenExekutivenderGebietskörperschaften,

wobei die Ergebnisse dann vom Gemeinderat und den Kreistagen ratifiziert werden müssen. Das

Verhandlungssystem beruht auf Freiwilligkeit, d.h. es gibt keinen institutionellen Zwang zur

Einigung, so daß Projekte, die nicht allen Seiten mehr Vorteile als Nachteile bringen, nicht reali-

siert werden können (obwohl sie insgesamt gesehen vielleicht sinnvoll wären). Andererseits ermög-

licht die Freiwilligkeit den einzelnen Akteuren auch die einseitige Realisierung von Projekten,

(auchwenndiesdenanderenAkteurenNachteileverursacht). SolcheVerhandlungssystemebringen108

nicht generell schlechtere Ergebnisse wie Systeme mit hierarchischer Koordination (vgl. SCHARPF

1992, S. 91), es treten allerdings spezifische Probleme auf: Zum einen ist die Entmachtung der

Legislative durch die rein auf die Exekutiven bezogenen Verflechtungen zu erkennen, zum anderen

wird die Kooperation durch die Beschlußhoheit in dezentralen, durch Parteienkonkurrenz polarisier-

ten und dem eigenen Territorium verpflichteten Gremien erschwert (vgl. BENZ 1992a, S. 175). Folgt

manBREIT,derdieParteienundPolitikeralsMotoreneineroffensivenÖPNV-Politikbezeichnet(was

man im Fallbeispiel Freiburgdeutlich belegen kann),dann bedeutet dieAusschaltung der Legislative

eine Bedrohung für eine ökologisch orientierte ÖPNV-Politik ("Wir hatten Angst, daß die Ver-

waltungsspitzen es schaffen, das Ding (die Regio-Karte, J.B.) kaputt zu machen"; BREIT). Dies wird

vondenökologischorientiertenKräften im Freiburger Raum eindeutigsogesehen,weshalbsie auch

auf eine Institutionalisierung eines Verkehrsverbundes drängen, welcher durch politische Re-

präsentanten gesteuert wird (Interviews BREIT, FRANZ).109

Zum Aspekt der durch dezentrale Entscheidungsstrukturen erschwerten Kooperation wurde im vor-

hergehenden Kapitel ausgeführt, warum die Maßnahmen zur Tarifintegration in den örtlichen Ent-

scheidungsgremien nicht blockiert wurden. Insbesondere muß darauf hingewiesen werden, daß ein

Projekt wie die Regio-Karte, das inzwischen nicht mehr durch ideologische Gegensätze beeinträch-

tigt, sondern zu einem parteipolitischen Profilierungsschlager geworden war, nicht zu der in der

Theorie unterstellten Polarisierung sondern zum Wettlauf in den Ratsgremien geführt hat. Ange-

sichts der latenten Blockadepotentiale ist aber auch deutlich geworden, daß im Rahmen des vor-
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handenen, durch die Institutionenstruktur bestimmten, Entscheidungsverfahrens im Geflecht der

spezifischen Interessen nur einsehr enger Korridor für gemeinsameMaßnahmen besteht. Ideologisch

nichtsoeinheitlichgetrageneodernicht flächendeckendnutzbringendeMaßnahmensindbeidiesem

Institutionenrahmen kaum durchzusetzen.

Die institutionelle Struktur führt nicht alleine dazu, daß nur bestimmte Maßnahmen realisiert

werden können, sondernauch zu einem äußerst langwierigen und komplizierten Entscheidungsweg

(Interviews SCHROFF, RUFF).

d. Personelle Faktoren

Wie in der Parkraumpolitik läßt sich auch im Bereich der regionalen ÖPNV-Kooperation das Verhalten

derpolitischenAkteurezum Teil auf daspersönlicheVerkehrsverhaltenzurückführen,waswiederum

starkvondersoziodemographischenGruppenzugehörigkeitabhängt.Soistdavonauszugehen,daßdie

Mehrheitder(überwiegendmännlichen)MandatsträgerimUmlandkeineÖPNV-Benutzersind(soauch

FRANZ). Gestärkt wird die These, daß geschlechtsspezifische Unterschiede bei der Verkehrsmittel-

wahl (vgl. S. 102) zu einer unterschiedlichen Wahrnehmung und einer dementsprechenden Verkehrs-

politik führt, insbesondere dadurch, daß zur offensiven und angebotsorientierten ÖPNV-Politik zwei

CDU-Stadträtinnen im Aufsichtsrat der VAG maßgeblich beitrugen, indem sie diedementsprechenden

Mehrheiten in den Beschlußgremien und die Akzeptanz ihrer Fraktion sicherten (Interview BREIT).

e. Finanzielle und personelle Ressourcen

DiekostenträchtigenMaßnahmenzurVerbesserungundIntegrationdesregionalenÖPNVwurdenin

Freiburg nicht durch begrenzte Finanzen verhindert. Durch Verlagerungen von Belastungen auf das

Land, interneVerrechnungenunddieHoffnungaufeinzukünftigesFinanzierungsinstrumentkonnten

erhebliche finanzielle Mittel freigesetzt werden. Angesichts der erheblich schwieriger gewordenen

Situation aller öffentlichen Haushalte ist diese Expansionsstrategie in Zukunft deutlich schwieri-

ger.

DieMaßnahmenzurregionalenÖPNV-Kooperationwurdenbis1990praktischohneeigenesPersonalund

danach mit sehr begrenzten Kapazitäten durchgeführt. Personelle Engpäße sind damit für die relativ

langsamen Fortschritte mitverantwortlich zu machen (so auch AMELUNG, SCHROFF, RUFF).

Eine Zusammenfassung der Restriktionen und Hilfen bezüglich einer umweltorientierten regionalen

ÖPNV-Politik folgt im nächsten Abschnitt.

7.5 Zusammenfassung und Vergleich der Restriktionen der beiden Maßnahmenbereiche

DiesesKapiteldient inersterLiniederZusammenfassungdereinzelnenRestriktionsanalysen.Dane-

bensolleneinigevergleichendeAussagenzudenUnterschiedenzwischendenbeidenuntersuchten

Bereichen gemacht werden.
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Faktoren Parkraumpolitik Regionale ÖPNV-Politik

Naturräumliche, siedlungs-
geographische und städteb.
Faktoren

+/- -

Werte und Einstellungen der
Bevölkerung

(+) ++

Ökonomische Rahmenbedingun-
gen

+

Staatliche Normen und Pro-
gramme

- -/(+)

Informationen - +/(-)

Funktionale/ gruppen-
spezifische Partikularin-
teressen

--

Territoriale Partikular-
interessen

- -

Institutionenrahmen (+)/- -

Personelle Faktoren -/(+) --/(+)

Finanzielle und personelle
Ressourcen

+/(-) -

++ = starke Hilfe

+ = Hilfe

+/ - = sowohl hilfreiche als auch restriktive Aspekte

() = schwächere Ausprägung

- = Restriktion

-- = starke Restriktion

Abb. 22 Restriktionen und Hilfen für eine umweltorientierte Parkraumpolitik in Freiburg

7.5.1 Zusammenfassung

In Abb. 22 sind die zentralen Ergebnisse zusammenfassend dargestellt.

BeiderParkraumpolitikkönnendie traditionelle,engeInnenstadtbebauung,dieaufgeschlossene

Haltungder Bevölkerungsmehrheit unddieökonomischeProsperität der Region als Hilfen für eine

ökologischorientiertePolitik verbuchtwerden. "Großzügigere"Bebauungam Stadtrand,staatliche

ReglementierungundfinanzielleUnterstützungfürParkraumexpansionensowiemangelhaftesWissen

überdieWirkungenkommunalenParkraummanagementssindalsRestriktionenaußerhalbdeskPASzu

erkennen. Als zentrales Hindernis für eine ökologisch orientierte Parkraumpolitik hat sich die ein-

deutigeDominanzvonwirtschaftlichenPartikularinteressenimkPASherausgestellt. Insbesondere

der Einzelhandel kann durch einen hohen Organisationsgrad beim Thema Parkraum eine völlig ein-

seitige Problemdefinition in der Öffentlichkeit erreichen, was sich bei der Programmerarbeitung

undderkonkretenEntscheidungsfindungbeiEinzelprojekten immerwiederentscheidendauswirkt.Der

aus der Problemdefinition abgeleitete räumlich begrenzte Ansatz der Parkraumpolitik führt zu Ab-

wehrreaktionendergutorganisiertenInnenstadtvertreter.DerFreiburger Institutionenrahmenkann

sowohl auf der administrativen wie auch auf der politischen Seite als konsens- und
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innovationsorientiert bezeichnet werden, wobei der Institutionenrahmen keine ökologische Orien-

tierung der Innovationen beinhaltet. Daß auch in Freiburg die Parkraumpolitik von Personen aus

einem autoorientierten Bevölkerungsausschnitt gemacht wird, kann als Hindernis für eine ökologi-

sche Parkraumpolitik aufgefaßt werden, wobei dieser Erklärungfaktor durch Einzelbetrachtungen

eingeschränktwird.KnappeFinanzressourcenersparender StadteinennochstärkerenZuwachsan

Parkplätzen und sind deswegen als Hilfen einzustufen, während Personalengpässe eine arbeits-

intensive umweltorientierte Parkraumpolitik behindern.

Die relativ dünne Besiedlung der Freiburger Region macht die Errichtung eines attraktiven re-
gionalen ÖPNVs schwierig. Ein attraktiver regionaler ÖPNV wird aber insbesondere dadurch er-

schwert, daß die regionale Struktur der Unternehmen des öffentlichen Verkehrs stark fragmentiert

istunddiesdurchgesetzlicheRahmenbedingungenstabilisiertwird. InsbesonderedieErwartungs-

haltungderBevölkerung,aberauchangesichtsökonomischerProsperitätundstaatlicher Zuschüsse

günstige finanzielleMöglichkeiten fördernunderleichterndie regionaleÖPNV-Integration.Obwohl

grundsätzlich kein Mangel an Wissen zu konstatieren ist, behindern mangelnde Datengrundlagen

(insbesondereder zentralisiertenDB) dieschnelleRealisierungder Maßnahmen.Während funktionale

Partikularinteressen nicht artikuliert werden, können virulente territoriale Partialinteressen

durchdieWahlderMaßnahmen,durch"faire"KostenverteilungunddurchKoppelgeschäfte integriert

werden. Der bisherige Institutionenrahmen, der die freiwillige Kooperation zum Entscheidungs-

prinzip macht, reduziert die möglichen und durchsetzbaren Integrationsmaßnahmen auf solche, die

auf einem sehr breiten ideologischen Konsens und auf einer flächendeckenden Nutzenverteilung

beruhen.InsbesonderedasmangelndeGewicht,dasdiebürgerlicheMehrheitimUmlanddemÖPNVzumaß,

blockierte lange Zeit eine wirklich relevante Attraktivitätssteigerung und Integration des

regionalen ÖPNV. Ein plausibler Erklärungsfaktor für dieses mangelnde Interesse, das von der

Umlandbevölkerungnichtgeteiltwurde, liegt indersoziodemographischenZusammensetzungder

Entscheider, die einem besonders autofixierten Bevölkerungssegment zuzurechnen sind. Dieser

Ansatzbietet auf der anderen Seite auch einen Teil der Erklärung für die aufgeschlossenere Haltung

der Freiburger Verkehrspolitiker und vor allem der Verkehrspolitikerinnen. Begrenzte finanzielle

undpersonelleRessourcenführtenzuVerzögerungen,abernichtzuVerhinderungenvonMaßnahmenzur

Verbesserung des regionalen ÖPNV.

7.5.2 Vergleich

Bei einer vergleichenden Betrachtung der beiden Maßnahmenbereiche fallen folgende Aspekte auf:

(a)DasBilddervorgefundenenRestriktionen fürumweltorientierteMaßnahmenimPersonennahverkehr

istsehrvielfältig.MonokausaleUrsachenzuschreibungenfürdiemangelhafteUmsetzungsolcher

Maßnahmen sind deswegen nicht angebracht.

(b) Maßnahmen zur Förderung des ÖPNV(Verkehrsverlagerungsstrategiedurch Expansion) besitzen

bessere gesellschaftliche Vorraussetzungen als restriktive parkraumpolitische Maßnahmen (Strate-

gie der Verkehrsverminderung und -verlagerung durch Restriktion). Erstere widersprechen im

GegensatzzuzweiterennichtdenRegelnderWachstumsgesellschaft.SindesbeidererstenGruppe

vor allem Umsetzungsprobleme, so können bei der Parkraumpolitik in erster Linie Zielfindungs-

probleme konstatiert werden, was dementsprechend hier zu harten Wert- und Interessengegensätzen

führt.BeiderDominanzderwachstumsorientierten Interessen,welchedurchdieSelektivitätendes

kPAS noch verstärkt werden, wird das Instrumentarium Parkraumpolitik - statt zu einer restriktiven
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Verkehrspolitik beizutragen, wie in umweltorientierten Konzeptionen vorgesehen - zu einem In-

strument der Optimierung und Kapazitätserhöhung.

(c)DievorgefundenenRestriktionenfürumweltorientierteMaßnahmensindzueinemerheblichenTeil

fundamentaler Natur (z.B. Organisiertheit und Artikulationsfähigkeit von Interessen, soziode-

mographischeZusammensetzungderEntscheider)unddamiteinerschnelleninstrumentellenLösung
kaum zugänglich. Trotzdem gibt es auch Ansatzpunkte für konkrete handlungsrelevante Änderungs-

möglichkeiten (vgl. Teil III).

(d)BeideMaßnahmenbereichewerdendurchexterneRestriktionenerschwert,zentraleHindernisse für

eineumweltorientierteAusrichtungundUmsetzungdieserMaßnahmenliegenaber imkommunalenPAS

begründet.Ansatzpunkte füreineökologischeModernisierungsinddamit sowohl im kommunalpo-

litischen Feld (bessere Interessenintegration im demokratischen Willensbildungsprozeß) als auch

imadministrativenBereich(bessereStrukturenundGewichtsveränderungenimInstrumenteneinsatz)

auszumachen.
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8 Rückbezug der Ergebnisse zur bisherigen Forschung und umweltpo-
litisches Resümee

Zum Abschluß des empirischen Teils der Arbeit werden einige Ergebnisse der Restriktionsanalyse mit

den bisherigen wissenschaftlichen Erkenntnissen, wie sie in Kapitel 5.2 skizziert wurden, ver-

glichen. Zuletzt werden die Erkenntnisse in einem verallgemeinernden Resümee über die Chancen

umweltorientierter Modernisierung in einen weiterreichenden Kontext gesetzt.

Auch in der kommunalen Verkehrspolitik finden die verwaltungswissenschaftlichen Erkenntnisse

(vgl. WOLLMANN, ZAPF-SCHRAMMvorne) Bestätigung,daß administrativ-bürokratischeRestriktionen

(fragmentierteVerwaltungszuständigkeiten,fachverwaltungsspezifischeHandlungslogikenundunzu-

reichende Personalausstattung) Politikinnovation verhindern. Im Fallbeispiel Freiburg verhindern

sie allerdings weniger eine allgemeine Innovation, als vielmehr eine wirklich fundierte Ökologi-

sierung. Insgesamt hat sich aber gezeigt, daß verwaltungsinterne Hindernisse nicht so schwer

wiegen, wie das Bestehen eines Ungleichgewichts von kurzfristigen Wirtschaftsinteressen und

langfristigen Umweltschutzinteressen im politischen Prozeß. So war z.B. das in der verwaltungs-

wissenschaftlichen Literatur häufig erwähnte Phänomen der selektiven, nur auf den engen Auf-

gabenzuschnittbegrenztenWahrnehmungbeideninterviewtenVerwaltungsmitgliedernkaumfestzu-

stellen, vielmehr wurde das Bewußtseinder Verzahnung der Verkehrspolitik mit anderen Politik-

bereichen in ihren Ausführungen sehr deutlich. Der entscheidende Gesichtspunkt ist nicht die

Nichtwahrnehmungverkehrsexterner Ziele und Auswirkungen, sonderndieselbe Ungleichgewichtung

dieser Ziele, wie sie sich in der öffentlichen politischen Auseinandersetzung manifestiert. Damit

wird die Auffassung unterstützt, daß Selektivitäten weniger ein Informationsproblem als ein

Machtproblem darstellen (vgl. vorne S. 41).

Bezüglichder Knappheitder kommunalenFinanzressourcenmuß die in der Literatur festzustellende

einseitige Einstufung als Restriktion modifiziert werden. Die Verhinderung ökologisch bedenk-

licher Projektekannoftmalsnur mit dem "Verbündeten"Finanzknappheiterreicht werden. Insofern

böte theoretischdieaktuelleFinanzentwicklungder öffentlichenHaushalteunter ökologischenGe-

sichtspunkten die "Chance der Krise". Realistisch ist aber anzunehmen, daß eher langfristige um-

weltorientierte Projekte dem Rotstift zum Opfer fallen als wachstumsstimulierende Verkehrsex-

pansionsprojekte.

DieThesevonSCHREYER,daßdiemangelndeNutzungderVersorgungsbetriebe,diesich inkommunaler

Hand befinden, für umweltorientierte Zielsetzungen mit der Art der Aufsichtswahrnehmung zu-

sammenhängt,kanndurchdasFallbeispieldeutlichgestütztwerden.Dieäußerst innovativeRolleder

VAGistohnedieAufsichtsratsbesetzungdurchdiePolitiker (im GegensatzzuAufsichtsräten aus der

Exekutive) und die gemeinderätliche Tarifsetzung nicht erklärbar (so selbst RUFF).

Bei der regionalenZusammenarbeit im ÖPNVbleibt festzuhalten,daß zwar Institutionenrahmen und

Entscheidungsverfahren für dieSchnelligkeit und Qualität der Ergebnisse auch eine Rolle spielen,

vorallemaberentgegenstehende ideologischeGrundpositionenundschwierigesiedlungsstrukturelle

und rechtliche Ausgangsbedingungen eine ökologisch sinnvolle ÖPNV-Integration behindern.
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InderpolitikwissenschaftlichenDiskussionzurUmweltpolitikwirddendezentralen(kommunalenund

regionalen) Institutionen große Bedeutung bei der ökologischen Modernisierung der Gesellschaft

zugewiesen (vgl. z.B. JäNICKE 1993, S. 27). Überschaulichkeit, Problem- und Bürgernähe sind die

Stichworte,mit denendieHoffnungauf dezentraleBeiträge zur Überwindung der Umweltkrise ver-

knüpftwerden(vgl.z.B.MÜLLER-BRANDECK-BOQUET1993,S.103).KommunaleHandlungsansätzesollen

das"Politikversagen"aufstaatlicherEbenekorrigieren (vgl.WOLLMANN1990,S.102).AlsErgebnis

dieser Arbeit bleibt festzustellen, daß diese Hoffnungen nur sehr eingeschränkt berechtigt sind.

NebenderAbhängigkeitdeskPASvongesamtgesellschaftlichenundgesamtstaatlichenEntwicklungen

unddem daraus resultierenden beschränkten Handlungsspielraum sind es vor allem auch Variablen

innerhalb des kPAS, die eine ökologische Ausrichtung der gesellschaftlichen Modernisierung

behindern.Nichtsdestotrotz führtder konkreteProblemdruckvor Ort (wobei dieProblemwahrnehmung

allerdings immer noch eine antiquierte ist) und ein offenes und innovationsfreundliches kPAS, wie

es in Freiburg vorzufinden ist, zu Modernisierungsschüben, so daß die (Freiburger) kommunale

Verkehrspolitik im Vergleich zur Verkehrspolitik auf den staatlichen Ebenen auch als relativ

umweltorientiert bezeichnet werden kann. Aber gerade die Ergebnisse der Betrachtung einer relativ

erfolgreichen Verkehrspolitik lassen Zweifel am Sinn einer ökologisch motivierten Modernisierung

aufkommen.Dies liegtander "Dialektikdes Erfolgs" (LAHL1992, S. 5): Was der ehemalige GRÜNE De-

zernent für die relativ erfolgreiche Abfallpolitik der Stadt Bielefeld aufzeigt, kann für die fort-

schrittliche Verkehrspolitik in Freiburg ebenfalls konstatiert werden: Gerade wenn es gelingt,

InnovationeninumweltrelevantenBereichenumzusetzen(z.B.Abfallwiederverwertungskreisläufe,

Parkplatzbewirtschaftung), muß festgestellt werden, daß das Ergebnis in erster Linie eine Kapazi-

tätserhöhung (z.B. Ressourcenverbrauch, Verkehrsleistung) darstellt und nur im Bereich des Zuwach-

ses ein gradueller Strukturwandel hin zu ökologisch verträglicheren Systemen und Lebensweisen

(z.B. Recycling, Benutzung des Umweltverbundes) erreicht werden kann. Somit scheint in unserem

Gesellschafts-undWirtschaftssystemauch inder UmweltpolitikdiegleicheLogikwie inder Sozial-

politik zu gelten: Umverteilung und strukturelle Änderungen sind nur im Bereich der Zuwächse zu

erreichen. Gibt es keine Zuwächse, so erfolgt keine strukturelle Veränderung sondern ein "Roll-

back" (wie aktuell in beiden Politikfeldern zu verfolgen ist). Im Gegensatz zur Sozialpolitik

bedeutetdiesaber fürdieUmweltpolitikeinausweglosesDilemma,daModernisierungseffektedurch

dieWachstumseffekte wieder "aufgefressen" werden, so daß sich grundsätzliche Fragen zumindest

nachderRolledesStaates(undderKommunen)alsWachstumspromotor(soJÄNICKE1993,S.20),aber

auch nach dem Sinn einer systemimmanenten Modernisierung stellen (so MAYER-TASCH 1993).
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III Konzeptioneller Teil: Überlegungen zur
V e r b e s s e r u n g d e r
Durchsetzungsmöglichkeitenfürumwelt-
orientierte Verkehrsmaßnahmen

In diesem abschließenden Kapitel werden einige Überlegungen angestellt, wie eine umweltorien-

tiertere kommunale Verkehrspolitik erreicht werden könnte. Neben konzeptionellen, rechtlichen und

instrumentellenAnregungenstehenvoralleminstitutionelleundprozessualeVorschlägezurChan-

cenverbesserung des Umweltinteresses im kPAS im Vordergrund.



DievonPlanernundPolitikerninzwischensogernverwendeteParolevondernotwendigenVerbesserungdesÖPNVszurVerkehrsentlastungsollterevidiertoder110

zumindestergänztwerden.WeitsichtigereÖPNV-Managererkennendurchaus,daßderÖPNV-AusbaunichtnurpositiveVerkehrswirkungenbesitzt.SowiesRUFFim
Interviewdaraufhin,daßauchinFreiburgdieAnteilederFußwegeständigabnehmenunddieLeutesich jetzt indieStraßenbahndrängen,wosievorherzuFuß
gegangen sind.

DieErkenntnis,daßmanEngpäßeproduzierenmuß,umvernünftigeParkraumpolitikbetreibenzukönnen,stehtnatürlichimWiderspruchzurkonventionellen111

HandlungslogikderVerkehrsplaner,diedasParkproblemlieberdurchBauen(scheinbar)lösenalskonfliktreichdieVerteilungdesParkraumsmanagenwollen.
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9 Neue konzeptionelle Schwerpunktsetzungen für die örtliche Ver-
kehrspolitik

Konzeptionell müssen in der kommunalen Verkehrspolitik sehr viel stärker als bisher die

Entstehungsbedingungen des Verkehrs im Mittelpunkt der Betrachtung stehen. Der Wagen vor der

Haustür oder in der hausinternen Garage und die Sicherheit, einen Parkplatz am Ziel zu finden,

führenunweigerlichzur Autonutzung - egal wiegutder ÖPNVausgebaut ist bzw.welchesonstigenver-

kehrspolitischenBemühungenzumUmstiegunternommenwerden. KonzeptionellmußderParkraum110

deswegen weiterhin der zentrale Ansatzpunkt für eine Verkehrswende in der Stadt sein, auch wenn im

Fallbeispiel gezeigt wurde, daß diebisherigen Ansätze - obwohl sie als umweltorientiert verkauft

werden-kaumzueinerVerkehrsentlastungführenwerden. ImVordergrundderBemühungensolltendes-

wegen möglichst flächendeckende Reduzierungen der vorgeschriebenen Stellplätze bei wieder

verstärktanstehendenNeubautenstehen.Diesgilt sowohl bei Zielorten (Innenstadt, Industrie- und

Gewerbegebiete)alsauchbei denAusgangsorten (Wohnungen).Während bei ersterenbereitsBeispiele

vorliegen(vgl.APEL/LEHMBROCK1990;KasselerStellplatzsatzungvom23.11.1992;Sitzungsvorlage

zumBebauungsplanGewerbegebietStrohmeyersdorf inKonstanzvom7.5.92),solltedasbisherigeTabu

dernotwendigenStellplätzebeimWohnungsbaudringendgebrochenwerden.Damitkönnten"mehrere

Fliegen mit einer Klappe geschlagen" werden:

- DerWohnungsbauwürdeverbilligtundangeregt;dadurchdieWohnungsnot indenStädtenge-

mildert und der Suburbanisierungsprozeß abgeschwächt;

- Städtebauliche Verdichtung würde ermöglicht und Verkehr damit vermindert, und

- im Sinne einer Kontextsteuerung würde damit erreicht, daß das ökologisch zentrale Problem

der verkehrsanziehenden Parkplätze zu einem im kPAS erst resonanzfähigen Engpaßproblem

umgewandeltwürde.DieSchaffungeinesEngpaßproblemsermöglichterstdenEinsatzder Park-

raumbewirtschaftung mit verkehrssteuernder und automobilreduzierender Zielrichtung.111

WeitergehendeUmsetzungendiesesAnsatzessindautofreieWohnzonen,wobeizwischeneinemhalb-

herzigenAnsatzder Verlagerungder Parkplätze außerhalbdieser Zonen (soeinProjekt in Hamburg,

vgl.ZEIT7.5.93)undkonsequentenModellenwieinBremenundNürnbergunterschiedenwerdenkann.

InBremenverpflichtensichdieBewohner, keinAutoanzuschaffen (vgl. GLOTZ-RICHTER 1992,S.3).

Die Möglichkeit der Verpflichtung zur Autolosigkeit in Miet- oder Kaufverträgen wird durch ein

Rechtsgutachtengestützt (vgl. DERLEDER 1992).Verknüpftwerden solche autofreien Zonen mit Car-

sharing-Modellen,diealsZwischenschritt zur "Autoentwöhnung"aufgefaßtwerdenkönnen(vgl. RÜTH

1993, S. 177).



EineKonkurrenzeinstellungzumMIVistnichtnurökologischnotwendig,sonderneigentlichauchunterfinanziellenGesichtspunktenzwingend.Warumdiesvon112

denzentralenAkteurendesÖPNVnichtsowahrgenommenwird,erklärtsichstetsaufsneuebeiderBesichtigungdesAuto-ParkplatzesdieserVerkehrsbetriebe.
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Nachdem es inFreiburgnichtgeschafft wurde, dieNachfrage nach Wohn- und Gewerbeflächen in

Richtung InnenentwicklungundVerdichtungzusteuern(obwohldasbenötigteFlächenpotential nach

einemGutachtendesUmweltbundesamtes innerhalbderbesiedeltenFläche inFreiburgvorhanden ist,

vgl.UMWELTBUNDESAMT1988),undder Gemeinderatbeschlossenhat,einenneuenStadtteil auf der

grünen Wiese anzulegen, bietet sich gerade in Freiburgdie Chance, diese konzeptionellen Überlegun-

gen auch umzusetzen. Damit könnte wenigstens die Verkehrsmittelwahl der neuen Bewohner

umweltfreundlich gesteuert werden, wenn es schon nicht gelingt, durch Innenentwicklung die We-

gelängen zu reduzieren.

AuchbeiderregionalenÖPNV-KooperationistdemAspektderVerkehrsentstehungmehrRechnungzu

tragen.AuchVerbesserungenimÖPNVbedeutendieReduktiondesRaumwiderstandesundtragenzum

zirkulär-kumulativen Prozeß der Suburbanisierung bei. Aus ökologischer Perspektive sind solche

Verbesserungen in erster Linie notwendig, um Restriktionen beim MIV durchzusetzen bzw. (reali-

stischgesehen),umdemDrucknachständigneuemAusbaudesStraßennetzeszubegegnen.DieAkteure

desregionalenÖPNVssolltendieKonkurrenzsituationzum MIVauchalssolchebegreifen, sichnicht

durch das aktuelle Zauberwort der "Kooperation der Verkehrsträger" "einwickeln" lassen und sich

deutlich aktiver in die Gesamtverkehrspolitik einmischen.112

Die Zusammenarbeit im ÖPNV verstärkt die Kontakte und die finanziellen Verflechtungen der Ge-

bietskörperschaften in der Region, sie kann vielleicht sogar zum Aufbau einer regionalen Identität

beitragen. Dies wäre eine Voraussetzung dafür, daß die für eine ökologische Verkehrspolitik zen-

trale Koordination der regionalen Flächennutzung verbessert werden könnte.



DementsprechendproblematischistdieAnkündigungderLandesregierunginBaden-Württemberg,denKommunendieEntscheidungüberdenEinsatzvonBegrenzungs-113

regelungen zu überlassen. Problematisch ist nicht die Einräumung von dezentralen Spielräumen, sondern die Verteilung von Regel und Ausnahme.

So geht selbst der Gutachter des rot-grün-regierten Frankfurts noch davon aus, daß "es Sinn dieser gesetzlichen Stellplatzpflicht ist, die öffentlichen114

VerkehrsflächenvondemruhendenVerkehrzuentlasten.AndiesemGrundgedankenistauchausheutigerSicht-bei immernochsteigenderMotorisierungsogar
mehr denn je - festzuhalten" (STADT FRANKFURT 1990, S. 103). Hier schimmert immer noch die Philosophie der Anpassungsplanung durch.
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10 Änderung von Rechtsvorschriften und Zuschußregelungen

FüreineökologischorientierteParkraumpolitik istbesondersdieÄnderungderLandesbauordnungen

von großer Bedeutung. Der beste und weitestgehende Vorschlag dazu stammt von Lehmbrock (1990,

S. 259), der die Verpflichtung zum Stellplatzbau aufheben und durch eine Verkehrsabgabe mit dem

Bemessungskriterium "bebaute Fläche" ersetzen will. Damit könnte nicht nur der Neubau von Stell-

plätzen reduziert, sondern auch ein sparsamer Umgang mit Siedlungsfläche angereizt werden.

Insbesondere wäre damit auch ein Steuerungsmittel gegen die flächenintensiven Einzelhandels-

betriebeaufdergrünenWiesegegeben.DiebisherdiskutiertenundbereitsbeschlossenenÄnderungen

der Bauordnungen indenLändernbleibenhinter diesem Vorschlagweit zurück.Gleichwohl bringensie

VerbesserungenzumjetzigenZustand. InNordrhein-Westfalensiehtder Gesetzesentwurfder Landes-

regierung(LANDTAGSDRUCKSACHE11/3928v.19.6.92)vor,daßdieÖPNV-ErschließungbeiderFestset-

zung der notwendigen Stellplätze zwingend berücksichtigt werden muß, daß Ablösebeiträge ent-

sprechendgestundetwerdenundauchfür Radabstellmöglichkeiteneingesetzt werdenkönnen.Daneben

sind kommunaleSatzungen, die den Bau von Fahrradabstellmöglichkeiten vorschreiben, vorgesehen.

Angesichts der Erfahrungen aus dem Fallbeispiel sind diese Novellierungsansätze ungenügend, da

weiterhin vom Normalfall des Stellplatzbaus ausgegangen wird, und Einschränkungen vor Ort be-

gründetunddurchgesetztwerdenmüssen,wasimkPASnurschwergelingt.NormundAusnahmesollten

umgekehrt geregelt sein, so daß der Routinefall gleichzeitig den ökologisch sinnvollen Fall dar-

stellt. Diesem Ansatz steht immer noch die Grundphilosophie der Verkehrsplaner entgegen, die in113

erster LiniedieBelastungdes fließendenVerkehrsdurchdenruhendenVerkehr im Blickpunkt haben

undRegelungenausdieserPerspektivekonzipieren. SinnheutigerRegelungenimVerkehrmußes114

dagegen sein, dieVerkehrsumwelt (Mensch und Natur) von Belastungen freizuhalten und den Verkehr

inSchrankenzuhaltenundauf sichselbst "zurückzuwerfen",danur dadurcheinenegativeRückkop-

pelung mit entsprechend stabilisierender Wirkung erreicht werden kann (systemisches und ganz-

heitliches Denken statt linearem und verkehrssysteminternem Denken).

Das Fallbeispiel hat aber auch gezeigt, daß mehr noch als die rechtlichen Rahmenbedingungen die fi-

nanziellen Zuschußregelungen die Parkplatzexpansion anregen. Hier bietet sich ein sinnvolles Feld

für Haushaltskonsolidierungsansätze auf Länderebene.

Im Bereich der Parkraumpolitik besteht weiterhin dringender Handlungsbedarf hinsichtlich der Mög-

lichkeiten,dieParkraumüberwachungzuverbessernunddieAhndungzuverschärfen(vgl.LEHMBROCK

1990. S. 261-264).

DieregionaleKooperationderÖPNV-UnternehmenwirddurchdieFestlegungendesPersonenbeför-

derungs-Gesetzes empfindlich gestört, insbesondere durch die konservative Konzessionsregelung.
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Aktuelle Initiativen der Länder zur Änderung dieser Regelungen werden von den privaten Busunter-

nehmenbereitstorpediert, indemsiedieBundesregierungumHilfeangerufenunddieBemühungenum

eine integrierte ÖPNV-Planung mit ideologischen Kampfbegriffen ("wie in der DDR", "von oben")

attackieren (vgl. SÜDKURIER 11.5.93).
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11 Gewichtsverschiebungen beim Instrumenteneinsatz

"EinenBeitragzur`Erneuerung'staatlichenPolitik-undVerwaltungshandelnskönntendieKommunen

dadurch leisten, daß sie (...) in ihrer Umweltpolitik neue, eher kommunikative und persuasive

Interaktions-, Organisationsformen und Handlungsmuster wählen" (WOLLMANN 1990, S. 103).

Insgesamtkönnte man eine Hierarchieder Modernität der Instrumente für die kommunale Verkehrs-

politik aufstellen:

Modernität

a. Bauen niedrig

b. Ordnungsrecht

c. Finanzielle Steuerung

d. Kommunikation hoch

Diese Hierarchie wurde in ähnlicher Weise schon seit längerem für das gesamte staatliche Handeln

proklamiert (vgl. ETZIONI 1975) und wird in der politikwissenschaftlichen Modernisierungsdiskus-

sion im Prinzip so verwendet (vgl. die Beiträge in ZILLEßEN 1993).

Während im ÖPNV inzwischen das Public-Awareness-Konzept eine Ausbreitung in ganzDeutschland

erfahren hat und auch im Fallbeispiel Freiburg den zentralen Ansatzpunkt zur Verbesserung des re-

gionalenÖPNVdarstellte,sinddiekommunikativen InstrumentezurSteuerungdes ruhendenVerkehrs

nochschwachausgeprägt.HierkannmangeradeerstdenÜbergangvom"Bauen"zuordnungsrechtlichen

und finanziellen Steuerungsansätzen beobachten (eigentlich nur die Ergänzung). Eine umwelt-

orientierteParkraumpolitikerfordertdieModernisierungdes Instrumentariums,wobeidamiteine

deutliche Gewichtsverlagerung weg vom Bauen hin zu Ansätzen der Information, Überzeugung und

Beteiligung der Bevölkerung allgemein, aber insbesondere der Multiplikatoren und der

Interessenvertreter gemeint ist.

Voraussetzungen für eine solche Gewichtsverschiebung sind neben institutionellen Innovationen

(vgl.unten) Veränderungenbei der Ausbildung,der Rekrutierungund der Handlungsorientierung des

Personals. Gefordert ist ein mehr management- und politikstrategisch-orientierter Typus des Ver-

kehrsplaners.

Die Analyse hat gezeigt, daß die bereits bestehenden konzeptionellen, rechtlichen und instrumen-

tellen Möglichkeiten auch in einer ökologisch aufgeschlossenen Stadt lange nicht ausgeschöpft

werden.ZentralerAnsatzpunktfürVerbesserungsvorschlägemußdeswegenderWillensbildungsprozeß

im kPAS sein.



DieKritikandemQuorumvon30%derStimmberechtigtenfürdenErfolgeinesBürgerentscheidsnachderbaden-württembergischenKommunalverfassungwirdauch115

von WEHLING (1989, S. 93) geteilt.
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12 Institutionelle und prozessuale Innovationen zur Demokratisie-
rung und Ökologisierung der kommunalen Verkehrspolitik

Ziele neuer institutioneller und prozessualer Ansätze sind das Aufbrechen von Innovationsbarrieren

auf der einen Seite (z.B. dieDominanz und Autofixiertheit des Einzelhandels) und andererseits die

ErmöglichungderUmsetzungvonneuerenKonzeptionenund Instrumenten,diemehraufgesellschaftli-

che Selbststeuerung ausgelegt sind.

Zur Erreichung des ersten Ziels sind neue Formen der Entscheidungsvorbereitung und -findung not-

wendig.

Zuerst soll dabei die Möglichkeit der Verbesserung der plebiszitären Elemente in der Kommunal-

verfassung angesprochen werden. Die Verhinderung von autoorientierten Großprojekten in Schweizer

Städten durch Volksentscheide (so JOOS 1993), die Ergebnisse der Befragungen von Bürgern und

Entscheidernzu ihren Positionen zur Verkehrspolitik und auch die Erfahrungen in Freiburg, wo der

BürgerentscheidgegendieGroßprojekteamBahnhofnichtanderMehrheitderStimmenden,sondernam

formalen Quorum gescheitert ist, verdeutlichen die potentiellen Chancen der Stärkung direktde-

mokratischer Elemente im kPAS für eine umweltorientierte Politik. Dieser Ansatzpunkt liegt al-115

lerdingsnicht im Hoheitsbereichder Kommunenund istdamiteiner schnellenUmsetzungnicht zu-

gänglich.

Deswegensollenhier inersterLinieneue(bzw.neuaufgekommene)FormenderPolitikberatungund

Entscheidungsvorbereitungvorgestelltwerden.NebendemModell"BürgergutachteninPlanungszel-

len"(vgl.FISCHER-OHLEMACHER/KöRBER1993,S.202-219)gewinntdabeivorallemdas"Mediations-

verfahren" verstärkt an Aufmerksamkeit (vgl. FIETKAU/ WEIDNER 1992).

Zentral an beiden Modellen ist, daß bei politisch sehr umstrittenen Projekten und Planungen im Vor-

feldderEntscheidungder formal zuständigenGremienForengeschaffenwerden, indenenunter An-

leitungunabhängigerundprofessionellerVermittler zwischendenKontrahentenKompromissegesucht

werden. Wichtig ist sowohl der rational-aufklärerische wie auch der konsensstiftende Effekt sol-

cherForen.WährendbeiderPlanungszellezufälligausgewählteBürgerInnenaufLösungssuchegehen,

sindbeidenMediationsverfahrenInteressensvertreterdergesellschaftlichenGruppenintegriert.

Beide Verfahren können im Sinne einer bloßen Akzeptanzsicherung eingesetzt werden, und die bis-

herigen Erfahrungen zeigen, daß dies auch die Mehrzahl der bisherigen Versuche dieser Art (vor-

wiegendStandortsuchefürMülldeponien) inderBundesrepublikkennzeichnet(vgl.HOLTKAMP1993).

UnterdemGesichtspunkt,daßauchökologischsinnvolleKonzeptionenimnormalenEntscheidungs-

verfahrenblockiertwerdenkönnenundunterderVoraussetzungeinerökologischenOrientierungder

städtischen Initiatoren, versprechen solche Verfahren aber durchaus Verbesserungen gegenüber dem

normalenProblembearbeitungsprozeßindenKommunen.EinBeispielhierfürstelltdas"Verkehrsforum

Heidelberg" dar. Zur Erarbeitung eines Verkehrsleitbildes und als Begleitforum während der
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Abb. 23 Anteileder Gruppenam Verkehrsforum Heidelberg (Quelle:StadtHeidelberg/ Heidel-
berger Straßen- und Bergbahn AG 1992, S. 76)

Entwicklung eines neuen Verkehrsentwicklungsplanes durch einen externen Gutachter konstituierte

sichAnfang1991auf InitiativederneuenOberbürgermeisterinBeateWeberdasVerkehrsforum.Alle

am Verkehrsthema interessierten Körperschaften, Institute, Behörden, Parteien und Stadtteilver-

tretungenkonntenimRahmeneinerBürgerversammlungeinenVertreterfürdasVerkehrsforumbenennen

(vgl. STADT HEIDELBERG 1992, S. 3). Dadurch konnte zweierlei erreicht werden:

- DieZusammensetzungdesVerkehrsforumsbrachteeineäußerstumfassendeRepräsentationder

gesellschaftlichen Interessen, so daß die Dominanz der Wirtschaftsvertreter im

Problemdefinitionsprozeß gebrochen werden konnte (vgl. Abb. 23) und

- ortsansässige verkehrs- und umweltwissenschaftliche Institute konnten einen maßgeblichen

Informations-Input in die Beratungen des Verkehrsforums geben.

BasierendaufdemStandEnde1992läßtsichzumErgebnisdiesesVerfahrenssagen,daßdiebisherigen

Arbeitsergebnisse auf ein sehr progressives Verkehrsleitbild hinzielen, und dies vor allem von

einem breiten Feld der politischen Akteure getragen wird. Allerdings scheint das Ziel der

Konsensstiftungnichterreichtzuwerden,dadiesich inder Minderheit befindendenEinzelhandels-

vertreter sichnicht indieMehrheitsbeschlüsseeinbinden lassen(vgl.STADTHEIDELBERG1992,

S. 69), die CDU einen konfrontativen Kurs einschlägt und vor allem die Lokalzeitung eine extrem

autofixiertePositioneinnimmt(EindrückeausdemBesuchdesZeitungsarchivsderRhein-Neckar-

Zeitung im November 1992).

"Richtig" konzipierte Foren dienen also in erster Linie der breiteren Interessenartikulation und

derRationalisierungderDiskussiondurchwissenschaftliche Inputs,währenddieGrundideederKon-

sensstiftung skeptisch beurteilt werden muß. Solche Foren sollten auch im Bereich der regionalen



DieseAnsätzesindinderneuestenStudiedesbekanntenVerkehrs-undUmweltberatersFredricVesterebenfallshervorgehoben.ErsollmitseinerStudiedie116

verfahreneSituationinbayrischenKurortenlösen,diesichals"autofrei"bezeichnetenundElektrobussevonGroßparkplätzenamOrtseingangfahrenließen,
die aber kaum jemand benutzte, da innerörtlich noch genügend Parkraum zu finden war (vgl. SüDDEUTSCHE ZEITUNG 27.5.1993).
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VerkehrspolitikAnwendung finden,dahier der Aspektder Schaffungeiner gemeinsamenProblemsicht

noch wichtiger ist.

AbernichtnurderProzeßderpolitischenWillensbildungbedarfneuerVerfahren,umökologischeund

demokratische Innovationenvoranzutreiben. Ebenso benötigen dieUmsetzung neuerer Konzeptionen

derVerkehrssteuerungundderEinsatzneuerer InstrumenteveränderteMusterderPolitikgestaltung.

Die Kommune ist als alleiniger Problemlöser in der Verkehrspolitik überfordert. Die Parkraum-

politik zeigt deutlich, daß äußerst relevante Ansatzpunkte zur Steuerung nicht in ihrem direkten

Zugriffsfeld liegen. Notwendig ist die verstärkte Inanspruchnahme der Verkehrsverursacher in

Wirtschaft und Gesellschaft als Helfer zur Problemlösung. Dabei ist weniger an Appelle an den Ein-

zelnenzur bewußtseinsbedingtenVeränderung im Verkehrsverhaltenzudenken,alsvielmehr an die

korporatistischeEinbindungaggregierter Bevölkerungsteile,wiesieUnternehmen,Gewerkschaften,

Verbände,Vereine(insbesonderediegroßenSport-undMusikvereine),Studentenverbände,Schulen

und Kirchen darstellen. Ebenso sind Berufsgruppen, die geeignete Multiplikatorenstellen (wie

Arztpraxen, Friseurgeschäfte) darstellen, einzubinden. Diese Gruppen müssen in die Verantwortung116

zur Bewältigungder Verkehrsproblemegenommenwerden,was für dieKommunekeine "Entlastungs-

strategie",sonderndieWahrnehmungeiner"prozeduralenSteuerung"(OFFE1975)bedeutet.ImÖPNV

sind solche Tendenzen bereits sichtbar (Job-Tickets, Semester-Tickets, Messe-Tickets u.ä.), aber

auch bei der Umsetzung und der Aktzeptanzsicherung von verkehrsmindernden Innovationen (z.B.

Fahrgemeinschaften,Car-sharing)undrestriktivenVerkehrsmaßnahmen(Bewirtschaftungprivater

PP)sindBeiträgedieserGruppenpolitischundmoralischeinzufordernbzw.durch"Tauschgeschäfte"

(z.B. Gebührenreduktion oder Mitbestimmungsrechte) herbeizuführen.
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Verzeichnis der Interviewpartner

(mit Datum des Interviews)

FrauBERGER,Fraktionsgeschäftsführerin/HerrFRIEBIS,Stadtratder GRÜNEN im Freiburger Ge-

meinderat (13.1.1993)

Herr AMELUNG, Geschäftsstellenleiter der Verkehrsgemeinschaft Freiburg (19.1.1993)

Herr BREIT, Fraktionsvorsitzender der GRÜNEN im Freiburger Gemeinderat und Ausichtsratsmitglied

der VAG (19.1.1993)

HerrFRANZ,VerkehrspolitischerSprecherderSPD-Kreistagsfraktion imKreistagBreisgau-Hoch-

schwarzwald (4.3.1993)

Herr FRIEDRICH, Verkehrspolitischer Sprecher der SPD-Fraktion im Freiburger Gemeinderat

(19.1.1993)

Herr GÖBEL, Leiter des Tiefbauamtes der Stadt Freiburg (4.3.1993)

Herr KEMNITZ, Stadtplanungsamt der Stadt Freiburg (7.12.1992)

HerrKÖRSCHGES,GeschäftsführerderIndustrie-undHandelskammerSüdlicherOberrhein(19.1.1993)

Herr LEIMGRUBER, Verkehrspolitischer Sprecher der CDU-Fraktion im Freiburger Gemeinderat

(4.3.1993)

Herr NOESKE, Geschäftsführer des Verkehrsclubs Deutschland, Kreisverband Freiburg (13.1.1993)

Herr REINHARDT, Leiter des Gemeindevollzugsdienstes der Stadt Freiburg (9.12.1992)

Herr RUFF, Betriebsleiter und Hauptabteilungsleiter für die Abteilung Betrieb und Verkehr, ehren-

amtlicher Geschäftsführer der Verkehrsgemeinschaft Freiburg (13.1.1993)

Herr RUMP, Tiefbauamt der Stadt Freiburg (9.12.1992)

HerrSCHROFF,AmtfürStrukturplanungundWirtschaftsförderung,LandratsamtBreisgau-Hochschwarz-

wald (4.3.1993)
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Anhang

Verzeichnis der Anlagen

Anlage 1 Pkw-Bestandsentwicklung inderBRD(Quelle:SPD-BUNDESTAGSFRAKTION1992:
Verkehr 2000, Bonn)

Anlage 2 Verkehrsaufkommen,VerkehrsleistungunddurchschnittlicheWegelänge1987
und 2005 (Quelle: PROGNOS/ IFEU/ TüV-RHEINLAND 1991, S. 7)

Anlage 3 Anteile des Verkehrs an den Emissionen klimarelevanter Spurengase (Quelle:
WISSENSCHAFTLICHERBEIRATBEIMBUNDESMINISTERFüRVERKEHRGruppeB1992,S.
74f)

Anlage 4 Endenergieverbrauch in der BRD 1970, 1980 und 1990 (Quelle: DIE ZEIT v.
7.2.1992)

Anlage 5 ModelledesregionalenÖPNV-Verbundes(Quelle:BUNDESMINISTERFüRVERKEHR
(Hg.) 1988: Kooperation im ÖPNV, Bonn, S. 31/ 36)

Anlage 6 KartederRegionFreiburg(Quelle:VERKEHRSGEMEINSCHAFTFREIBURG1991:Alles
über die neue Regio-Karte)

Anlage 7 BevölkerungsentwicklungimRaumFreiburg(Quelle:AMTFüRSTATISTIKUNDEIN-
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Anlage 8 Verwaltungsgliederung der Stadt Freiburg im Breisgau
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AMT 1988: Ruhender Verkehr - Ergebnisse und Folgerungen (Anlage))

Anlage 10 Die Mitglieder der Nahverkehrskommission (RAPIOR 1984, S. 135/ 136) und der
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Anlage 11 Liniennetzplan der Verkehrsgemeinschaft Freiburg

Anlage 12 InformationenzurAusgestaltungderRegio-Karte(Quelle:VERKEHRSGEMEIN-
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